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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Durchflihrung der Verordnung (EU)
2019/1111 dber die Zustandigkeit, die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in
Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und Uber
internationale Kindesentfiihrungen sowie zur Anderung sonstiger
Vorschriften

A. Problem und Ziel

Der Rat der Europaischen Union hat die Verordnung (EU) 2019/1111 des Rates vom
25. Juni 2019 Uber die Zustandigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und tber
internationale Kindesentfihrungen (ABI. L 178 vom 2.7.2019, S. 1; im Folgenden: Bris-
sel-1Ib-Verordnung) verabschiedet. Dabei handelt es sich um die Neufassung der Verord-
nung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 iber die Zustandigkeit und
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren
betreffend die elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1347/2000 (ABI. L 338 vom 23.12.2003, S. 1; im Folgenden: Brissel-lla-Verordnung).
Durch die Brissel-lIb-Verordnung entféllt insbesondere das Vollstreckbarerklarungsver-
fahren, das bislang der Vollstreckung ausléndischer Titel grundsatzlich vorgeschaltet ist.
Die Neuregelung, die ab dem 1. August 2022 in allen EU-Mitgliedstaaten mit Ausnahme
des Konigreichs Danemark Anwendung finden wird, gilt in der Bundesrepublik Deutsch-
land unmittelbar, bedarf jedoch einiger erganzender Durchfiihrungsvorschriften.

B. Losung

Der Entwurf erganzt das Internationale Familienrechtsverfahrensgesetz (IntFamRVG) um
die zur Durchfiihrung der Brissel-lIb-Verordnung erforderlichen Vorschriften. Neben not-
wendigen Folgednderungen im Rechtspflegergesetz, im Auslandsunterhaltsgesetz, im
Gesetz Uber Gerichtskosten in Familiensachen, im Rechtsanwaltsvergitungsgesetz sowie
im Achten Buch Sozialgesetzbuch sieht der Entwurf die Anderung einzelner Vorschriften
der Zivilprozessordnung vor, die der Durchfiihrung anderer EU-Verordnungen auf dem
Gebiet der justiziellen Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen dienen.
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C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Die geplanten Regelungen werden fir den Bundeshaushalt beim Bundesamt fir Justiz
voraussichtlich Ausgaben in H6he von jahrlich insgesamt 555 113 Euro zur Folge haben.
Dies beruht auf der Annahme, dass die folgenden Stellen beim Bundesamt fir Justiz er-
forderlich werden: A 15 — 1/2 Stelle, A 14 — 1 Stelle, A 13 g — 1,5 Stellen, A 12 — 1,5 Stel-
len, A9 m-1 Stelle, A 8 —1 Stelle.

Die geplanten Regelungen treten am 1. August 2022 in Kraft, so dass die errechneten
jahrlichen Personalkosten im Haushaltsjahr 2022 voraussichtlich nur in Héhe von 5/12,
also 231 297 Euro anfallen. Ab dem Haushaltsjahr 2023 werden sich die jahrlichen Aus-
gaben in voller HOhe realisieren.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmagig im Einzel-
plan 07 ausgeglichen werden. Uber Einzelheiten zur Deckung des Mehrbedarfs wird im
Rahmen kommender Haushaltsaufstellungsverfahren zu entscheiden sein.

Die geplanten Regelungen haben voraussichtlich keine Auswirkungen auf die Haushalte
der L&nder und Gemeinden.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand far Burgerinnen und Birger

Mit dem Entwurf ist kein zuséatzlicher Erfullungsaufwand fur Birgerinnen und Burger ver-
bunden. Die Brissel-lIb-Verordnung wird vielmehr zu einer geringfligigen Entlastung von
Bargerinnen und Burgern fiihren. Beteiligte, die eine Entscheidung in Ehesachen und im
Bereich der elterlichen Verantwortung in einem anderen Mitgliedstaat der Verordnung
vollstrecken wollen, missen dort kiinftig keine gerichtliche Vollstreckbarerklarung mehr
erwirken und zur Zwangsvollstreckung seltener als bisher eine Ubersetzung vorlegen.
Dadurch verringert sich innerhalb der Européischen Union der fir die grenziiberschreiten-
de Vollstreckung erforderliche Zeit- und Kostenaufwand geringfiigig.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Keine. Der Wirtschaft entstehen durch dieses Gesetz keine neuen Kosten.

Davon Birokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Der Entwurf dient im Wesentlichen der Durchfihrung der Brissel-lIb-Verordnung, die die
Brissel-lla-Verordnung ablést. Den Landesjustizverwaltungen und Gerichten entsteht
durch den Entwurf im Vergleich zu den Durchfihrungsvorschriften zur Brissel-lla-
Verordnung voraussichtlich weder ein Mehr- noch ein Minderaufwand. Der mit dem Weg-
fall bestehender Vorgaben einhergehende Minderaufwand wird durch Mehraufwand auf-
gewogen werden, der durch die Einfihrung neuer Vorgaben entsteht.
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Dem Bundesamt fur Justiz entsteht durch den Entwurf im Vergleich zu den Durchfih-
rungsvorschriften zur Brussel-lla-Verordnung voraussichtlich ein jahrlicher Mehraufwand
von insgesamt ca. 512 000 Euro. Davon sind 456 000 Euro durch die im Vergleich zur
Brissel-lla-Verordnung verédnderten Vorgaben der Brissel-lib-Verordnung veranlasst.
Nicht durch die Vorgaben der Brussel-llb-Verordnung veranlasst ist die erweiterte Beteili-
gungsmoglichkeit des Bundesamtes fiir Justiz als Zentrale Behtrde an gerichtlichen Ver-
fahren nach dem Haager Kindesentfihrungsibereinkommen, auf die ein Mehraufwand
von ca. 56 000 Euro entfallt.

F. Weitere Kosten

Sonstige direkte oder indirekte Kosten entstehen weder fur die Wirtschaft noch fur Bund,
Lander und Gemeinden. Die Ausfliihrung des Gesetzes wird sich weder auf die Einzel-
preise noch auf das allgemeine Preisniveau, insbesondere nicht auf das Verbraucher-
preisniveau, auswirken.
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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Durchflihrung der Verordnung (EU)
2019/1111 udber die Zustandigkeit, die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in
Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und Uber
internationale Kindesentfilhrungen sowie zur Anderung sonstiger
Vorschriften

Bundesrepublik Deutschland Berlin, 26. Marz 2021
Die Bundeskanzlerin

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprésidenten
Dr. Reiner Haseloff

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Ubersende ich gemaR Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes den
von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2019/1111
uber die Zustandigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die

elterliche Verantwortung und uber internationale Kindesentfiihrungen
sowie zur Anderung sonstiger Vorschriften

mit Begrindung und Vorblatt.

Der Gesetzentwurf ist besonders eilbedurftig, damit das Gesetzgebungsverfahren
noch in dieser Legislaturperiode abgeschlossen werden kann.

Fristablauf: 07.05.21
besonders eilbedirftige Vorlage geméaR Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG
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Federfihrend ist das Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates geméaR 8§86 Absatz 1
NKRG ist als Anlage beigefugt.

Mit freundlichen Griflen
Dr. Angela Merkel
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Entwurf eines Gesetzes zur Durchfihrung der Verordnung (EU)
2019/1111 uber die Zustandigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung
von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die el-

terliche Verantwortung und uber internationale Kindesentflihrungen

sowie zur Anderung sonstiger Vorschriften

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes

Das Internationale Familienrechtsverfahrensgesetz vom 26. Januar 2005 (BGBI. |
S. 162), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 31. Januar 2019 (BGBI. | S. 54) ge-
andert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt geandert:

a)

Die Angabe zu Abschnitt 5 wird wie folgt gefasst:

LAbschnitt 5
Zulassung der Zwangsvollstreckung, Anerkennungsfeststellung und Wiederherstellung des Sorge-
verhaltnisses im Anwendungsbereich des Haager Kinderschutziibereinkommens und des Europai-

schen Sorgerechtsiibereinkommens®.
Die Angabe zu § 18 wird wie folgt gefasst:
,§ 18  Besondere Regelungen zum Haager Kinderschutziibereinkommen®.

Die Angaben zu den §§ 35 und 36 werden wie folgt gefasst:

,§ 35 Schadensersatz wegen ungerechtfertigter Vollstreckung aus Titeln Gber die Erstattung von Verfahrens-
kosten

§ 36 Vollstreckungsabwehrklage bei Titeln Gber die Erstattung von Verfahrenskosten®.
Die Angaben zu den §§ 38 und 39 werden wie folgt gefasst:

.8 38  Besondere Verfahrensvorschriften

§ 39 Ausstellung von Bescheinigungen nach Artikel 29 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/1111 und Uber-
sendung von Unterlagen®.

Nach der Angabe zu Abschnitt 7 wird folgende Angabe eingefligt:
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f)

¢)]

k)

1)

LUnterabschnitt 1
Besondere Vorschriften zur Vollstreckung von Titeln tUber die Herausgabe oder Riickgabe von Per-

sonen oder die Regelung des Umgangs*.
Nach der Angabe zu § 44 werden die folgenden Angaben eingeflgt:

,=Unterabschnitt2
Besondere Vorschriften zur Vollstreckung von Titeln nach Kapitel IV der Verordnung (EU)
2019/1111
§ 44a  Allgemeine Verfahrensvorschriften
§ 44b  Verfahren auf Versagung der Vollstreckung nach Artikel 59 der Verordnung (EU) 2019/1111
§ 44c  Entscheidung Uber die Versagung der Vollstreckung und Bekanntmachung der Entscheidung
§ 44d  Sofortige Beschwerde
§ 44e  Rechtsbeschwerde
§ 44f  Aussetzung der Vollstreckung nach Artikel 56 Absatz 1, 2 und 4 der Verordnung (EU) 2019/1111
§ 44g Einstellung der Zwangsvollstreckung

§ 44h  Schadensersatz wegen ungerechtfertigter VVollstreckung aus Titeln liber die Erstattung von Verfahrens-
kosten

§ 44i  Vollstreckungsabwehrklage bei Titeln Gber die Erstattung von Verfahrenskosten

§ 44j  Verfahren auf Feststellung des Nichtvorliegens von Anerkennungsversagungsgriinden und auf Versa-
gung der Anerkennung®.

Die Angabe zu Abschnitt 9 wird wie folgt gefasst:

LAbschnitt 9
Bescheinigungen zu inlandischen Entscheidungen nach Kapitel IV der Verordnung (EU)

2019/1111%.

Nach der Angabe zu § 49 wird folgende Angabe eingeflgt:

,§50  Widerruf von Bescheinigungen®.

Die bisherige Angabe zu § 50 wird wie folgt gefasst:

,§51  Verfahren der nationalen Behérde:.

Die Angabe zu den §§ 51 bis 53 wird durch folgende Angabe ersetzt:

,§§ 52 und 53 (weggefallen)".

Die Angabe zu § 55 wird wie folgt gefasst:

,§55  Ubergangsvorschriften zur Verordnung (EU) 2019/1111%.

Die Angabe zu § 56 wird gestrichen.

2. In § 1 Nummer 1 werden die Worter ,Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom
27. November 2003 Uber die Zustandigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung
von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verant-
wortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 (ABI. EU Nr. L 338
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S. 1)“durch die Wérter ,Verordnung (EU) 2019/1111 des Rates vom 25. Juni 2019 tber
die Zustandigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesa-
chen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und Uber internationale
Kindesentfuhrungen (ABI. L 178 vom 2.7.2019, S. 1)" ersetzt.

In § 2 wird das Wort ,EG-Verordnung® durch das Wort ,EU-Verordnung® ersetzt.

In § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden die Wérter ,Artikel 53 der Verordnung (EG)
Nr. 2201/2003" durch die Woérter ,Artikel 76 der Verordnung (EU) 2019/1111* ersetzt.

§ 4 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe ,Verordnung (EG) Nr. 2201/2003“ wird durch die Angabe ,Verordnung
(EU) 2019/1111% und das Wort ,Mitteilungen® durch das Wort ,Antrage“ ersetzt.

b) Die folgenden Satze werden angefugt:

»Satz 1 gilt auch fur Mitteilungen nach dem Europaischen Sorgerechtsubereinkom-
men. Fur Mitteilungen nach der Verordnung (EU) 2019/1111 gilt Satz 1, solange
die Mitteilungen nicht in deutscher oder englischer Sprache abgefasst oder von
einer Ubersetzung in eine dieser Sprachen begleitet sind.*

§ 10 wird wie folgt gefasst:

»3 10
Ortliche Zustandigkeit fiir die Anerkennung und Vollstreckung

Das Familiengericht, in dessen Zustandigkeitsbereich sich die Person, gegen die
sich der Antrag richtet, oder das Kind, auf das sich die Entscheidung bezieht, zum Zeit-
punkt der Einleitung des Verfahrens gewohnlich aufhalt, ist 6rtlich ausschliellich zu-
standig fur

1. Verfahren nach Artikel 30 Absatz 3, Artikel 40 Absatz 1, Artikel 54 Absatz 1, Arti-
kel 56 Absatz 1, 2 und 4 sowie Artikel 59 der Verordnung (EU) 2019/1111,

2. die Zwangsvollstreckung von Titeln nach Kapitel IV der Verordnung (EU)
2019/1111 Gber die Herausgabe oder Riickgabe von Personen oder die Regelung
des Umgangs,

3. Verfahren nach den Artikeln 24 und 26 des Haager Kinderschutziibereinkommens
und

4. Verfahren nach dem Europaischen Sorgerechtsiibereinkommen.

Besteht fur Verfahren nach Satz 1 keine Zustandigkeit nach dieser Vorschrift, so ist
dasjenige Familiengericht ortlich ausschlieRlich zustandig, in dessen Zustandigkeits-
bereich zum Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens das Interesse an der Feststellung
hervortritt oder das Beduirfnis der Firsorge bekannt wird. Besteht flr Verfahren nach
Satz 1 keine Zustandigkeit nach Satz 1 oder Satz 2, ist das im Bezirk des Kammerge-
richts zur Entscheidung berufene Gericht ortlich ausschlie3lich zustandig.*

In § 11 Nummer 2 wird das Wort ,besteht® durch die Worter ,bekannt wird“ ersetzt.

§ 12 wird wie folgt geandert:
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a)

b)

In Absatz 1 werden die Worter ,sowie in Verfahren Uber die Vollstreckbarerklarung
nach Artikel 28 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003“ gestrichen.

In Absatz 2 werden die Worter ,Familiengericht Pankow/Weillensee® durch die
Woérter ,Familiengericht Pankow* ersetzt.

9. § 13a wird wie folgt geandert:

10.

11.

12.

a)

Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 werden die Worter ,Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe b der Verord-
nung (EG) Nr. 2201/2003“ durch die Worter ,Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe b
der Verordnung (EU) 2019/1111“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden die Worter ,Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe a der Verord-
nung (EG) Nr. 2201/2003“ durch die Woérter ,Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a
der Verordnung (EU) 2019/1111“ ersetzt.

cc) In Nummer 3 werden die Worter ,Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe c¢ der Verord-
nung (EG) Nr. 2201/2003“ durch die Worter ,Artikel 13 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2019/1111* ersetzt.

dd) In Nummer 5 werden nach dem Wort ,Kinderschutziibereinkommen* die Wor-
ter ,oder auf Ersuchen eines auslandischen Gerichts nach Artikel 13 Absatz 2
der Verordnung (EU) 2019/1111“ eingeflgt.

In Absatz 5 werden die Woérter ,Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003"
durch die Worter ,den Artikeln 12 und 13 der Verordnung (EU) 2019/1111“ ersetzt.

In Absatz6 Satz1 werden die Worter ,Artikels 15 der Verordnung (EG)
Nr. 2201/2003“ durch die Warter ,Artikels 12 der Verordnung (EU) 2019/1111“ er-
setzt.

In § 14 Nummer 2 werden die Worter ,als Familiensachen im Verfahren der freiwilligen
Gerichtsbarkeit® durch die Wérter ,nach den fir Kindschaftssachen geltenden Vor-
schriften des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ersetzt.

Die Uberschrift des Abschnitts 5 wird wie folgt gefasst:

LAbschnitt 5

Zulassung der Zwangsvollstreckung, Anerkennungsfeststellung und Wiederherstel-

lung des Sorgeverhaltnisses im Anwendungsbereich des Haager Kinderschutz-
Ubereinkommens und des Europaischen Sorgerechtsibereinkommens®.

In § 16 Absatz 1 werden die Woérter ,Mit Ausnahme der in den Artikeln 41 und 42 der
Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 aufgefiihrten Titel“ durch die Wérter ,,Im Anwendungs-
bereich des Haager Kinderschutzibereinkommens und des Europaischen Sorge-
rechtsibereinkommens® ersetzt.

13. § 17 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Absatz gilt nicht, wenn



14

15.

16.

17.

18.

19.

20

21
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1. flr die Zustellung unmittelbar anwendbare Regelungen der Europaischen Union
im Sinne von § 183 Absatz 1 Satz 1 der Zivilprozessordnung mafR3geblich sind oder

2. die antragstellende Person einen Verfahrensbevollmachtigen fur das Verfahren
bestellt hat, an den im Inland zugestellt werden kann.*

. § 18 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

.8 18
Besondere Regelungen zum Haager Kinderschutziibereinkommen®.
b) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Die Absatzbezeichnung (1) wird gestrichen.

bb) In Satz 1 werden die Wérter ,,der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 und® gestri-
chen.

c) Absatz 2 wird aufgehoben.
§ 20 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worter ,die Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 oder*
gestrichen.

b) In Absatz 2 werden das Semikolon und die Wérter ,in Ehesachen gilt § 788 der
Zivilprozessordnung entsprechend” gestrichen.

c) In Absatz 3 Satz 2 werden das Semikolon und die Wérter ,in Ehesachen sind die
Kosten dem Antragsteller aufzuerlegen® gestrichen.

§ 21 Absatz 3 wird wie folgt geandert:

a) Das Wort ,soweit“ wird durch das Wort ,wenn“ ersetzt und nach den Wértern ,voll-
endet hat” werden die Worter ,und nicht geschaftsunfahig ist eingefugt.

b) Folgender Satz wird angefugt:

,Eine Begrindung soll dem Kind nicht mitgeteilt werden, wenn Nachteile fur des-
sen Entwicklung, Erziehung oder Gesundheit zu befurchten sind.”

§ 22 wird wie folgt geéandert:

a) Die Absatzbezeichnung ,(1)* wird gestrichen.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

§ 24 Absatz 6 wird aufgehoben.

§ 26 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.

. In § 29 Satz 2 wird das Wort ,Gemeinschaften durch das Wort ,Union* ersetzt.

. § 30 wird wie folgt gedndert:
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22.

23.

24.

25.

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,,Gemeinschaft® durch das Wort ,Union“ ersetzt.
b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

~Entsprechend anzuwenden sind die §§ 546, 547, 560 und 577 der Zivilprozess-
ordnung mit Ausnahme von Absatz 2 Satz 1 bis 3."

§ 32 wird wie folgt geandert:

a) In Satz1 werden die Worter ,nach Artikel 21 Absatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 2201/2003,“ gestrichen.

b) In Satz 2 werden die Worter ,§ 18 Absatz 1 Satz 1 durch die Angabe ,§ 18 Satz 1*
ersetzt.

c) In Satz 3 werden die Woérter ,§ 18 Absatz 1 Satz 3“ durch die Angabe ,§ 18 Satz 3¢
ersetzt.

In § 33 Absatz 1 werden die Woérter ,der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003,“ gestrichen

§ 34 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 wird das Wort ,errichtet” durch das Wort ,geschaffen” ersetzt.

b) In Satz 2 werden nach dem Wort ,von* die Wérter ,in den Anwendungsbereich des
Haager Kinderschutzibereinkommens und des Europaischen Sorgerechts-
Ubereinkommens fallenden® eingefiigt und werden die Warter ,Vereinbarungen o-
der offentlichen Urkunden,” gestrichen.

§ 35 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,§ 35

Schadensersatz wegen ungerechtfertigter Vollstreckung aus Titeln Gber die Er-
stattung von Verfahrenskosten®.

b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) Die Worter ,die Geltendmachung des Anspruchs® werden durch die Woérter
~-den Antrag, mit dem ein Anspruch nach Absatz 1 geltend gemacht wird,” er-
setzt.

bb) Folgender Satz wird angefugt:
,ES entscheidet nach den flr sonstige Familiensachen im Sinne des § 266

Absatz 1 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit geltenden Vorschriften.”

26. Die Uberschrift des § 36 wird wie folgt gedndert:



27.

28.

20.
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»3 36
Vollstreckungsabwehrklage bei Titeln tber die Erstattung von Verfahrenskosten®.
§ 38 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

.3 38
Besondere Verfahrensvorschriften®.
b) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,vorrangig“ die Woérter ,und beschleunigt*
eingefigt.

bb) In Satz3 werden die Worter ,Artikel 11 Abs. 3 der Verordnung (EG)
Nr. 2201/2003 genannten Frist“ durch die Worter ,Artikel 24 Absatz 2 und 3
der Verordnung (EU) 2019/1111 genannten Fristen“ ersetzt.

c) Folgender Absatz 4 wird angefugt:

.(4) Werden gerichtliche Verfahren nach dem Haager Kindesentfliihrungs-
Ubereinkommen nicht nach § 6 Absatz 2 Satz 1 und 2 von der Zentralen Behoérde
eingeleitet, so benachrichtigt das Gericht die Zentrale Behorde von der Einleitung
des Verfahrens. Auf ihren Antrag ist sie am Verfahren zu beteiligen.”

§ 39 wird wie folgt gefasst:

,§ 39

Ausstellung von Bescheinigungen nach Artikel 29 Absatz 2 der Verordnung (EU)
2019/1111 und Ubersendung von Unterlagen

(1) Die Bescheinigung nach Artikel 29 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/1111
wird beim Gericht des ersten Rechtszugs von dem Familienrichter, in Verfahren vor
dem Oberlandesgericht von dem Vorsitzenden des Senats fur Familiensachen ausge-
stellt.

(2) Werden Unterlagen nach Artikel 29 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/1111
unmittelbar dem zustandigen Gericht oder der Zentralen Behdérde im Ausland Ubermit-
telt, sind der Zentralen Behdrde zur Erflillung ihrer Aufgaben nach Artikel 7 des Haager
Kindesentfuhrungsubereinkommens Abschriften dieser Unterlagen zu Ubersenden.”

§ 41 wird wie folgt gefasst:
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30.

31.

32.

»S 41
Bescheinigung tber Widerrechtlichkeit
(1) Uber einen Antrag, die Widerrechtlichkeit des Verbringens oder des Zuriick-
haltens eines Kindes nach Artikel 15 Satz 1 des Haager Kindesentfihrungsuberein-
kommens festzustellen, entscheidet in folgender Rangfolge das Familiengericht, in
dessen Zustandigkeitsbereich

1. die Sorgerechtsangelegenheit oder Ehesache im ersten Rechtszug anhangig ist
oder war,

2. das Kind seinen letzten gewdhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes hatte,

3. das Bedurfnis der Fursorge bekannt wird.
§ 12 gilt entsprechend.

(2) Der Antrag ist zu begrinden; die fur die Widerrechtlichkeit geltend gemachten
Grinde sind glaubhaft zu machen.

(3) Das Gericht kann im schriftlichen Verfahren und ohne Anhérung der Beteilig-
ten entscheiden. Die Entscheidung ist zu begrinden.

(4) Der Beschluss ist mit der sofortigen Beschwerde in entsprechender Anwen-
dung der §§ 567 bis 572 der Zivilprozessordnung anfechtbar. Eine Rechtsbeschwerde
findet nicht statt.”

Nach der Uberschrift des Abschnitts 7 wird folgende Uberschrift eingefiigt:

,Unterabschnitt 1

Besondere Vorschriften zur Vollstreckung von Titeln Gber die Herausgabe und Ruick-
gabe von Personen und die Regelung des Umgangs*®.

§ 44 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz1 Satz1 werden die Worter ,Kapitel lll der Verordnung (EG)
Nr. 2201/2003“ durch die Wérter ,Kapitel IV der Verordnung (EU) 2019/1111“ er-
setzt und werden nach dem Wort ,Herausgabe® die Wérter ,oder Rickgabe“ ein-
geflgt.

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort ,Titels“ die Worter ,nach dem Haager Kinder-
schutziibereinkommen, dem Haager Kindesentfiihrungsibereinkommen oder dem
Europaischen Sorgerechtsiibereinkommen® eingefligt.

Nach § 44 wird folgender Unterabschnitt 2 eingefugt:
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,Unterabschnitt 2

Besondere Vorschriften zur Vollstreckung von Titeln nach Kapitel IV der Verordnung
(EU) 2019/1111

§ 44a
Allgemeine Verfahrensvorschriften

(1) Aus einem Titel nach Kapitel IV der Verordnung (EU) 2019/1111, der in einem
anderen Mitgliedstaat vollstreckbar ist, findet die Zwangsvollstreckung im Inland statt,
ohne dass es einer Vollstreckungsklausel bedarf.

(2) Weist die zur Vollstreckung berechtigte Person bei Vorlage der nach den Arti-
keln 35, 46 oder 65 Absatz 2 Satz 2 der Verordnung (EU) 2019/1111 zwecks Vollstre-
ckung vorzulegenden Unterlagen nicht nach, wann der verpflichteten Person der zu
vollstreckende Titel und die nach den Artikeln 36, 47 oder 66 ausgestellte Bescheini-
gung zugestellt worden sind, so stellt die fur die Vollstreckung zustandige Stelle der
verpflichteten Person von Amts wegen Abschriften der ihr vorgelegten Bescheinigung
sowie der ihr vorgelegten Ausfertigung der Entscheidung zu.

(3) Umfasst ein vollstreckungsfahiger Titel nach Kapitel IV der Verordnung (EU)
2019/1111 nach dem Recht des Staates, in dem er geschaffen wurde, das Recht auf
Herausgabe des Kindes, so kann das Familiengericht die Herausgabeanordnung in
einer nach § 44 getroffenen Anordnung klarstellend aufnehmen.

§ 44b

Verfahren auf Versagung der Vollstreckung nach Artikel 59 der Verordnung (EU)
2019/1111

(1) Mit dem Antrag auf Versagung der Vollstreckung nach Artikel 59 der Verord-
nung (EU) 2019/1111 kénnen ausschlief3lich die in den Artikeln 41, 50, 56 Absatz 6
und Artikel 68 Absatz 2 und 3 der Verordnung (EU) 2019/1111 vorgesehenen Vollstre-
ckungsversagungsgrunde geltend gemacht werden.

(2) Der Antrag nach Absatz 1 ist bei dem zustandigen Gericht schriftlich einzu-
reichen oder mundlich zu Protokoll der Geschéftsstelle zu erklaren. Er soll die Vollstre-
ckungsversagungsgrunde bezeichnen, die geltend gemacht werden, und die zu ihrer
Begrindung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. Abweichend von § 114
Absatz 1 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist auch in Ehesachen im ersten Rechtszug eine
Vertretung durch einen Rechtsanwalt nicht erforderlich.

(3) Das Gericht kann der antragstellenden Person eine Frist fir die Bezeichnung
der geltend gemachten Vollstreckungsversagungsgrinde und die Angabe der zu ihrer
Begrindung dienenden Tatsachen und Beweismittel setzen. Mit der Fristsetzung ist
die antragstellende Person Uber die Folgen der Versdumung der Frist zu belehren.

(4) Vollstreckungsversagungsgriinde und die zu ihrer Begrindung dienenden
Tatsachen und Beweismittel, die erst nach Ablauf einer nach Absatz 3 Satz 1 gesetzten
Frist vorgebracht werden, sind nur zuzulassen, wenn
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1. ihre Zulassung nach der freien Uberzeugung des Gerichts die Erledigung des Ver-
fahrens nicht verzégern wirde oder

2. die antragstellende Person die Verspatung gentgend entschuldigt.

Der Entschuldigungsgrund nach Satz 1 Nummer 2 ist auf Verlangen des Gerichts
glaubhaft zu machen.

§ 44c

Entscheidung Uber die Versagung der Vollstreckung und Bekanntmachung der Ent-
scheidung

(1) Uber den Antrag auf Versagung der Vollstreckung nach Artikel 59 der Verord-
nung (EU) 2019/1111 entscheidet das Gericht durch Beschluss. Der Beschluss ist zu
begrinden. Er kann ohne mindliche Verhandlung ergehen.

(2) Fur die Kostenentscheidung gelten in Ehesachen die §§ 91 bis 107 der Zivil-
prozessordnung und in den tbrigen Verfahren die §§ 80 bis 85 des Gesetzes Uber das
Verfahren in Familiensachen und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
entsprechend.

(3) Der Beschluss ist den Beteiligten zuzustellen.

(4) In einem Verfahren, das die Versagung der Vollstreckung einer die elterliche
Verantwortung betreffenden Entscheidung zum Gegenstand hat, ist der Beschluss
auch zuzustellen:

1. dem gesetzlichen Vertreter des Kindes,
2. dem Vertreter des Kindes im Verfahren,

3. dem Kind selbst, wenn es das 14. Lebensjahr vollendet hat und nicht geschafts-
unfahig ist,

4. einem Elternteil, der nicht am Verfahren beteiligt war, sowie
5. dem Jugendamt.

Eine Begriundung soll dem Kind nicht mitgeteilt werden, wenn Nachteile fir dessen
Entwicklung, Erziehung oder Gesundheit zu befurchten sind.

(5) Ineinem Verfahren, das die Versagung der Vollstreckung einer Unterbringung

zum Gegenstand hat, ist der Beschluss auch dem Leiter der Einrichtung oder der Pfle-
gefamilie bekannt zu machen, in der das Kind untergebracht werden soll.

§ 44d
Sofortige Beschwerde

(1) Der Beschluss ist in entsprechender Anwendung der §§ 567 bis 572 der Zivil-
prozessordnung mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar.

(2) Abweichend von § 571 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 der Zivilprozessordnung
sind als neue Angriffs- und Verteidigungsmittel nur solche zuzulassen, die im ersten
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Rechtszug nicht geltend gemacht worden sind, ohne dass dies auf einer Nachlassigkeit
der Partei beruht. Das Beschwerdegericht kann verlangen, dass die Tatsachen, aus
denen sich die Zulassigkeit der neuen Angriffs- und Verteidigungsmittel nach Satz 1
ergibt, glaubhaft gemacht werden.

(3) Vollstreckungsversagungsgriinde und die zu ihrer Begrindung dienenden
Tatsachen und Beweismittel, die im ersten Rechtszug nach § 44b Absatz 4 zu Recht
zuruckgewiesen worden sind, bleiben ausgeschlossen.

(4) §44c Absatz 2 bis 5 ist entsprechend anzuwenden.

§ 44e
Rechtsbeschwerde

(1) Gegen den Beschluss des Beschwerdegerichts findet die Rechtsbeschwerde
zum Bundesgerichtshof statt, wenn das Beschwerdegericht sie in seinem Beschluss in
entsprechender Anwendung des § 574 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 3 der
Zivilprozessordnung zugelassen hat.

(2) §574 Absatz 4, § 575 Absatz 1 bis 4 sowie die §§ 576 und 577 der Zivilpro-
zessordnung und § 44c Absatz 2 bis 5 sind entsprechend anwendbar. In Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit bleiben § 574 Absatz4 und § 577 Absatz 2
Satz 1 bis 3 der Zivilprozessordnung sowie in § 576 Absatz 3 die Verweisung auf § 556
der Zivilprozessordnung auller Betracht.

(3) Soweit die Rechtsheschwerde darauf gestitzt wird, dass das Beschwerdege-
richt von einer Entscheidung des Gerichtshofs der Europaischen Union abgewichen
sei, muss die Entscheidung, von der der angefochtene Beschluss abweicht, in der Be-
schwerdebegrindung bezeichnet werden.

§ 44f

Aussetzung der Vollstreckung nach Artikel 56 Absatz 1, 2 und 4 der Verordnung (EU)
2019/1111

(1) Antragsberechtigt nach Artikel 56 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EU)
2019/1111 ist auch das betroffene Kind. Antragsberechtigt nach Artikel 56 Absatz 4 der
Verordnung (EU) 2019/1111 sind auch das betroffene Kind und das Jugendamt.

(2) Die Befugnis zur Aussetzung der Vollstreckung im Sinne des Artikels 56 Ab-
satz 1, 2 und 4 der Verordnung (EU) 2019/1111 umfasst die Befugnis zur Aufhebung
der bisherigen Vollstreckungsmafregeln. Die Entscheidung Uber eine Aussetzung der
Vollstreckung nach Artikel 56 Absatz 1, 2 und 4 der Verordnung (EU) 2019/1111 st
unanfechtbar.

(3) Fur die Entscheidung Uber die Aussetzung der Vollstreckung ist das Oberlan-
desgericht zustandig, wenn dort eine sofortige Beschwerde gegen einen im Vollstre-
ckungsverfahren ergangenen Beschluss anhangig ist.

(4) § 93 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit findet keine Anwendung.
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§ 449

Einstellung der Zwangsvollstreckung

(1) Die Zwangsvollstreckung ist einzustellen, wenn die Ausfertigung einer rechts-
kraftigen Entscheidung vorgelegt wird, aus der sich ergibt, dass

1. die Vollstreckung im Verfahren nach Artikel 59 der Verordnung (EU) 2019/1111
versagt worden ist oder

2. die Vollstreckung nach Artikel 56 Absatz 1, 2 oder 4 der Verordnung (EU)
2019/1111 ausgesetzt worden ist.

In den Fallen des Satzes 1 Nummer 1 sind die bereits getroffenen Vollstreckungsmal}-
regeln aufzuheben. In den Fallen des Satzes 1 Nummer 2 bleiben die bereits getroffe-
nen Vollstreckungsmaliregeln einstweilen bestehen, sofern nicht durch die Entschei-
dung Uber die Aussetzung der Vollstreckung auch die Aufhebung der bisherigen Voll-
streckungsmalregeln angeordnet ist.

(2) Die Zwangsvollstreckung ist entsprechend § 775 Nummer 1 und 2 und § 776
der Zivilprozessordnung einzustellen oder zu beschranken, wenn Folgendes vorgelegt
wird:

1. im Fall einer nach Artikel 47 der Verordnung (EU) 2019/1111 bescheinigten Ent-
scheidung eine Bescheinigung Uber die Aussetzung oder Einschrankung der Voll-
streckbarkeit nach Artikel 49 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/1111,

2. im Fall eines nicht in Nummer 1 genannten Titels eine Entscheidung des Mitglied-
staates, in dem der Titel geschaffen wurde, Uber die Nichtvollstreckbarkeit oder
Uber die Beschrankung der Vollstreckbarkeit.

Im Fall des Satzes 1 Nummer 2 ist auf Verlangen des Vollstreckungsorgans eine Uber-
setzung der Entscheidung in die deutsche Sprache vorzulegen. Die Ubersetzung ist
von einer in einem der Mitgliedstaaten der Europaischen Union hierzu befugten Person
zu erstellen.

§ 44h

Schadensersatz wegen ungerechtfertigter Vollstreckung aus Titeln Uber die Erstat-
tung von Verfahrenskosten

(1) Wird ein Titel Uber die Erstattung von Verfahrenskosten in dem Mitgliedstaat,
in dem er geschaffen wurde, aufgehoben oder abgeandert, so ist die berechtigte Per-
son zum Ersatz des Schadens verpflichtet, welcher der verpflichteten Person durch die
Vollstreckung des Titels oder durch eine Leistung zur Abwendung der Vollstreckung
entstanden ist, sofern der Titel zum Zeitpunkt der Zwangsvollstreckungsmaflinahme
noch mit einem ordentlichen Rechtsbehelf angefochten werden konnte.

(2) Fur den Antrag, mit dem ein Anspruch nach Absatz 1 geltend gemacht wird,
ist das Gericht ausschlief3lich zustéandig, das im ersten Rechtszug Uber den Antrag auf
Versagung der Vollstreckung entschieden hat oder liber einen solchen Antrag zu ent-
scheiden hatte. Es entscheidet nach den fir sonstige Familiensachen im Sinne des
§ 266 Absatz 1 des Gesetzes uUber das Verfahren in Familiensachen und in den Ange-
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit geltenden Vorschriften.
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§ 44i
Vollstreckungsabwehrklage bei Titeln tber die Erstattung von Verfahrenskosten

(1) Die aus einem Titel Uber die Erstattung von Verfahrenskosten verpflichtete
Person kann Einwendungen gegen den Anspruch selbst im Wege einer Klage entspre-
chend § 767 der Zivilprozessordnung insoweit geltend machen, als die Grinde, auf
denen sie beruhen, erst nach Erlass des Titels entstanden sind.

(2) Fur die Klage nach Absatz 1 ist das Gericht ausschlielich zustandig, das im
ersten Rechtszug Uber den Antrag auf Versagung der Vollstreckung entschieden hat
oder Uber einen solchen Antrag zu entscheiden hatte.

§ 44]

Verfahren auf Feststellung des Nichtvorliegens von Anerkennungsversagungsgrin-
den und auf Versagung der Anerkennung

(1) Auf das Verfahren Uber einen gesonderten Feststellungsantrag nach Arti-
kel 30 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/1111 und auf das Verfahren Uber einen
gesonderten Antrag auf Versagung der Anerkennung nach Artikel 40 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EU) 2019/1111 sind § 44b Absatz 2 Satz 1 und 3, Absatz 3 und 4 sowie
§ 44c entsprechend anzuwenden. Antragsberechtigt ist, wer ein rechtliches Interesse
an der Feststellung oder an der Versagung der Anerkennung hat. Der Antrag auf Ver-
sagung der Anerkennung nach Artikel 40 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/1111 soll
bezeichnen, welche der in den Artikeln 38, 39, 50 oder 68 der Verordnung (EU)
2019/1111 vorgesehenen Anerkennungsversagungsgriinde geltend gemacht werden,
und die zu ihrer Begrindung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben.

(2) Der erstinstanzliche Beschluss ist mit der sofortigen Beschwerde in entspre-
chender Anwendung des § 44d anfechtbar. Der Beschluss des Beschwerdegerichts ist
in entsprechender Anwendung des § 44e mit der Rechtsbeschwerde anfechtbar.

(3) Wird der Titel in dem Mitgliedstaat, in dem er geschaffen worden ist, aufgeho-
ben oder geandert und kann die Aufhebung oder Anderung in dem Verfahren auf Fest-
stellung des Nichtvorliegens von Anerkennungsversagungsgrunden nicht mehr geltend
gemacht werden, so kann der Antragsgegner die Aufhebung oder Anderung der Ent-
scheidung, dass kein Anerkennungsversagungsgrund gegeben ist, in einem besonde-
ren Verfahren beantragen. Fir die Entscheidung Gber den Antrag ist das Familienge-
richt ausschlieRlich zustandig, das im ersten Rechtszug Uber den Feststellungsantrag
nach Absatz 1 entschieden hat. § 44b Absatz 2 Satz 1 und 3, die §§ 44c und 44d Ab-
satz 1 und 4 sowie § 44e sind entsprechend anzuwenden.”

In § 45 Satz 1 werden die Worter ,Artikel 56 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003“ durch
die Worter ,Artikel 82 der Verordnung (EU) 2019/1111“ ersetzt.

§ 47 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Ortlich zustandig ist das Familiengericht, in dessen Bezirk das Oberlandesgericht, in
dessen Bezirk das Kind untergebracht werden soll, seinen Sitz hat.”

In der Uberschrift des Abschnitts 9 wird die Angabe ,der Verordnung (EG)
Nr. 2201/2003* durch die Angabe ,Kapitel IV der Verordnung (EU) 2019/1111* ersetzt.

Die §§ 48 und 49 werden durch die folgenden §§ 48 bis 50 ersetzt:
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.S 48
Ausstellung von Bescheinigungen

(1) Bescheinigungen nach Artikel 36 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/1111
werden von dem Gericht ausgestellt, das die Entscheidung erlassen hat. Bescheini-
gungen nach Artikel 49 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/1111 werden von dem
Gericht ausgestellt, das die Vollstreckbarkeit der Entscheidung ausgesetzt oder einge-
schrankt hat.

(2) Bescheinigungen nach Artikel 36 Absatz 1, Artikel 47 Absatz 1 und Artikel 49
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/1111 werden beim Gericht des ersten Rechtszugs
von dem Familienrichter, bei einem hdéheren Gericht von dem Vorsitzenden des zu-
standigen Senats fur Familiensachen ausgestellt. Die Bescheinigungen sind ohne An-
hérung des Antragsgegners auszustellen.

(3) Eine Ausfertigung der Bescheinigung nach Artikel 36 Absatz 1 und Artikel 47
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/1111 ist dem Antragsgegner zuzustellen. Die Zu-
stellung erfolgt von Amts wegen. Das gilt nicht, wenn die antragstellende Person Uber-
mittlung an sich zur Zustellung im Parteibetrieb beantragt hat.

(4) Die Entscheidung des Familienrichters, mit der ein Antrag auf Ausstellung ei-
ner Bescheinigung nach Artikel 36 Absatz 1 oder nach Artikel 47 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2019/1111 zurtickgewiesen wird, ist mit der sofortigen Beschwerde in ent-
sprechender Anwendung der §§ 567 bis 572 der Zivilprozessordnung anfechtbar. Eine
Rechtsbeschwerde findet nicht statt.

§ 49
Berichtigung von Bescheinigungen
Fur die Berichtigung einer Bescheinigung nach Artikel 36 der Verordnung (EU)
2019/1111 (Artikel 37 der Verordnung (EU) 2019/1111) und fur die Berichtigung einer
Bescheinigung nach Artikel 47 der Verordnung (EU) 2019/1111 (Artikel 48 Absatz 1

und 3 der Verordnung (EU) 2019/1111) qilt § 319 der Zivilprozessordnung entspre-
chend.

§ 50
Widerruf von Bescheinigungen
(1) Uber den Widerruf einer Bescheinigung nach Artikel 47 der Verordnung (EU)
2019/1111 (Artikel 48 der Verordnung (EU) 2019/1111) entscheidet das Gericht, das
die Bescheinigung ausgestellt hat.

(2) § 319 Absatz 2 und 3 der Zivilprozessordnung ist auf den Widerruf entspre-
chend anzuwenden.”

37. Der bisherige § 50 wird § 51.

38. § 55 wird wie folgt gefasst:
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»8 55
Ubergangsvorschriften zur Verordnung (EU) 2019/1111

Wenn fir vor dem 1. August 2022 eingeleitete gerichtliche Verfahren, formlich er-
richtete oder eingetragene offentliche Urkunden und vollstreckbar gewordene Verein-
barungen nach Artikel 100 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/1111 die Verordnung
(EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 Uber die Zustandigkeit und die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren
betreffend die elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1347/2000 (ABI. L 338 vom 23.12.2003, S. 1; L 99 vom 15.4.2016, S. 34), die zu-
letzt durch die Verordnung (EG) Nr. 2116/2004 (ABI. L 367 vom 14.12.2004, S. 1) ge-
andert worden ist, weiter gilt, ist dieses Gesetz in seiner am 31. Juli 2022 geltenden
Fassung anzuwenden.*

39. § 56 wird aufgehoben.

Artikel 2

Anderung des Rechtspflegergesetzes

§ 14 Absatz 2 des Rechtspflegergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. April 2013 (BGBI. | S. 778, 2014 |1 S. 46), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
19. Marz 2020 (BGBI. | S. 541) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»(2) Soweit die MalRnahmen und Anordnungen nach den §§ 10 bis 15, 20, 21, 32 bis 35,

38 bis 41, 44 bis 44c, 44f, 44h, 44j und 47 bis 50 des Internationalen Familienrechtsverfah-
rensgesetzes dem Familiengericht obliegen, bleiben sie dem Richter vorbehalten.*

Artikel 3

Anderung der Zivilprozessordnung

Die Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2005
(BGBI. | S. 3202; 2006 | S. 431; 2007 | S. 1781), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes
vom 22. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3320) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Dem § 1080 Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:

,Das gilt nicht, wenn die antragstellende Person Ubermittlung an sich zur Zustellung im
Parteibetrieb beantragt hat.”

2. Dem § 1111 Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:

,Das gilt nicht, wenn die antragstellende Person Ubermittlung an sich zur Zustellung im
Parteibetrieb beantragt hat.”
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Artikel 4

Anderung des Auslandsunterhaltsgesetzes

Das Auslandsunterhaltsgesetz vom 23. Mai 2011 (BGBI. | S. 898), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2019 (BGBI. | S. 1724) geandert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1. § 25 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:

,a) im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2019/1111 des Rates vom 25. Juni
2019 Uber die Zustandigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung
und Uber internationale Kindesentfuhrungen (ABI. L 178 vom 2.7.2019, S. 1) nach
Artikel 3 der Verordnung (EU) 2019/1111.*.

2. In §7 Absatz1 Satz 2, § 21 Absatz 1 Satz 2, § 27 Absatz 1 Satz 3, § 28 Absatz 1

Satz 2 und § 35 Absatz 1 Satz 2 werden jeweils die Woérter ,Pankow/Weillensee® durch
die das Wort ,Pankow" ersetzt.

Artikel 5

Anderung des EU-Gewaltschutzverfahrensgesetzes

In § 5 Absatz 2 und § 19 Satz 2 des EU-Gewaltschutzverfahrensgesetzes vom 5. De-
zember 2014 (BGBI. | S. 1964) werden jeweils die Worter ,Pankow/WeilRensee“ durch das
Wort ,Pankow” ersetzt.

Artikel 6

Anderung des Gesetzes iiber Gerichtskosten in Familiensachen

Die Anlage 1 (Kostenverzeichnis) des Gesetzes Uber Gerichtskosten in Familiensa-
chen vom 17. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2586, 2666), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 21. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3229) geandert worden ist, wird wie folgt gean-
dert:

1. In Nummer 1710 wird der Gebuhrentatbestand wie folgt gedndert:

a) In Nummer 4 wird das Wort ,und“ durch ein Komma ersetzt.

b) Nummer 5 wird durch die folgenden Nummern 5 und 6 ersetzt:

,9. Aufhebung oder Abanderung von Entscheidungen in den in den Num-
mern 2 bis 4 genannten Verfahren und

6. Versagung der Vollstreckung nach den §§ 44b und 44c IntFamRVG*.

2. In Nummer 1712 werden in dem Gebuhrentatbestand nach der Angabe ,ZPO* die Wér-
ter ,und auf Aussetzung der Vollstreckung nach § 44f IntFamRVG* eingeflgt.
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Artikel 7

Anderung des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes

Das Rechtsanwaltsvergutungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBI. | S. 718, 788), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3320) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In § 18 Absatz 1 Nummer 6 werden nach den Woértern ,§ 1109 der Zivilprozessord-
nung“ ein Komma und die Wérter ,jedes Verfahren Uber Antrage auf Aussetzung der
Vollstreckung nach § 44f des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes® ein-
gefugt.

2. In § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 9a Buchstabe b wird die Angabe ,§ 48" durch die
Worter ,§ 39 Absatz 1 und § 48 ersetzt.

3. Nummer 3328 der Anlage 1 (Vergutungsverzeichnis) wird wie folgt geandert:

a) Im Gebulhrentatbestand werden die Worter ,Beschrankung oder” durch die Waorter
.Beschrankung, Aussetzung oder” ersetzt.

b) Satz 1 der Anmerkung wird wie folgt gefasst:

,Die Geblhr entsteht nicht, wenn die Tatigkeit zum Rechtszug gehdrt (§ 19 Abs. 1
Satz 2 Nr. 12 RVG).”

Artikel 8

Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch

§ 38 des Achten Buches Sozialgesetzbuch — Kinder- und Jugendhilfe — in der Fassung
der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBI. | S. 2022), das zuletzt durch [... Ar-
tikel 1 Nummer 28 des Entwurfs eines Gesetzes zur Starkung von Kindern und Jugendli-
chen (Kinder- und Jugendstarkungsgesetz — KISG), Bundestagsdrucksache 19/26107] ge-
andert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2019/1111 des Rates vom 25. Juni
2019 Uber die Zustandigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung
und Uber internationale Kindesentfuhrungen (ABI. L 178 vom 2.7.2019, S. 1) die
Voraussetzungen des Artikels 82 oder*.

2. Absatz 5 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:

,a) der Verordnung (EU) 2019/1111 zur Erflllung der MalRgaben des Artikels 82,°.
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Artikel 9

Bekanntmachungserlaubnis

Das Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz kann den Wortlaut des
Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes in der vom 1. August 2022 an geltenden
Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 10

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 1. August 2022 in Kraft. Am Tag nach
der Verkindung treten in Kraft:

1. Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe ¢, Nummer 8 Buchstabe b, Nummer 10, 13, 16, 20, 25,
26, 29,

2. Artikel 3,

3. Artikel 4 Nummer 2 und

B

Artikel 5.
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Begriundung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

1. Der Rat der Europaischen Union hat am 25. Juni 2019 die Verordnung (EU) 2019/1111
uber die Zustandigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesa-
chen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und Uber internationale Kin-
desentfuhrungen verabschiedet (ABI. L 178 vom 2.7.2019, S. 1; im Folgenden: Brissel-11b-
Verordnung). Dabei handelt es sich um die Neufassung der Verordnung (EG)
Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 Uber die Zustandigkeit und die Anerken-
nung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die
elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 (ABI.
L 338 vom 23.12.2003, S. 1; im Folgenden: Brussel-lla-Verordnung). Die Brissel-1Ib-Ver-
ordnung ist am 22. Juli 2019 in Kraft getreten und gilt — mit Ausnahme bestimmter staatli-
cher Mitteilungspflichten und der Ermachtigung der Kommission zum Erlass delegierter
Rechtsakte, die bereits mit Inkrafttreten Anwendung finden — ab dem 1. August 2022. Fir
ihre Anwendbarkeit kommt es auf den Zeitpunkt der Einleitung des gerichtlichen Verfah-
rens, der Errichtung oder Eintragung der offentlichen Urkunde sowie der Eintragung der
Vereinbarung an. Fur Entscheidungen in vor diesem Stichtag eingeleiteten gerichtlichen
Verfahren, fur vorher férmlich errichtete oder eingetragene 6ffentliche Urkunden und voll-
streckbar gewordene Vereinbarungen bleibt gemaf Artikel 104 Absatz 1 in Verbindung mit
Artikel 100 Absatz 2 der Brissel-1Ib-Verordnung die Brissel-lla-Verordnung anwendbar.

Die Brussel-lIb-Verordnung regelt die internationale Zustandigkeit sowie die Anerkennung
und Vollstreckung von Titeln aus anderen Mitgliedstaaten in Ehesachen und in Verfahren
betreffend die elterliche Verantwortung und internationale Kindesentfiihrungen.

Sie gilt fur die Mitgliedstaaten der Europaischen Union mit Ausnahme des Konigreichs Da-
nemark. Danemark beteiligt sich nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag uber die Euro-
paische Union und dem Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union beigefugten
Protokolls Nr. 22 Gber die Position Danemarks nicht an der Annahme der Verordnung.

Rechtsgrundlage der Brussel-llIb-Verordnung ist Artikel 81 Absatz 3 des Vertrages uber die
Arbeitsweise der Europaischen Union.

2. Die Brussel-lIb-Verordnung fasst die geltende Brissel-lla-Verordnung neu und entwickelt
sie in wesentlichen Bereichen fort.

Die Brussel-lIb-Verordnung sieht klarere Vorschriften fir den Verkehr 6ffentlicher Urkunden
und Vereinbarungen vor: Da ein freier Verkehr rein privater Vereinbarungen durch die Ver-
ordnung nicht geregelt wird, ist ihr Anwendungsbereich auf in einem Mitgliedstaat férmlich
errichtete oder eingetragene 6ffentliche Urkunden sowie dort eingetragene Parteivereinba-
rungen beschrank.

Mit der Anwendung der Brissel-lIb-Verordnung entfallt das sogenannte Vollstreckbarerkla-
rungsverfahren (Exequaturverfahren) bei der grenziberschreitenden Vollstreckung aller in
ihren Anwendungsbereich fallenden Titel in einem anderen Mitgliedstaat der Verordnung.
Unter der Geltung der Brussel-lla-Verordnung mussen Parteien, die ihren Titel betreffend
die elterliche Verantwortung in einem anderen Mitgliedstaat der Verordnung vollstrecken
wollen, diesen im Vollstreckungsmitgliedstaat grundsatzlich zunachst fur vollstreckbar er-
klaren lassen, bevor sie zur eigentlichen Zwangsvollstreckung ubergehen konnen. Lediglich
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bei der Vollstreckung der sogenannten privilegierten Entscheidungen — Umgangsentschei-
dungen sowie Rickgabeanordnungen im Rahmen von Sorgerechtsverfahren im Herkunfts-
staat nach dem sogenannten Ubergeordneten Mechanismus im Anschluss an die Ableh-
nung der Riickgabe des Kindes gemaR Artikel 13 des Haager Ubereinkommens (iber die
zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentfihrung (BGBI. 1990 Il S. 206; im Folgen-
den: Haager Kindesentflihrungstibereinkommen) — ist der Zwischenschritt der Vollstreck-
barerklarung bereits nach der Brussel-lla-Verordnung entbehrlich. Kunftig entfallt dieser
Zwischenschritt fur alle in den Anwendungsbereich der Brissel-lIb-Verordnung fallenden
Titel, seien es Entscheidungen, offentliche Urkunden oder Vereinbarungen. Ermdglicht wird
dies durch die Festschreibung verfahrensrechtlicher Mindeststandards, deren Nichteinhal-
tung die Aussetzung oder Versagung der Vollstreckung im Vollstreckungsmitgliedstaat zur
Folge haben kann.

Die die Vollstreckung betreibende Partei hat der fur die Vollstreckung zustandigen Behdrde
des Vollstreckungsmitgliedstaates zum Zwecke der Vollstreckung kunftig lediglich noch
eine Ausfertigung des Titels sowie die bereits unter dem Regime der Brissel-lla-Verord-
nung vorgesehene, von der zustandigen Stelle des Ursprungsmitgliedstaates auszustel-
lende Bescheinigung mit den fur die Vollstreckung relevanten Angaben vorzulegen. Erleich-
terungen gelten auch bei der Vorlage von Ubersetzungen. Was die Bescheinigung betrifft,
ist eine Ubersetzung nur der (ibersetzbaren Inhalte der Freitextfelder vorzulegen, wenn die
fur die Vollstreckung zustéandige Behorde dies fiir erforderlich halt. Eine Ubersetzung des
Titels kann sie nur noch verlangen, wenn sie das Verfahren ohne die Ubersetzung nicht
fortsetzen kann.

Bei der Ausstellung der Bescheinigungen flr privilegierte Entscheidungen ist weiterhin —
anders als bei den ubrigen Entscheidungen — die Einhaltung bestimmter verfahrensrechtli-
cher Standards zu Uberprifen und zu bestatigen. Der Rechtsschutz gegen die Vollstre-
ckung der privilegierten Entscheidungen wird insofern verbessert, als die fur die Vollstre-
ckung erforderliche Bescheinigung im Ursprungsmitgliedstaat nicht nur wie bisher — und bei
nicht privilegierten Entscheidungen auch weiterhin — berichtigt werden kann, sondern, wenn
sie gemessen an den fur ihre Ausstellung festgelegten Voraussetzungen zu Unrecht aus-
gestellt wurde, auch widerrufen werden muss. Bei der Ausstellung der Bescheinigungen fir
offentliche Urkunden und Vereinbarungen ist — neu — zu Uberprifen und zu bestatigen, dass
die internationale gerichtliche Zustandigkeit des Mitgliedstaates, dessen Behdrden die 6f-
fentlichen Urkunden errichtet oder registriert beziehungsweise die Vereinbarungen regis-
triert haben, besteht. Auch diese Bescheinigung kann nicht nur berichtigt, sondern muss
auch, wenn sie zu Unrecht ausgestellt wurde, widerrufen werden.

Das Verfahren zur Vollstreckung der im Ursprungsmitgliedsstaat ergangenen Titel, seien
es Entscheidungen, 6ffentliche Urkunden oder Vereinbarungen, richtet sich unter der Bris-
sel-lIb-Verordnung grundsatzlich weiterhin nach dem Recht des Vollstreckungsmitglied-
staates. Allerdings wird die Abschaffung des Exequaturverfahrens durch die Einfuhrung
neuer Rechtsschutzmoglichkeiten flankiert: Die Brussel-lIb-Verordnung sieht — in Anleh-
nung an die derzeitigen Grunde flr die Nichtanerkennung in der Brussel-lla-Verordnung —
eine bestimmte Anzahl harmonisierter Gruinde fur die Versagung und Aussetzung der Voll-
streckung im Vollstreckungsmitgliedstaat vor. Die Entscheidungen betreffend die elterliche
Verantwortung, die schon bisher vom Exequaturverfahren ausgenommen waren, bleiben
insofern privilegiert, als sich die Versagungsgrunde auf die Unvereinbarkeit mit einer spater
ergangenen Entscheidung beschranken. Dabei bleibt es dem nationalen Recht Uberlassen,
dariber zu befinden, ob die Griinde fir die Versagung der Vollstreckung von einer Partei
geltend gemacht werden mussen oder von Amts wegen zu beachten sind. Neben den har-
monisierten Grunden fur die Versagung und Aussetzung der Vollstreckung bleiben die im
Recht des Vollstreckungsmitgliedstaates vorgesehenen Griinde fir die Versagung und
Aussetzung der Vollstreckung anwendbar, sofern sie nicht mit der Verordnung unvereinbar
sind.
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Die Brussel-lIb-Verordnung begriindet die Verpflichtung der Gerichte der Mitgliedstaaten,
dem Kind, das fahig ist, sich eine eigene Meinung zu bilden, in den unter die Verordnung
fallenden grenzuberschreitenden Verfahren zur elterlichen Verantwortung die Gelegenheit
zur Meinungsaulierung zu geben. Die Anerkennung und Vollstreckung einer in einem sol-
chen Verfahren ergangenen Entscheidung kann grundsatzlich versagt werden, wenn dieser
Verpflichtung nicht entsprochen wurde. Es bleibt allerdings Sache der Mitgliedstaaten, im
nationalen Recht zu regeln, wer das Kind anhort und wie es angehort wird, ohne dass eine
Uberprifung dieser Einzelheiten durch die Gerichte eines anderen Mitgliedstaates mdglich
ist. Daher soll es nach dem Willen des Verordnungsgebers nicht zulassig sein, die Aner-
kennung und Vollstreckung einer Entscheidung einzig und allein aus dem Grund zu versa-
gen, dass das Gericht des Ursprungsmitgliedstaates die Anhérung des Kindes auf andere
Weise vorgenommen hat, als dies ein Gericht des Anerkennungs- und Vollstreckungsmit-
gliedstaates tun warde.

Das Rickgabeverfahren nach dem Haager Kindesentfihrungsibereinkommen soll durch
die Neufassung der Verordnung in der Europaischen Union noch schneller und effektiver
angewendet werden. Zu diesem Zweck sieht die Brussel-llb-Verordnung, die die wesentli-
chen Vorschriften zur internationalen Kindesentfuhrung systematisch in einem Kapitel bun-
delt, prazise Fristen fir die mit einem Rickgabeverfahren befassten Stellen vor: Die er-
suchte Zentrale Behorde hat den Eingang eines diesbeztliglichen Antrags binnen flinf Tagen
zu bestatigen (Artikel 23 Absatz 2 Satz 1 Brussel-1Ib-Verordnung). Die gerichtlichen Ent-
scheidungen der ersten und der Rechtsmittelinstanz haben — aul3er bei aulergewodhnlichen
Umstanden — jeweils binnen sechs Wochen zu ergehen (Artikel 24 Absatz 2 und 3 Brissel-
IIb-Verordnung). Ruckgabeentscheidungen sind binnen weiterer sechs Wochen zu vollstre-
cken (Artikel 28 Absatz 2 Brissel-1Ib-Verordnung). Die Brussel-lIb-Verordnung erméachtigt
das Gericht zudem ausdricklich, einstweilige Mallnahmen einschliellich Schutzmalinah-
men anzuordnen — wahrend des Rickgabeverfahrens, um den Kontakt zwischen dem zu-
rickgelassenen Elternteil und dem Kind sicherzustellen, wenn dies dem Kindeswohl ent-
spricht, sowie bei Rlickgabe des Kindes, um dieses vor der schwerwiegenden Gefahr eines
korperlichen oder seelischen Schadens im Sinne von Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe b des
Haager Kindesentfihrungsibereinkommens zu schitzen. Ausdricklich soll eine Rick-
gabeentscheidung ungeachtet der Einlegung eines Rechtsbehelfs fir vorlaufig vollstreck-
bar erklart werden kénnen. Ferner wird der alternativen Streitbeilegung eine prominentere
Stellung eingerdumt, um dauerhafte Losungen zu erleichtern, die auf der Autonomie der
Parteien beruhen.

Ob die grenzuberschreitende Unterbringung eines Kindes der vorherigen Zustimmung der
Behorden des Mitgliedstaates, in dem das Kind untergebracht werden soll, bedarf, und wel-
ches Verfahren dabei einzuhalten ist, beantwortet bislang das innerstaatliche Recht dieses
Mitgliedstaates. Die Brussel-lIb-Verordnung sieht nun in ihrem Artikel 82 Absatz 1 Satz 1
und Absatz 5 ein unionsautonomes Erfordernis der vorherigen Zustimmung vor, ohne die
die Unterbringungsentscheidung nicht ergehen darf, sofern nicht abweichende Verwal-
tungsvereinbarungen zwischen den betroffenen Mitgliedstaaten bestehen. Das Verfahren
zur Einholung der Zustimmung richtet sich grundsatzlich weiterhin nach dem nationalen
Recht des ersuchten Mitgliedstaates. Allerdings bestimmt die Brussel-IIb-Verordnung nun-
mehr die Anforderungen, denen ein Zustimmungsersuchen genliigen muss, und eine der
zugigeren Durchfiihrung des Verfahrens dienende Dreimonatsfrist fur die Erteilung oder
Verweigerung der Zustimmung.

Was schlieRlich die Zusammenarbeit der Zentralen Behorden bei Verfahren betreffend die
elterliche Verantwortung betrifft, wird die Stellung der Zentralen Behdrden gestarkt. Aulder
in dringenden Fallen und unbeschadet der im Rahmen der Verordnung zulassigen direkten
Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen Gerichten sind ausgehende Ersuchen Uber
die Zentrale Behorde des ersuchenden Mitgliedstaates an die Zentrale Behdrde des er-
suchten Mitgliedstaates zu Ubermitteln. Auch bei dem vor der grenzuberschreitenden Un-
terbringung von Minderjahrigen vorgesehenen Konsultationsverfahren sind die jeweiligen
Zentralen Behérden zwingend einzuschalten. Die Aufgaben der Zentralen Behdrden bei der
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Zusammenarbeit in Einzelfallen werden deutlich konkretisiert. Zudem normiert die Brissel-
IIb-Verordnung eine Frist von drei Monaten, binnen derer der ersuchenden Zentralen Be-
horde die erbetenen Informationen spatestens zu Ubermitteln sind, es sei denn, dies ist
aufgrund aufliergewdhnlicher Umstande unmaglich.

3. EU-Verordnungen gelten in den Mitgliedstaaten unmittelbar. Trotz dieser unmittelbaren
Geltung bedirfen auch die Regelungen der Brissel-lIb-Verordnung zur Durchfiihrung in
einzelnen Punkten der Erganzung durch innerstaatliches Verfahrensrecht. Die Brissel-llb-
Verordnung lasst den Mitgliedstaaten Spielraum, Einzelheiten so auszugestalten, dass sich
die in der Verordnung geregelten Verfahren mdglichst nahtlos in das System des inner-
staatlichen Prozessrechts einflgen.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

1. Die fur die Durchfiihrung der Brissel-1Ib-Verordnung erforderlichen Vorschriften sollen in
das Gesetz zur Aus- und Durchfiihrung bestimmter Rechtsinstrumente auf dem Gebiet des
internationalen Familienrechts (IntFamRVG) eingestellt werden. Dies mag auf den ersten
Blick Uberraschen, da bislang systematisch die Regelungen des Vollstreckbarerklarungs-
verfahrens im Zentrum des IntFamRVG stehen. Dieses Vollstreckbarerklarungsverfahren
schafft die Brissel-lIb-Verordnung fur die in ihren Anwendungsbereich fallenden Titel aber
gerade ab. Bei genauerer Betrachtung stellt sich die Aufnahme der Durchfihrungsvorschrif-
ten der Brissel-lIb-Verordnung ins IntFamRVG aus Sicht der Rechtsanwendung dennoch
als sachgerecht und vorzugswiirdig gegeniber der Schaffung eines eigenen Durchfiih-
rungsgesetzes fur die Brissel-lIb-Verordnung dar: Mit dem IntFamRVG wurde der familien-
rechtlichen Praxis ein eigenstandiges und umfassendes Aus- und Durchfiihrungsgesetz fur
mehrere im Sachzusammenhang zueinander stehende Rechtsinstrumente auf dem Gebiet
des internationalen Familienrechts zur Verfugung gestellt. Diesen Rechtsinstrumenten ist
die Brussel-lIb-Verordnung ebenso wie ihre Vorgangerin thematisch zuzuordnen.

Die Brussel-lIb-Verordnung gilt nach ihrem Artikel 100 Absatz 1 nur fir am oder nach dem
1. August 2022 eingeleitete gerichtliche Verfahren, formlich errichtete oder eingetragene
offentliche Urkunden und eingetragene Vereinbarungen. Nur auf diese Verfahren, 6ffentli-
chen Urkunden und Vereinbarungen sollen auch die neuen Durchfiihrungsvorschriften an-
wendbar sein. Fir Entscheidungen in vor dem Stichtag 1. August 2022 eingeleiteten ge-
richtlichen Verfahren, fur vorher formlich errichtete oder eingetragene 6ffentliche Urkunden
und vollstreckbar gewordene Vereinbarungen bleibt gemaf’ Artikel 104 Absatz 1 in Verbin-
dung mit Artikel 100 Absatz 2 der Brissel-lIb-Verordnung die Brissel-lla-Verordnung an-
wendbar. Insoweit sollen auch die bislang geltenden Durchfuhrungsvorschriften anwendbar
bleiben.

Dies hat zur Folge, dass die Brussel-lla-Verordnung und die Brussel-lIb-Verordnung mit
ihren jeweiligen nationalen Durchfiihrungsbestimmungen auf langere Sicht nebeneinander
anwendbar sein werden. Um die Lesbarkeit und Verstandlichkeit des IntFamRVG zu erhal-
ten, soll die ab dem 1. August 2022 geltende Fassung des Gesetzes ausschlieBlich die
Durchfiihrungsbestimmungen fir die Brissel-lIb-Verordnung enthalten, nicht auch diejeni-
gen flr die Briissel-lla-Verordnung. Entsprechend verweist die Ubergangsvorschrift des
§ 55 IntFamRVG-E fir vor dem Stichtag 1. August 2022 eingeleitete gerichtliche Verfahren,
formlich errichtete oder eingetragene 6ffentliche Urkunden und vollstreckbar gewordene
Vereinbarungen, fir die die Brissel-lla-Verordnung weiter gilt, auf die Anwendbarkeit des
IntFamRVG in seiner am 31. Juli 2022 geltenden Fassung. Der Rechtsanwender wird also
fur langere Zeit auf beide Fassungen zurickgreifen missen: auf die am 31. Juli 2022 gel-
tende Fassung flr nach der Brissel-lla-Verordnung zu beurteilende Altfalle, auf die ab dem
1. August 2022 geltende Fassung fur nach der Brussel-lIb-Verordnung zu beurteilende
Neufalle.
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Entsprechend werden, beginnend mit dem Anwendungsbereich in § 1 Nummer 1, im ge-
samten IntFamRVG Bezugnahmen auf die Brussel-lla-Verordnung und ihre Vorschriften
durch solche auf die Brissel-lIb-Verordnung ersetzt: Dies betrifft die Anderungenin § 2, § 3
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, § 4 Absatz 1, § 10, § 13a Absatz 4 Satz 1 Nummern 1 bis 3
und 5, Absatz 5 und 6, § 38 Absatz 1 Satz 3, § 44 Absatz 1 Satz 1, § 45 Satz 1, Uberschrift
zu Abschnitt 9, § 49, Uberschrift zu § 55.

2. Abschnitt 5 des IntFamRVG (Zulassung der Zwangsvollstreckung, Anerkennungsfest-
stellung und Wiederherstellung des Sorgeverhaltnisses) soll keine Anwendung auf Titel der
Brussel-lIb-Verordnung finden und nur noch Ausfihrungsvorschriften flr die Anerken-
nungs- und Vollstreckungsiibereinkommen, also das Haager Kinderschutziibereinkommen
und das Europaische Sorgerechtsiibereinkommen, enthalten.

Die Brussel-lIb-Verordnung schafft das sogenannte Vollstreckbarerklarungsverfahren
(Exequaturverfahren) als Zwischenschritt bei der grenziberschreitenden Vollstreckung ab.
Infolgedessen sind Durchfiihrungsvorschriften fur die Vollstreckbarerklarung fur in den An-
wendungsbereich der Brissel-lIb-Verordnung fallende Titel nicht erforderlich. Die Unterab-
schnitte 1 bis 3 zur Zulassung der Zwangsvollstreckung in Abschnitt 5 des IntFamRVG aber
finden nach ihrer jetzigen Fassung auf alle Rechtsinstrumente der Anerkennung und Voll-
streckung Anwendung, deren Durch- oder Ausfuhrung das IntFamRVG dient. Daher ist
durch die Anderung des IntFamRVG sicherzustellen, dass Unterabschnitte 1 bis 3 des Ab-
schnitts 5 auf Titel nach der Brissel-lIb-Verordnung keine Anwendung finden.

Was die Unterabschnitte 4 bis 7 betrifft, bedarf zwar auch die Brissel-lIb-Verordnung ent-
sprechender Durchfuhrungsvorschriften fur die Anerkennungsfeststellung (§ 32 IntFam-
RVG), die Anordnung auf Herausgabe des Kindes (§ 33 Absatz 1 IntFamRVG), ein geson-
dertes Verfahren auf Aufhebung oder Anderung der Entscheidung, mit der die Anerkennung
eines Titels festgestellt wird (§ 34 Absatz 1 Satz 2 IntFamRVG), den Schadensersatz we-
gen ungerechtfertigter Vollstreckung (§ 35 IntFamRVG) sowie die Vollstreckungsabwehr-
klage (§ 36 IntFamRVG). Doch liegt all diesen Vorschriften in ihrer jetzigen Fassung das
Leitbild eines Rechtsinstruments der Anerkennung und Vollstreckung zugrunde, das als
Zwischenschritt auf dem Weg zur Vollstreckung die vorherige Vollstreckbarerklarung des
zu vollstreckenden Titels erfordert. Diesem Leitbild kehrt die Briissel-lIb-Verordnung jedoch
den Rucken, indem Titel aus anderen Mitgliedstaaten der Verordnung unmittelbar wie ein
inlandischer Titel zu vollstrecken sind. Diesem Paradigmenwechsel wird auch bei der Aus-
gestaltung der zur Durchflihrung der Brissel-llb-Verordnung erforderlichen Vorschriften
Rechnung getragen, indem sie nicht, anknipfend an und aufbauend auf die Verfahrensvor-
schriften der Vollstreckbarerklarung in Abschnitt 5 des IntFamRVG verortet werden, son-
dern systematisch zutreffend in dessen Abschnitt 7 zur Vollstreckung. Siehe dort § 44a Ab-
satz 3 IntFamRVG-E fiur die Anordnung auf Herausgabe des Kindes, § 44h IntFamRVG-E
fur den Schadensersatz wegen ungerechtfertigter Vollstreckung, § 44i IntFamRVG-E fir die
Vollstreckungsabwehrklage sowie § 44j IntFamRVG-E fur das Verfahren auf Feststellung
des Nichtvorliegens von Anerkennungsversagungsgrinden und auf Versagung der Aner-
kennung sowie fiir die Aufhebung der Anderung der Entscheidung, dass kein Anerken-
nungsversagungsgrund gegeben ist.

Die Brussel-lIb-Verordnung wird aus dem Anwendungsbereich des Abschnitts 5 des Int-
FamRVG ausgenommen, indem Abschnitt 5 in seiner Uberschrift auf das Haager Kinder-
schutziibereinkommen und das Europaische Sorgerechtsiibereinkommen beschrankt wird.
Klarstellend geschieht dies auch noch einmal in § 16 Absatz 1 und in § 34 Absatz 1 Satz 2
IntFamRVG-E. Ersatzlos gestrichen werden § 22 Absatz 2 und der darauf Bezug neh-
mende § 24 Absatz 6 IntFamRVG sowie die Bezugnahmen auf die Brissel-1la-Verordnung
in § 12 Absatz 1, § 16 Absatz 1, § 18 Absatz 1 Satz 1, § 20 Absatz 1 Satz 3, § 32 Satz 1
und in § 33 Absatz 1 IntFamRVG.

Da mit der Brussel-lIb-Verordnung auch das einzige Rechtsinstrument, dessen Aus- bezie-
hungsweise Durchflihrung das IntFamRVG dient und das Ehesachen zum Gegenstand hat,
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aus dem Anwendungsbereich des Abschnitts 5 ausgenommen wird, werden dort alle sich
ausschlielich auf die Vollstreckbarerklarung von Titeln in Ehesachen beziehenden Vor-
schriften des IntFamRVG ersatzlos gestrichen. Dies betrifft § 18 Absatz 2, § 20 Absatz 2
Halbsatz 2 und Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 2 sowie § 26 Absatz 2 Satz 2. Darlber hinaus
wird § 30 Absatz 2 Satz 2, der sich derzeit sowohl auf Familiensachen im Verfahren der
freiwilligen Gerichtsbarkeit als auch auf Ehesachen bezieht, derart umformuliert, dass er
kiinftig nur noch die Vorschriften der ZPO fir entsprechend anwendbar erklart, die auf Fa-
miliensachen im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend anwendbar sind.

3. Abschnitt 7 des IntFamRVG zur Vollstreckung wird durch die Untergliederung in zwei
Unterabschnitte neu strukturiert.

Unterabschnitt 1 enthalt kinftig die besonderen Vorschriften zur Vollstreckung aller in den
Anwendungsbereich des IntFamRVG fallenden Entscheidungen Uber die Herausgabe und
Ruckgabe von Personen und die Regelung des Umgangs.

Durch die Uberschrift von Unterabschnitt 1 und die Ergéanzung von § 44 Absatz 1 Satz 1
IntFamRVG um das Wort ,Rickgabe“ wird ausdricklich klargestellt, dass diese besondere
Vollstreckungsvorschrift gleichermalen fur Titel gilt, die auf Riickgabe einer Person gerich-
tet sind, wie fur Titel, die auf Herausgabe einer Person gerichtet sind. Diese Klarstellung
wird erforderlich, nachdem deutsche Gerichte nach Auslegung des § 44 in mehreren Fallen
entschieden hatten, dass bei Riickgabeentscheidungen nach dem Haager Kindesentfiih-
rungsibereinkommen die Vollstreckung der Pflicht des betreuenden Elternteils zur Riick-
fihrung des Kindes in den Ursprungsstaat nicht auf § 44 IntFamRVG gestitzt werden
konne.

In Unterabschnitt 2 werden die besonderen Durchflihrungsvorschriften zur Vollstreckung
von Titeln nach Kapitel IV der Brissel-1Ib-Verordnung erganzt.

Zwar richtet sich auch das Verfahren zur Vollstreckung eines in den Anwendungsbereich
der Brussel-lIb-Verordnung fallenden auslandischen Titels grundsatzlich nach dem Recht
des Vollstreckungsmitgliedstaates und sind auslandische Titel unter den gleichen Bedin-
gungen zu vollstrecken wie eine im Vollstreckungsmitgliedstaat ergangene Entscheidung.
Damit sind auslandische Titel nach der Brissel-lIb-Verordnung in der Bundesrepublik
Deutschland grundsatzlich nach den fiir entsprechende deutsche Titel geltenden Vollstre-
ckungsvorschriften zu vollstrecken. Allerdings sind daneben einige den Besonderheiten der
Brussel-lIb-Verordnung Rechnung tragende Vollstreckungsvorschriften erforderlich.

Dies betrifft vor allem die notwendigen nationalen Vorschriften zur Durchfiihrung der neu
eingefihrten Verfahren auf Versagung der Vollstreckung nach Artikeln 59 bis 63 und auf
Aussetzung der Vollstreckung nach Artikel 56 Absatz 1, 2 und 4 der Brussel-lIb-Verord-
nung. Soweit die Verfahren fir die Versagung beziehungsweise die Aussetzung der Voll-
streckung nicht in der Brissel-1Ib-Verordnung selbst geregelt sind, obliegt die Ausgestal-
tung dem Recht des Vollstreckungsmitgliedstaates. Dem dienen die neuen §§ 44b bis 44g
IntFamRVG-E.

Fur die Ausgestaltung der Verfahren auf Feststellung des Nichtvorliegens von Anerken-
nungsversagungsgrunden nach Artikel 30 Absatz 3 und auf Versagung der Anerkennung
nach Artikel 40 Absatz 1 verweist die Brissel-lIb-Verordnung auf die Vorschriften fur das
Verfahren auf Versagung der Vollstreckung. Folgerichtig werden auch die erganzenden na-
tionalen Verfahrensvorschriften in § 44j Absatz 1 und 2 an die erganzenden nationalen Ver-
fahrensvorschriften der §§ 44b bis 44e IntFamRVG-E angelehnt.

Daneben enthalt Unterabschnitt 2 in § 44a IntFamRVG-E einige allgemeine Vollstreckungs-
verfahrensvorschriften speziell fir die Vollstreckung von Titeln nach der Brissel-11b-Verord-
nung sowie die aus Abschnitt 4 ausgelagerten Vorschriften zum Schadensersatz wegen
ungerechtfertigter Vollstreckung (§ 44h IntFamRVG-E), zur Vollstreckungsabwehrklage
(§ 44i IntFamRVG-E) sowie fir das besondere Verfahren zur Aufhebung oder Anderung
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der Entscheidung, dass kein Anerkennungsversagungsgrund gegeben ist (§ 44j Absatz 3
IntFamRVG-E).

4. In Abschnitt 9 werden, wie zuvor fur Titel nach Kapitel 1V der Brussel-lla-Verordnung, die
notwendigen nationalen Verfahrensvorschriften flr die nach der Brussel-1Ib-Verordnung
vorgesehenen Bescheinigungen geregelt, die flir die Anerkennung und Vollstreckung inlan-
discher Titel im Ausland erforderlich sind. Dies betrifft die Regelung der innerstaatlichen
Zustandigkeit fur die Ausstellung der Bescheinigungen in § 48 Absatz 1 IntFamRVG-E, die
Regelung zur Berichtigung von Bescheinigungen in § 49 IntFamRVG-E und — neu — die
Regelung zum Widerruf von Bescheinigungen fur privilegierte Entscheidungen in § 50 Int-
FamRVG-E.

5. Mit Blick auf sonstige Vorschriften der Brussel-lIb-Verordnung besteht kein gesetzgebe-
rischer Handlungsbedarf. Diese gelten unmittelbar und bedirfen keiner erganzenden nati-
onalen Regelungen.

6. SchlieBlich wird das Gesetzgebungsvorhaben zum Anlass genommen, dem Vollstre-
ckungsglaubiger durch Anderung der Vorschriften des § 1080 Absatz 1 Satz 2 ZPO zur
Durchfuhrung der Verordnung (EG) Nr. 805/2004 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 21. April 2004 zur Einfihrung eines europaischen Vollstreckungstitels fir unbe-
strittene Forderungen (ABI. L 143, S. 15; im Folgenden: Verordnung (EG) Nr. 805/2004)
und des § 1111 Absatz 1 Satz 3 ZPO zur Durchfihrung der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2012 Uber die gerichtliche
Zustandigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen (ABI. L 353, S. 1; im Folgenden: Verordnung (EU) Nr. 1215/2012) die Mdg-
lichkeit zu eréffnen, die Zustellung der flr die Vollstreckung erforderlichen Bestatigungen
und Bescheinigungen an den Vollstreckungsschuldner im Parteibetrieb zu bewirken.

1. Alternativen

Keine.

IV. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich fur die vorgesehenen Durchfih-
rungsvorschriften zur Brussel-lIb-Verordnung aus Artikel 74 Absatz1 Nummer 1 des
Grundgesetzes (birgerliches Recht, gerichtliches Verfahren, Rechtsanwaltschaft).

Hinsichtlich der Folgeanderungen in § 38 des Achten Buches Sozialgesetzbuch — Kinder-
und Jugendhilfe [Gesetzgebungsverfahren zum KJSG — Kinder- und Jugendstarkungsge-
setz — noch nicht abgeschlossen] zusatzlich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 in Verbin-
dung mit Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes. Die Erforderlichkeit bundesgesetzlicher
Regelung folgt daraus, dass unterschiedliche Verfahren bei der grenziiberschreitenden Zu-
sammenarbeit erhebliche Rechtsunsicherheiten und damit unzumutbare Behinderungen fur
den grenzuberschreitenden Rechtsverkehr erzeugten. Ohne bundesgesetzliche Regelun-
gen ware eine Rechtszersplitterung mit problematischen Folgen zu besorgen, die im Inte-
resse des Bundes und der Lander, aber auch im Interesse der Rechtssuchenden nicht hin-
genommen werden kann.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes flr die nicht durch die Brussel-Ilb-Verordnung
veranlasste Anderung einzelner Vorschriften der Zivilprozessordnung ergibt sich aus Arti-
kel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (gerichtliches Verfahren).
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europadischen Union und volkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtlichen Vertragen,
die die Bundesrepublik Deutschland geschlossen hat, vereinbar.

VL. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Brussel-lIb-Verordnung, deren Durchfihrung der Entwurf im Wesentlichen dient, ver-
einfacht im europaischen Rechtsraum die grenziiberschreitende Vollstreckung von Titeln in
Ehesachen und betreffend die elterliche Verantwortung. Beteiligte, die einen solchen Titel
in einem anderen Mitgliedstaat der Verordnung vollstrecken wollen, missen dort keine ge-
richtliche Vollstreckbarerklarung mehr erwirken und zur Zwangsvollstreckung seltener als
bisher eine Ubersetzung vorlegen. Dadurch kénnen Titel kiinftig schneller und kostengiins-
tiger in anderen Mitgliedstaaten der Verordnung durchgesetzt werden.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-
Agenda 2030 fir nachhaltige Entwicklung dient.

Die Europaische Union bildet einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts. Tra-
gender Pfeiler dieses Raums sind im Bereich des Zivilrechts die Rechtsinstrumente der
justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen mit grenziberschreitendem Bezug. Sie erleich-
tern den Zugang zum Recht, insbesondere durch die gegenseitige Anerkennung und Voll-
streckung gerichtlicher Entscheidungen zwischen den Mitgliedstaaten. In die Reihe dieser
Rechtsinstrumente fugt sich die Brussel-1Ib-Verordnung ein. Sie regelt vor allem die grenz-
uberschreitende Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in
Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung. Indem der Entwurf die notwendigen er-
ganzenden nationalen Verfahrensvorschriften zur Durchfihrung der Brussel-lIb-Verord-
nung regelt, stellt er insbesondere sicher, dass die Anerkennung und Vollstreckung von in
einem anderen Mitgliedstaat erlassenen Entscheidungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land gleichermalfien gut funktioniert wie die Anerkennung und Vollstreckung einer deut-
schen Entscheidung in der Bundesrepublik Deutschland. Damit tragt der Entwurf zur
Rechtssicherheit bei und schafft die Voraussetzungen fir den reibungslosen grenziber-
schreitenden Verkehr von Titeln auf dem Gebiet des Familienrechts. Der Entwurf leistet
damit einen Beitrag zu Sustainable Development Goal 16 der Agenda 2030 ,Friedliche und
inklusive Gesellschaften im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung férdern, allen Menschen
Zugang zur Justiz ermdglichen und effektive, rechenschaftspflichtige und inklusive Institu-
tionen auf allen Ebenen aufbauen® und folgt dem Prinzip 5 ,Sozialen Zusammenhalt in einer
offenen Gesellschaft wahren und verbessern® der Prinzipien fur nachhaltige Entwicklung
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Die geplanten Regelungen werden fur den Bundeshaushalt beim Bundesamt fur Justiz vo-
raussichtlich Ausgaben in Héhe von jahrlich insgesamt 555 113 Euro zur Folge haben. Dies
beruht auf der Annahme, dass die folgenden Stellen beim Bundesamt fur Justiz erforderlich
werden: A 15 — 1/2 Stelle, A 14 — 1 Stelle, A13 g — 1,5 Stellen, A 12 — 1,5 Stellen, A9 m —
1 Stelle, A 8 — 1 Stelle.

Die geplanten Regelungen treten am 1. August 2022 in Kraft, so dass die errechneten jahr-
lichen Personalkosten im Haushaltsjahr 2022 voraussichtlich nur in Hohe von 5/12, also
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231 297 Euro anfallen. Ab dem Haushaltsjahr 2023 werden sich die jahrlichen Ausgaben in
voller HOhe realisieren.

Die Einzelheiten kdnnen der folgenden Tabelle enthommen werden:

Jahrliche Haushaltsausgaben ohne Erfiilllungsaufwand — Gesamt
Lauf- Jahresar- Gesamtbearbei- | Anzahl Wer- Personalein-
bahn beitsminuten | tungszeitin Mi- | der erfor- | tigkeit | zelkosten in
nuten derlichen Euro
Arbeits-
krafte ge-
rundet
Hoherer 101 374 | (148 550 + 9 480 1,5
Dienst =) 158 030
(hD) (47 450 + 1 740 0,5 A15 59 876
49 190
(101 100 + 7 740 1 A 14 104 062
=) 108 840
Gehobe- 100 811 (230 800 + 3,0
ner 42 896 + 51 660
Dienst =)
(gD) 325 356
1,5| A13g 141 429
1,5 A12 127 281
Mittlerer 97 758 (181 500 + 2
Dienst 15600 =)
(mD) 196 800
1] A9m 64 197
1 A8 58 268
Gesamt 555 113

Ursachen fir den Stellenbedarf sind: a. Anstieg der vom Bundesamt flr Justiz zu bearbei-
tenden Amts- und Rechtshilfeersuchen infolge deren starkerer Kanalisierung Uber die Zent-
ralen Behdrden durch die Brissel-llb-Verordnung, b. Qualitativer Mehraufwand des Bun-
desamtes fur Justiz bei der Bearbeitung von Ersuchen nach dem Haager Kindesentfih-
rungsiubereinkommen infolge geanderter Vorgaben der Brissel-llb-Verordnung, c. Eroff-
nung der Mdglichkeit der Beteiligung des Bundesamtes fiir Justiz an gerichtlichen Verfahren
nach dem Haager Kindesentfiihrungsiubereinkommen nach § 38 Absatz 4 IntFamRVG-E.
Im Einzelnen:

a. Anstieg der vom Bundesamt fur Justiz zu bearbeitenden Amts- und Rechtshilfeersuchen
infolge deren starkerer Kanalisierung uber die Zentralen Behorden durch die Briussel-llb-
Verordnung

Siehe dazu die Erlauterungen unter 4. a. aa. zum Erfillungsaufwand sowie die dort abge-
druckte Tabelle zur Ermittlung der Bearbeitungszeit. Danach wird sich der im Bundesamt
fur Justiz anfallende jahrliche Zeitaufwand fur die Bearbeitung der zusatzlichen Ersuchen
auf insgesamt 230 800 Minuten fir eine Kraft im gehobenen Dienst, 181 500 Minuten fir
eine Kraft im mittleren Dienst, 101 100 Minuten fiir einen Referenten oder eine Referentin
im hoheren Dienst und 47 450 Minuten fiir eine Referatsleiterin oder einen Referatsleiter im
hoheren Dienst belaufen.

Daraus ergibt sich der folgende Stellenbedarf:

Jéahrliche Haushaltsausgaben ohne Erfiilllungsaufwand — Anstieg der vom Bun-
desamt fiir Justiz (BfJ) zu bearbeitenden Ersuchen infolge deren starkerer Kanali-
sierung lber die Zentralen Behorden (ZB)
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Laufbahn Jahresarbeitsmi- Gesamtbearbei- Anzahl der erfor-
nuten tungszeit in Minu- | derlichen Arbeits-
ten krafte

hD 101 374 148 550 1,47
Referent_in 101 100 1,00
Referatsleiter_in 47 450 0,47
gD 100 811 230 800 2,29
mD 97 758 181 500 1,86

b. Qualitativer Mehraufwand des Bundesamtes fur Justiz bei der Bearbeitung von Ersuchen
nach dem Haager Kindesentfiihrungstibereinkommen infolge geanderter Vorgaben der
Brussel-lIb-Verordnung

Siehe dazu die Erlauterungen unter 4. a. ee. zum Erfullungsaufwand sowie die dort abge-
druckte Tabelle zur Ermittlung der Bearbeitungszeit. Danach wird sich der im Bundesamt
fur Justiz anfallende jahrliche Zeitaufwand fir die Bearbeitung von Fallen nach dem Haager
Kindesentfiihrungstibereinkommen (HKU) innerhalb des Anwendungsbereichs der Briissel-
[Ib-Verordnung um insgesamt 42 896 Minuten flir eine Kraft im gehobenen Dienst erhéhen.

Daraus ergibt sich der folgende Stellenbedarf:

Jahrliche Haushaltsausgaben ohne Erfilllungsaufwand — Qualitativer Mehrauf-
wand BfJ bei der Bearbeitung von HKU-Verfahren
Laufbahn Jahresarbeitsminu- Gesamtbearbeitungs- Anzahl der er-
ten zeit in Minuten forderlichen Ar-
beitskrafte
gD 100 811 42 896 0,43

c. Eréffnung der Mdglichkeit der Beteiligung des Bundesamtes flr Justiz an gerichtlichen
Verfahren nach dem Haager Kindesentfihrungsibereinkommen nach § 38 Absatz 4 Int-
FamRVG-E

Siehe dazu die Erlauterungen unter 4. b. aa. zum Erflllungsaufwand sowie die dort abge-
druckte Tabelle zur Ermittlung der Bearbeitungszeit. Danach wird sich der jahrliche Zeitauf-
wand fur die Bearbeitung der zusatzlichen Verfahren im Bundesamt fir Justiz auf insgesamt
51 660 Minuten fur eine Kraft im gehobenen Dienst, 15 600 Minuten fir eine Kraft im mitt-
leren Dienst, 7 740 Minuten fir einen Referenten oder eine Referentin im hoheren Dienst
und 1 740 Minuten fir eine Referatsleiterin oder einen Referatsleiter im héheren Dienst
belaufen.

Daraus ergibt sich der folgende Stellenbedarf:

Jahrliche Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand — Er6ffnung Moglichkeit
der Beteiligung BfJ an gerichtlichen HKU-Verfahren nach § 38 Absatz 4 IntFam-
RVG-E

Laufbahn Jahresarbeitsmi- Gesamtbearbei- Anzahl der erfor-

nuten tungszeit in Minu- | derlichen Arbeits-
ten krafte

hD 101 374 9480 0,09
Referent_in 7 740 0,08
Referatsleiter_in 1740 0,01
gD 100 811 51 660 0,51
mD 97 758 15 600 0,16

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmafig im Einzelplan
07 ausgeglichen werden. Uber Einzelheiten zur Deckung des Mehrbedarfs wird im Rahmen
kommender Haushaltsaufstellungsverfahren zu entscheiden sein.
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Die geplanten Regelungen haben voraussichtlich keine Auswirkungen auf die Haushalte
der Lander und Gemeinden.

4. Erfullungsaufwand

a. Der Entwurf dient im Wesentlichen der Durchfihrung der Brissel-11b-Verordnung, die fir
am oder nach dem 1. August 2022 eingeleitete gerichtliche Verfahren, férmlich errichtete
oder eingetragene 6ffentliche Urkunden und eingetragene Vereinbarungen die Brissel-lla-
Verordnung abldst. Es ist also der Mehr- oder Minderaufwand zu ermitteln, der durch die
Durchfihrungsvorschriften zur Brissel-lIb-Verordnung im Vergleich zu den Durchfiihrungs-
vorschriften zur Brissel-lla-Verordnung entsteht.

Der Entwurf Gbernimmt zu einem ganz tiberwiegenden Teil und ohne inhaltliche Anderun-
gen Vorgaben, die auch schon zur Durchfihrung der Brussel-lla-Verordnung bestanden.
Veranderte Vorgaben betreffen die folgenden Bereiche:

aa. Starkung der Stellung der Zentralen Behérden durch die Brissel-l1b-Verordnung

§ 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 IntFamRVG-E weist die Aufgaben der Zentralen Behorde
nach der Brussel-lIb-Verordnung dem Bundesamt fur Justiz zu. Die Stellung der Zentralen
Behdrden bei der Zusammenarbeit bei Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung
wird durch die Brissel-lIb-Verordnung gestarkt. Aul3er in dringenden Fallen und unbescha-
det der im Rahmen der Verordnung zuldssigen direkten Zusammenarbeit und Kommunika-
tion zwischen Gerichten sind ausgehende Ersuchen Uber die Zentrale Behérde des ersu-
chenden Mitgliedstaates an die Zentrale Behérde des ersuchten Mitgliedstaates zu Uber-
mitteln (Artikel 78 Absatz 3, Artikel 86 Absatz 1 Brissel-lIb-Verordnung).

Dies wird steigende Fallzahlen im Bereich der vom Bundesamt fiir Justiz zu bearbeitenden
Amts- und Rechtshilfeersuchen zur Folge haben. Dies betrifft insbesondere drei Arten von
Ersuchen: zum ersten die Einholung von Informationen, die in Verfahren betreffend die el-
terliche Verantwortung nach Artikel 80 Brissel-lIb-Verordnung von Belang sind (soge-
nannte Sozialberichte), zum zweiten die Konsultation bei grenziiberschreitenden Unterbrin-
gungen von Minderjahrigen (Artikel 82 Brussel-lIb-Verordnung), zum dritten Informations-
anfragen allgemeiner Art, die beim Bundesamt fur Justiz als sogenannte AR-Sachen ge-
fuhrt werden.

Wie stark das jahrliche Fallaufkommen ansteigen wird, 1asst sich nicht verlasslich prognos-
tizieren. Denn in wie vielen Fallen aus- und eingehende Ersuchen bislang nicht Gber das
Bundesamt fiir Justiz geleitet werden, ist diesem naturgemaf nicht bekannt. Es kann aber
auch nicht ermittelt werden, da derlei Ersuchen eine Vielzahl unterschiedlicher Absender
und Empfanger haben kénnen - in- und auslandische Gerichte, Behdrden sowie Trager der
elterlichen Verantwortung. Den Berechnungen kann daher nur eine Schatzung zugrunde
gelegt werden: Es wird davon ausgegangen, dass das Bundesamt fur Justiz kiinftig jahrlich
mit zusatzlich 280 Ersuchen zu Sozialberichten (bislang 500), 70 Ersuchen zu grenziber-
schreitenden Kindesunterbringungen (bislang 170) sowie 100 AR-Sachen (bislang 500) be-
fasst werden wird.

Die bei der Bearbeitung dieser Ersuchen beim Bundesamt fur Justiz anfallenden Tatigkeiten
und darauf entfallenden Bearbeitungszeiten wurden im Jahr 2009 im Rahmen einer Orga-
nisationsuntersuchung ermittelt. Danach wird sich der im Bundesamt fur Justiz anfallende
jahrliche Zeitaufwand fir die Bearbeitung der zusatzlichen Ersuchen auf insgesamt 3 847
Stunden fiir eine Kraft im gehobenen Dienst, 3 025 Stunden flr eine Kraft im mittleren
Dienst und 2 467 Stunden fur eine Kraft des hoheren Dienstes belaufen. Siehe dazu im
Einzelnen die folgende Tabelle:

Ermittlung der Bearbeitungszeit — Anstieg der vom BfJ zu bearbeitenden Amts- und
Rechtshilfeersuchen infolge deren stirkerer Kanalisierung liber die ZB

GEHOBENER DIENST
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Art der Falle

Art der Tatigkeit

Bearbeitungs-
dauer pro Fall
in Minuten

Anzahl zu-
satzlicher
Falle / Jahr

Bearbeitungs-
dauer fiir zu-
satzliche
Falle in Minu-
ten

Ersuchen
Sozialbe-
richte/
grenzuber-
schreitende
Unterbrin-
gungen

Bearbeitung

600

350

210 000

Grundsatztatigkeit

24

350

8 400

AR-Sachen

Bearbeitung

100

100

10 000

Grundsatztatigkeit

24

100

2400

Gesamtbe-

arbeitungs-
dauer in Mi-
nuten

230 800

Gesamtbe-
arbeitungs-
dauer in
Stunden

3 847

MITTLERER DIENST

Art der Falle

Ersuchen
Sozialbe-
richte/
grenzuber-
schreitende
Unterbrin-
gungen

Geschaftsstellentatig-
keiten

240

350

84 000

Kanzleitatigkeiten

210

350

73 500

AR-Sachen

Geschéftsstellentatig-
keiten

240

100

24 000

Gesamtbe-
arbeitungs-
dauer

in Minuten

181 500

Gesamtbe-
arbeitungs-
dauer in
Stunden

3025

HOHERER DIENST

Refere

ntentitigkeiten

Art der Falle

Ersuchen
Sozialbe-
richte/
grenziiber-
schreitende
Unterbrin-
gungen

Einzelfallbezogene Auf-
gaben

150

350

52 500

Juristische Grundsatz-
aufgaben

48

350

16 800

Fachliche Anleitung
und Organisatorisches

60

350

21000

AR-Sachen

Juristische Grundsatz-
aufgaben

48

100

4 800

Fachliche Anleitung
und Organisatorisches

60

100

6 000
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Gesamtbe- 101 100
arbeitungs-
dauer
in Minuten
Gesamtbe- 1685
arbeitungs-
dauer
in Stunden
Referatsleitertatigkeiten
Art der Fille
Ersuchen Einzelfallbezogene Auf- 70 350 24 500
Sozialbe- gaben
richte/ Juristische Grundsatz- 36 350 12 600
grenzuber- aufgaben
schreitende | Fachliche Anleitung 15 350 5250
Unterbrin- und Organisatorisches
gungen
AR-Sachen | Juristische Grundsatz- 36 100 3 600
aufgaben
Fachliche Anleitung 15 100 1 500
und Organisatorisches
Gesamtbe- 47 450
arbeitungs-
dauer
in Minuten
Gesamtbe- 791
arbeitungs-
dauer
in Stunden
Daraus folgt ein Erflllungsaufwand von insgesamt 424 782,70 Euro:
Jahrlicher Erfullungsaufwand — Anstieg der vom BfJ zu bearbeitenden Amts- und
Rechtshilfeersuchen infolge deren starkerer Kanalisierung uber die ZB
Laufbahn Gesamtbearbei- Lohnkosten in Erfiillungsaufwand
tungszeit in Stun- | Euro pro Stunde in Euro
den
hD (1685 + 791 =) 65,40 161 930,40
2476
gD 3 847 43,40 166 959,80
mD 3 025 31,70 95 892,50
Gesamt 424 782,70

bb. Wegfall des Vollstreckbarerklarungsverfahrens vor der Vollstreckung und Einfiihrung
unionsrechtlicher Rechtsschutzmdglichkeiten wahrend der Vollstreckung

Unter der Geltung der Brussel-lla-Verordnung missen Parteien, die ihren Titel in einem
anderen Mitgliedstaat der Verordnung vollstrecken wollen, diesen dort zunachst fur voll-
streckbar erklaren lassen — mit Ausnahme der privilegierten Entscheidungen. Privilegierte
Entscheidungen sind solche, die das Recht zum Umgang mit dem Kind gewahren oder im
Anschluss an bestimmte erfolglose Rickgabeverfahren nach dem Haager Kindesentfiih-
rungsiubereinkommen die Rickgabe des Kindes anordnen. Unter der Geltung der Brissel-
lIb-Verordnung entfallt das Vollstreckbarerklarungsverfahren fir alle in ihren Anwendungs-
bereich fallenden Titel. Flankiert wird der Wegfall des Vollstreckbarerklarungsverfahrens im
Vorfeld der Vollstreckung durch die Einfihrung neuer unionsrechtlicher Rechtsschutzmdg-
lichkeiten wahrend der Vollstreckung — einem Verfahren zur Versagung der Vollstreckung
aufgrund harmonisierter Vollstreckungsversagungsgriinde und der Befugnis zur Ausset-
zung der Vollstreckung aufgrund harmonisierter Vollstreckungsaussetzungsgriinde.
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Fur Burgerinnen und Burger flhrt der Wegfall des Vollstreckbarerklarungsverfahrens auch
fur nicht privilegierte Entscheidungen zu einer Entlastung. Im Jahr 2017 mussten von Bur-
gerinnen und Bdrgern in 13 Fallen Verfahren zur Vollstreckbarerklarung von Entscheidun-
gen uber die elterliche Verantwortung angestrengt werden, im Jahr 2018 in neun Fallen und
im Jahr 2019 in sechs Fallen. Durch den Wegfall des Vollstreckbarerklarungsverfahrens
verringert sich innerhalb der Europaischen Union der fir die grenziiberschreitende An-
spruchsdurchsetzung erforderliche Zeit- und Kostenaufwand in diesem Umfang.

Der Wegfall des dreiziigig ausgestalteten Vollstreckbarerklarungsverfahrens entlastet auch
die Gerichte. Im Jahr 2017 waren die Familiengerichte mit 13 Antragen auf Vollstreckbarer-
klarung von Entscheidungen uber die elterliche Verantwortung nach der Brussel-lla-Ver-
ordnung befasst, im Jahr 2018 mit neun und im Jahr 2019 mit sechs Antragen. Die Ober-
landesgerichte waren im Jahr 2017 mit keiner Beschwerde gegen Entscheidungen der Fa-
miliengerichte Uber den Antrag auf Vollstreckbarerklarung befasst, im Jahr 2018 mit vier
und im Jahr 2019 erneut mit keiner.

Dieser Entlastung steht allerdings eine Mehrbelastung durch die Einflihrung der neuen uni-
onsrechtlichen Rechtsschutzmdglichkeiten — Aussetzung und Versagung der Vollstreckung
— wahrend der Vollstreckung gegenlber. Das Verfahren Uber den Antrag auf Versagung
der Vollstreckung wird durch den Entwurf dreizligig und auch im Ubrigen im Wesentlichen
vergleichbar dem Vollstreckbarerklarungsverfahren ausgestaltet. Die unionsrechtlich har-
monisierten Grinde fir die Versagung der Vollstreckung nach der Brissel-11b-Verordnung
entsprechen im Wesentlichen den Griinden, aus denen nach der Brissel-lla-Verordnung
ein Antrag auf Vollstreckbarerklarung abgelehnt werden konnte. Der mit der Bearbeitung
eines Verfahrens auf Versagung der Vollstreckung verbundene Aufwand wird sich daher in
derselben GréRenordnung bewegen wie der mit der Bearbeitung eines Vollstreckbarerkla-
rungsverfahrens.

Die Anzahl der Falle, in denen die aus einer nicht privilegierten Entscheidung Verpflichteten
das neue Vollstreckungsversagungsverfahren anstrengen werden, Iasst sich nicht sicher
prognostizieren. Es wird davon ausgegangen, dass nur in einem Teil der Falle, in denen
bislang ein Vollstreckbarerklarungsverfahren zu durchlaufen war, ein Antrag auf Versagung
der Vollstreckung gestellt werden wird. Denn die Griinde, auf die die Versagung der Voll-
streckung gestiitzt werden kénnen, sind begrenzt. Zudem ist die ganz Uberwiegende Anzahl
dieser Grunde derart, dass die verpflichtete Person aus eigener Kenntnis zu beurteilen ver-
mag, ob ein darauf gestitzter Antrag auf Versagung der Vollstreckung Aussicht auf Erfolg
haben kann. Diese Annahme wird durch die geringe Anzahl von Beschwerden gegen Ent-
scheidungen der Familiengerichte Uber den Antrag auf Vollstreckbarerklarung gestitzt: Im
Vollstreckbarerklarungsverfahren nach der Brissel-lla-Verordnung erhalt in erster Instanz
nur die antragstellende Person, also die aus der Entscheidung berechtigte Person, Gele-
genheit zur Stellungnahme, nicht hingegen die aus der Entscheidung verpflichtete Person.
Zur Begrundung des Beschlusses genugt in der Regel die Bezugnahme auf die Brussel-
lla-Verordnung und die von der antragstellenden Person vorgelegten Urkunden. Trotzdem
wurde im Jahr 2017 keine Beschwerde gegen Entscheidungen der Familiengerichte Gber
den Antrag auf Vollstreckbarerklarung eingelegt, im Jahr 2018 vier und im Jahr 2019 erneut
keine. Die Anzahl der kiinftigen Verfahren auf Versagung der Vollstreckung aus nicht privi-
legierten Entscheidungen durfte sich daher in derselben Grofienordnung bewegen.

Eine nennenswerte Entlastung der Gerichte wird damit im Ergebnis dennoch nicht einher-
gehen. Denn das neue Vollstreckungsversagungsverfahren steht nicht nur der aus einer
nicht privilegierten Entscheidung verpflichteten Person offen, sondern auch der verpflichte-
ten Person aus einer privilegierten Entscheidung, die einer Vollstreckbarerklarung unter der
Brissel-lla-Verordnung nicht bedurfte. Fur die nicht privilegierten Entscheidungen wird also
nicht ein dem Schutz der verpflichteten Person dienendes zwingendes Verfahren im Vorfeld
der Vollstreckung durch eine Rechtsschutzmoglichkeit wahrend der Vollstreckung ersetzt,
sondern erstmals eine Rechtsschutzmaoglichkeit eingefthrt. Im Jahr 2017 waren die Fami-
liengerichte mit 22 Antragen auf Vollstreckung privilegierter Entscheidungen befasst, im
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Jahr 2018 mit 29 und im Jahr 2019 mit 16. Danach bewegen sich die Falle, in denen privi-
legierte Entscheidungen im Wege der Vollstreckung durchgesetzt werden mussen, bundes-
weit im untersten zweistelligen Bereich. Wiederum in nur einem Teil dieser Falle werden
Vollstreckungsversagungsverfahren angestrengt werden.

Insgesamt ist demnach davon auszugehen, dass die mit dem Wegfall des Vollstreckbarer-
klarungsverfahrens einhergehende Entlastung der Gerichte durch den mit der Einfihrung
des Vollstreckungsversagungsverfahrens verbundenen Aufwand im Wesentlichen aufge-
wogen wird. Angesichts der insgesamt aullerst geringen Fallzahlen wird aber auch kein
nennenswerter Mehraufwand fur die Gerichte erwartet.

cc. Ausstellung, Berichtigung und Widerruf von Bescheinigungen fur inlandische Entschei-
dungen

Im Bereich der fir inlandische Entscheidungen auszustellenden Bescheinigungen ergeben
sich die folgenden veranderten Vorgaben:

Neu ist die nach Artikel 29 Absatz 2 Brissel-lIb-Verordnung von Amts wegen auszustel-
lende Bescheinigung flur eine Entscheidung nach dem Haager Kindesentfihrungstberein-
kommen, die die Rickgabe eines Kindes in einen anderen Mitgliedstaat ablehnt und sich
nur auf Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe b oder Artikel 13 Absatz 2 des Haager Kindesentflh-
rungsubereinkommen stutzt. Daten, wie viele solcher Entscheidungen in der Vergangenheit
von deutschen Gerichten getroffen wurden, werden nicht systematisch erhoben. Unter Zu-
grundelegung der Statistik des Bundesamtes fiir Justiz tber die im Jahr 2019 gefiihrten
gerichtlichen Ruckgabeverfahren nach dem Haager Kindesentfihrungsubereinkommen mit
Beteiligung des Bundesamtes flr Justiz einerseits und der anlassbezogen von den Landes-
justizverwaltungen erhobenen Daten Uber die im Jahr 2019 gefiihrten gerichtlichen Ruick-
gabeverfahren ohne Beteiligung des Bundesamtes fir Justiz andererseits ist davon auszu-
gehen, dass pro Jahr eine niedrige einstellige Zahl derartiger Bescheinigungen von deut-
schen Gerichten auszustellen sein wird. Der dafir erforderliche Erflllungsaufwand ist zu
vernachlassigen.

Auf Antrag auszustellende Bescheinigungen fir nicht privilegierte und privilegierte Ent-
scheidungen, die in einem anderen Mitgliedstaat anerkannt oder vollstreckt werden sollen,
sah bereits die Brussel-lla-Verordnung vor. Folgende Vorgaben verandern sich: (1) Die
Brussel-IIb-Verordnung sieht — neu — eine Bescheinigung Uber die Aussetzung oder Ein-
schrankung der Vollstreckbarkeit von bescheinigten privilegierten Entscheidungen vor. (2)
Die von der Brissel-lIb-Verordnung vorgesehenen Formblatter flir die Bescheinigungen
sind starker ausdifferenziert und umfangreicher als die der Brissel-lla-Verordnung. Es ist
daher mit einem etwas hoheren Zeitaufwand beim Ausfullen zu rechnen. (3) Der Entwurf
sieht vor, dass auch die Bescheinigungen fur nicht privilegierte Entscheidungen vom Rich-
ter, und nicht wie unter der Brissel-lla-Verordnung vom Urkundsbeamten der Geschéafts-
stelle auszustellen sind. Diese Anderung der funktionellen Zustandigkeit wird zu einer leich-
ten Mehrbelastung des Richters zugunsten einer leichten Entlastung des Urkundsbeamten
der Geschéftsstelle fihren. Da der die Bescheinigung ausstellende Richter jedoch zuvor
die zu bescheinigende Entscheidung getroffen hat, wird der Aufwand flr das anschlieRende
Ausflllen der Bescheinigung nicht nennenswert ins Gewicht fallen. (4) Ein Verfahren zur
Berichtigung von Bescheinigungen ist nach der Brissel-1Ib-Verordnung nicht mehr nur, wie
unter der Brussel-lla-Verordnung, fur Bescheinigungen uber privilegierte Entscheidungen
vorzusehen, sondern auch fir Bescheinigungen Uber nicht privilegierte Entscheidungen.
Der mit dem Berichtigungsverfahren verbundene Zeitaufwand wird auferst gering sein.
Denn Gegenstand von Berichtigungsantragen kénnen nur Abweichungen der Bescheini-
gung von der Entscheidung sein. Diese sind ohne grof3en Prifaufwand leicht festzustellen
und zu berichtigen. (5) Fur Bescheinigungen uber privilegierte Entscheidungen ist darliber
hinaus — neu — ein Widerrufsverfahren vorzusehen, mit Hilfe dessen Gberprift werden kann,
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ob eine Bescheinigung gemessen an den fir ihre Ausstellung festgelegten Voraussetzun-
gen zu Unrecht ausgestellt wurde. Da diese Voraussetzungen im Wesentlichen formeller
Natur sind, wird auch ihre Uberprifung nicht viel Zeit in Anspruch nehmen.

Fallzahlen fur diese veranderten Vorgaben kdnnen zum grofdten Teil nicht ermittelt werden:
Die Anzahl der Antrage auf Ausstellung von Bescheinigungen flr nicht privilegierte Ent-
scheidungen wird von den Landesjustizverwaltungen nicht erfasst. Was die Ausstellung von
Bescheinigungen flr privilegierte Entscheidungen betrifft, wurden bei den Familiengerich-
ten im Jahr 2017 sechs Antrage, im Jahr 2018 15 Antrage und im Jahr 2019 acht Antrage
gestellt, bei den Oberlandesgerichten in allen drei Jahren kein einziger Antrag. Die Zahlen
bewegen sich also auf sehr niedrigem Niveau. Zahlen dazu, in wie vielen Fallen in der Ver-
gangenheit die Berichtigung von Bescheinigungen uber privilegierte Entscheidungen bean-
tragt wurde, werden nicht erhoben. Es wird davon ausgegangen, dass sich Fllchtigkeits-
fehler bei der Ausstellung von Bescheinigungen in engen Grenzen halten, so dass die An-
zahl von Berichtigungsverfahren zu vernachlassigen sein wird. Dasselbe gilt fir Widerrufs-
verfahren. Die Richtigkeitsgewahr der ausgestellten Bescheinigungen ist hoch; denn das
Vorliegen der formellen Voraussetzungen wird von dem Richter bescheinigt, der die zu be-
scheinigende Entscheidung erlassen hat.

In Anbetracht der insgesamt als sehr gering einzuschatzenden Fallzahlen ist ein nennens-
werter Mehraufwand fir die Gerichte durch die veranderten Vorgaben nicht zu erwarten.

dd. Zustellerfordernis des § 44a Absatz 2 IntFamRVG-E

Zusatzlicher Aufwand kann durch die Vorgaben des § 44a Absatz 2 IntFamRVG-E entste-
hen. Dem Entwurf liegt das Verstandnis zugrunde, dass fir die nach der Brissel-lIb-Ver-
ordnung vor Beginn der Vollstreckung erforderliche Zustellung der Entscheidung und der
Bescheinigung grundsatzlich die zustandigen Stellen des Ursprungsmitgliedstaats Sorge
zu tragen haben. § 44a Absatz 2 IntFamRVG-E stellt eine Auffangregelung fir den Fall dar,
dass eine auslandische Entscheidung in der Bundesrepublik Deutschland vollstreckt wer-
den soll, die Zustellung dieser Entscheidung samt Bescheinigung jedoch ausnahmsweise
nicht bereits durch die zustandigen Stellen des Ursprungsmitgliedstaates bewirkt worden
ist. In diesen Fallen obliegt die Zustellung der fiir die Vollstreckung zustandigen deutschen
Stelle. Es wird davon ausgegangen, dass dies nur in sehr wenigen Fallen erforderlich wer-
den wird. Der damit verbundene Mehraufwand fallt nicht ins Gewicht.

ee. Erganzende Regelungen der Brissel-lIb-Verordnung zum Haager Kindesentfihrungs-
Ubereinkommen

Das Bundesamt fir Justiz ist nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 IntFamRVG Zentrale
Behorde nach dem Haager Kindesentflihrungstibereinkommen. Bei eingehenden Ersuchen
ist das Bundesamt fir Justiz als Zentrale Behorde nach § 6 Absatz 2 Satz 1 IntFamRVG
zudem befugt, fir die im Ausland ansassige antragstellende Person gerichtliche Verfahren
nach dem Haager Kindesentfihrungsibereinkommen einzuleiten und zu fihren. Fir Kin-
desentfihrungen innerhalb des rdumlichen Anwendungsbereichs der Brussel-lla-Verord-
nung sieht diese das Haager Kindesentfiihrungstbereinkommen erganzende Regelungen
vor. Diese Regelungen werden durch die Brussel-lIb-Verordnung mit dem Ziel verandert,
die Anwendung des Rickgabeverfahrens noch schneller und effektiver zu machen:

So kann kunftig nach Artikel 27 Absatz 2 Brussel-lIb-Verordnung im gerichtlichen Rickga-
beverfahren geprtft werden, ob der die Riickgabe des Kindes begehrenden Person wah-
rend der Dauer des Rlckgabeverfahrens Umgang mit dem Kind gewahrt werden kann. In
vor deutschen Gerichten gefuihrten Riickgabeverfahren war dies nach § 38 Absatz 2 Int-
FamRVG schon bislang gewahrleistet, nicht jedoch in den meisten anderen Mitgliedstaaten
der Verordnung. Zudem kdnnen nach Artikel 27 Absatz 5 in Verbindung mit Artikel 15 der
Brissel-lIb-Verordnung kunftig die Rickgabe des Kindes flankierende einstweilige Maf3-
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nahmen einschliel3lich Schutzmalinahmen angeordnet werden. Ferner sind Rickgabeent-
scheidungen kiinftig binnen sechs Wochen zu vollstrecken (Artikel 28 Absatz 2 Brissel-11b-
Verordnung); im Fall der Verzdégerung hat die Zentrale Behdrde des Vollstreckungsmitglied-
staats das Recht, von der fir die Vollstreckung zustédndigen Behdrde eine Angabe der
Griuinde zu verlangen. Diese drei Anderungen werden Mehraufwand des Bundesamtes fiir
Justiz bei der Bearbeitung der der von ihm zu betreuenden Falle nach dem Haager Kindes-
entfuhrungsibereinkommen zur Folge haben.

Ausgehend von den beim Bundesamt flr Justiz fir das Jahr 2019 erhobenen Fallzahlen
wird davon ausgegangen, dass das Bundesamt fur Justiz im Jahr 93 eingehende Ersuchen
aus Mitgliedstaaten der Brussel-lIb-Verordnung und 119 ausgehende Ersuchen in Mitglied-
staaten der Brissel-lIb-Verordnung nach dem Haager Kindesentfihrungsibereinkommen
betreut. Die bei der Bearbeitung dieser Ersuchen beim Bundesamt flr Justiz anfallenden
einzelnen Téatigkeiten und darauf entfallenden Bearbeitungszeiten sowie die relative Hau-
figkeit der einzelnen Tatigkeiten pro Fall wurden im Jahr 2009 im Rahmen einer Organisa-
tionsuntersuchung ermittelt. Ausgehend davon wird geschatzt, dass durch die aufgezeigten
Anderungen der Briissel-lIb-Verordnung bei der Bearbeitung pro Fall kiinftig 2 zuséatzliche
E-Mails erstellt und versendet werden mussen (bisher 10), 2 weitere Posteingange bear-
beitet werden missen (bisher 10), 5 zusatzliche Schreiben erstellt und versendet werden
mussen (bisher 30) und 2 weitere unterstiitzende Tatigkeiten (unter anderem fallbezogene
Rucksprachen, Telefonate, Recherchen, etc.) ausgeflhrt werden missen (bisher 20). Bei
ausgehenden Ersuchen wird dariiber hinaus mit 1 zusatzlichen Ubersetzung (bisher 1) ge-
rechnet.

Danach wird sich der im Bundesamt fir Justiz anfallende jahrliche Zeitaufwand fir die Be-
arbeitung von Fallen nach dem Haager Kindesentfihrungsibereinkommen innerhalb des
Anwendungsbereichs der Brussel-lIb-Verordnung auf insgesamt 715 Stunden fur eine Kraft
im gehobenen Dienst belaufen. Siehe dazu im Einzelnen die folgende Tabelle:

Ermittlung der Bearbeitungszeit — Qualitativer Mehraufwand BfJ bei der Bearbeitung
von HKU-Verfahren

GEHOBENER DIENST

Art der Falle | Zusatzlich Durch- Relative Zusatzli- | Anzahl Zusatzli-
anfallende schnittli- | Haufig- che Be- | Fille/ che Be-
Tatigkeiten che Bear- | keit der arbei- Jahr arbei-
beitungs- | zusitzlich | tungs- tungs-
dauer pro | anfallen- | dauer dauer
Tatigkeit | den Tatig- | pro Fall fur alle
in Minu- keit pro in Minu- Félle in
ten Fall ten Minuten
Eingehende | E-Mail 15 2 30 93 2790
HKU-Ersu- | erstellen und
chen Ruck- | versenden
gabe Posteingang 20 2 40 93 3720
bearbeiten
Schreiben 25 5 125 93 11 625
erstellen und
versenden
Unterstut- 25 2 50 93 4 650
zende Tatig-
keiten (unter
anderem fall-
bezogene
Ruckspra-
chen, Telefo-
nate, Recher-
chen, etc.)
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Ausgehende | E-Mail 11 2 22 119 2618
HKU-Ersu- erstellen und
chen Riick- | versenden
gabe Posteingang 11 2 22 119 2618
Schreiben 15 5 75 119 8 925
erstellen und
versenden
Ubersetzun- 14 1 14 119 1 666
gen
Unterstit- 18 2 36 119 4 284
zende Tatig-
keit
Gesamtbe- 42 896
arbeitungs-
dauer
in Minuten
Gesamtbe- 715
arbeitungs-
dauer in
Stunden
Daraus folgt ein Erflllungsaufwand von insgesamt 31 031 Euro:
Jahrlicher Erfullungsaufwand — Qualitativer Mehraufwand BfJ bei der Bearbei-
tung von HKU-Verfahren
Laufbahn Gesamtbearbei- Lohnkosten in Erfiillungsaufwand
tungszeit in Stun- | Euro pro Stunde in Euro
den
gD 715 43,40 31031
Gesamt 31 031

b. Nicht durch die Brussel-lIb-Verordnung veranlasst sind die folgenden gesetzlichen Vor-
gaben im Entwurf:

aa. Eréffnung der Mdglichkeit der Beteiligung des Bundesamtes flr Justiz an gerichtlichen
Verfahren nach dem Haager Kindesentfiihrungsiubereinkommen

Die in § 38 Absatz 4 IntFamRVG-E vorgesehene Mdglichkeit der Beteiligung des Bundes-
amtes flUr Justiz als Zentrale Behdrde an gerichtlichen Verfahren nach dem Haager Kindes-
entfuUhrungsibereinkommen wird voraussichtlich einen Erfullungsaufwand in Héhe von ins-
gesamt 55 942,60 Euro fur das Bundesamt fur Justiz verursachen:

Es wird davon ausgegangen, dass eine Beteiligung auf der Grundlage von § 38 Absatz 4
IntFamRVG-E in 30 Fallen jahrlich erfolgen wird. Auf der Grundlage einer Abfrage bei den
Gerichten wurde die Zahl der gerichtlichen Verfahren nach dem Haager Kindesentfiihrungs-
ubereinkommen, die nicht ohnehin schon gemaR § 6 Absatz 2 Satz 1 und 2 IntFamRVG
durch das Bundesamt fur Justiz als Bevollmachtigter der antragstellenden Person eingelei-
tet werden, mit jahrlich ca. 60 ermittelt. Eine Beteiligung nach § 38 Absatz 4 IntFamRVG-E
wird voraussichtlich in der Halfte dieser Falle erfolgen. Es wird davon ausgegangen, dass
von diesen 30 Fallen — entsprechend dem flr gerichtliche Verfahren nach dem Haager Kin-
desentfihrungsibereinkommen ublichen Verhaltnis — 25 auf Ruckgabeverfahren und 5 auf
Umgangsverfahren entfallen.

Bei der Bearbeitung derartiger Falle fallen im Wesentlichen dieselben Tatigkeiten an, die
auch anfallen, wenn das Bundesamt fur Justiz als Bevollmachtigter der antragstellenden
Person entsprechende Verfahren fuihrt. Die relativen Haufigkeiten der einzelnen Tatigkeiten
und die auf die einzelnen Tatigkeiten entfallenden Bearbeitungszeiten dafur wurden im Jahr
2009 im Rahmen einer Organisationsuntersuchung beim Bundesamt fir Justiz ermittelt. Sie
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kénnen auch fur die Verfahren zugrunde gelegt werden, an denen das Bundesamt flr Justiz
kinftig nach § 38 Absatz 4 IntFamRVG-E beteiligt werden wird. Der fur die Bearbeitung
dieser 30 Verfahren im Bundesamt fur Justiz anfallende jahrliche Zeitaufwand belauft sich
auf insgesamt 861 Stunden fur eine Kraft im gehobenen Dienst, 260 Stunden fur eine Kraft
im mittleren Dienst und 158 Stunden fur eine Kraft im hoheren Dienst. Siehe dazu im Ein-
zelnen die folgende Tabelle:

Ermittlung der Bearbeitungszeit — Er6ffnung Moéglichkeit der Beteiligung BfJ an ge-
richtlichen HKU-Verfahren nach § 38 Absatz 4 IntFamRVG-E
GEHOBENER DIENST
Art der Tatigkeit Durch- Relative Bearbei- | Anzahl Bearbei-

Falle schnittli- | Haufig- tungs- zusatzli- | tungs-
che Bear- | keit der dauer che dauer
beitungs- | Tatigkeit | pro Fall | Falle/ fur alle
dauer pro | pro Fall in Minu- | Jahr zusatzli-
Tatigkeit ten chen
in Minu- Falle in
ten Minuten

Einge- E-Rlckgabe 20 5 100 25 2500

hende bearbeiten

HKU-Ersu- | Antragsverfah- 25 1 25 25 625

chen ren durchflihren

Riickgabe | Aufenthalt 1 1 1 25 25

ermitteln

E-Mail 15 10 150 25 3750
erstellen und

versenden

Posteingang 20 10 200 25 5000
bearbeiten

Schreiben 25 30 750 25 18 750
erstellen und

versenden

Unterstltzende 25 20 500 25 12 500
Tatigkeiten

(unter anderem

fallbezogene

Ricksprachen,

Telefonate, Re-

cherchen, etc.)

Einge- E-Mail erstellen 10 10 100 5 500

hende und versenden

HKU-Ersu- | E-Umgangsver- 20 5 100 5 500

chen fahren bearbei-

Umgang ten

Posteingang 15 10 150 5 750
bearbeiten

Schreiben 30 30 900 5 4 500
erstellen und

versenden

Aufenthalt 2 1 2 5 10
ermitteln

Unterlagen 15 1 15 5 75
prifen

Ubersetzungen 5 1 5 5 25
Unterstitzende 20 20 400 5 2 000
Tatigkeit

Vorgang 30 1 30 5 150
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abschliel’en
Gesamtbe- 51 660
arbei-
tungs-
dauer in
Minuten
Gesamtbe- 861
arbei-
tungs-
dauer in
Stunden
MITTLERER DIENST
Art der
Falle
Einge- Geschéftsstel- 280 30 8 400
hende lentatigkeiten
HKU-Ersu- | wahrnehmen
chen Statistiken flih- 5 30 150
Riickgabe | ren
und Um- E-Mails 10 30 300
gang entgegenneh-
men
Telefonservice 15 30 450
wahrnehmen
Kanzleitatigkei- 210 30 6 300
ten
Gesamtbe- 15 600
arbei-
tungs-
dauer in
Minuten
Gesamtbe- 260
arbei-
tungs-
dauer in
Stunden
HOHERER DIENST
Referententatigkeiten
Art der
Falle
Einge- Einzelfallbezo- 150 30 4 500
hende gene Aufgaben
HKU-Ersu- | Juristische 48 30 1440
chen Riick- | Grundsatzauf-
gabe und gaben
Umgang Fachliche 60 30 1800
Anleitung und
Organisatori-
sches
Gesamtbe- 7740
arbei-
tungs-
dauer in
Minuten
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Gesamtbe-
arbei-
tungs-
dauer in
Stunden

129

Referatsleitu

ngstatigkeiten

Art der
Falle

Einge-
hende
HKOU-Ersu-
chen Riick-
gabe und
Umgang

Einzelfallbezo-
gene Aufgaben

70

30

210

Juristische
Grundsatzauf-
gaben

36

30

1080

Fuhrungsaufga-
ben und Organi-
satorisches

15

30

450

Gesamtbe-
arbei-
tungs-
dauer in
Minuten

1740

Gesamtbe-
arbei-
tungs-
dauer in
Stunden

29

Daraus folgt ein Erflllungsaufwand von insgesamt 55 942,60 Euro:

§ 38 Absatz 4 IntFamRVG-E

Jahrlicher Erfiillungsaufwand — Beteiligung BfJ an gerichtlichen HKU-Verfahren nach

Laufbahn Gesamtbearbeitungs- | Lohnkosten in Erfullungsaufwand in
zeit in Stunden Euro pro Stunde Euro

hD (129 + 29 =) 158 65,40 10 333,20

gD 861 43,40 37 367,40

mD 260 31,70 8.242

Gesamt 55 942,60

Bei den Gerichten wird die in § 38 Absatz 4 IntFamRVG-E vorgesehene Beteiligung des
Bundesamtes fur Justiz als Zentrale Behorde in gerichtlichen Verfahren nach dem Haager
Kindesentfuhrungsibereinkommen keinen nennenswerten Mehraufwand zur Folge haben.
In bundesweit voraussichtlich Gberhaupt nur 60 Verfahren werden die Gerichte kiinftig das
Bundesamt fur Justiz von der Einleitung des Verfahrens benachrichtigen missen. Wenn,
wie angenommen, das Bundesamt fUr Justiz in der Halfte dieser Falle einen Antrag auf
Beteiligung stellt, werden die Gerichte sodann in insgesamt 30 Fallen das Bundesamt fur
Justiz als weiteren Beteiligten zu behandeln haben. Dies bedeutet, dass gerichtliche Verfu-
gungen sowie Schriftsatze anderer Beteiligter auch dem Bundesamt fur Justiz und Schrifts-
atze des Bundesamtes fur Justiz den anderen Beteiligten zugleitet werden muissen. Ein
nennenswerter Mehraufwand ist damit nicht verbunden.

bb. Eréffnung der Moglichkeit der Zustellung im Parteibetrieb

Durch die Anderung der Vorschriften der §§ 1080 und 1111 ZPO wird fiir den Glaubiger die
Méglichkeit erdffnet, die Zustellung der dort in Bezug genommenen Bestatigungen und Be-
scheinigungen an den Schuldner im Parteibetrieb zu bewirken. In welchem Umfang Glau-
biger von dieser Moglichkeit Gebrauch machen werden, kann nicht prognostiziert werden.
Das wird vor allem davon abhangen, im Verhaltnis zu wie vielen und welchen Mitgliedstaa-
ten die Zustellung im Parteibetrieb schneller beziehungsweise zuverlassiger funktioniert als
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die Zustellung ber die Ubermittlungs- und Empfangsstellen des betroffenen Mitgliedstaa-
tes beziehungsweise als die Zustellung durch Postdienste per Einschreiben mit Rick-
schein. Eine nennenswerte Minderbelastung der Gerichte wird in keinem Fall erzielt wer-
den.

c. Insgesamt entsteht den Landesjustizverwaltungen und Gerichten damit durch den Ent-
wurf im Vergleich zu den Durchfliihrungsvorschriften zur Brissel-lla-Verordnung voraus-
sichtlich weder ein Mehr- noch ein Minderaufwand.

Dem Bundesamt fiir Justiz entsteht durch den Entwurf im Vergleich zu den Durchfiihrungs-
vorschriften zur Brissel-lla-Verordnung voraussichtlich ein jahrlicher Mehraufwand von ins-
gesamt ca. 511 756,30 Euro, der sich wie folgt zusammensetzt:

Gesamter jahrlicher Erfillungsaufwand BfJ in Euro

Anstieg der vom BfJ zu bearbeitenden Amts- und Rechtshilfeersuchen in- | 424 782,70
folge deren starkerer Kanalisierung Uber die ZB

Qualitativer Mehraufwand BfJ bei der Bearbeitung von HKU-Verfahren 31 031,00
Beteiligung BfJ an gerichtlichen HKU-Verfahren nach § 38 Absatz 4 Int- 55 942,60
FamRVG-E

Gesamt 511 756,30

Davon sind 455 813,70 Euro durch die im Vergleich zur Brissel-lla-Verordnung verander-
ten Vorgaben der Brissel-lIb-Verordnung veranlasst. Nicht durch die Vorgaben der Brus-
sel-llb-Verordnung veranlasst ist die erweiterte Beteiligungsmadglichkeit des Bundesamtes
fur Justiz als Zentrale Behorde an gerichtlichen Verfahren nach dem Haager Kindesentfiih-
rungsubereinkommen, auf die ein Mehraufwand von ca. 55 942,60 Euro entfallt.

5. Weitere Kosten

Sonstige direkte oder indirekte Kosten entstehen weder fur die Wirtschaft noch fir Bund,
Lander und Gemeinden. Die Ausfihrung des Gesetzes wird sich weder auf die Einzelpreise
noch auf das allgemeine Preisniveau, insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau,
auswirken.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Der Entwurf berUhrt keine gleichstellungspolitischen Aspekte. Er hat in erster Linie das Ziel,
verfahrensrechtliche Regelungen bereitzustellen, die zur Erganzung und Umsetzung der
Brussel-lIb-Verordnung erforderlich sind. Diese hat insbesondere grenziberschreitende
Verfahren auf Anerkennung und Vollstreckung von Titeln in Ehesachen und in Verfahren
betreffend die elterliche Verantwortung und Uber internationale KindesentfUhrungen zum
Gegenstand. Die Regelungen des Entwurfs dienen der Integration dieser Verfahren in das
nationale Verfahrensrecht. Durch diese Regelungen sind Madchen und Jungen sowie Man-
ner und Frauen gleichermalien betroffen. Eine Ungleichbehandlung findet nicht statt. Es
ergeben sich auch keine mittelbar geschlechtsspezifisch wirkenden Unterschiede. Die
sprachlichen Regelungen zur Gleichbehandlung von Mannern und Frauen wurden beruck-
sichtigt.

VIl. Befristung; Evaluierung

Die durchzufiihrende Brussel-lIb-Verordnung gilt unbefristet, weshalb eine Befristung des
Gesetzes nicht angezeigt ist.

Die Kommission wird die Brissel-lIb-Verordnung nach dem 2. August 2025 auf der Grund-
lage von Berichten der Mitgliedstaaten evaluieren. Der Bericht der Bundesregierung wird
so erstellt, dass in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland valide quantitative und qua-
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litative Erkenntnisse vorliegen. Dabei sind die Anzahl der Antrage auf Versagung der Aner-
kennung/Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen/Sachen der elterlichen Verant-
wortung sowie die Anzahl/Grinde erfolgter Versagungen als Kriterien fur die Gewahrleis-
tung reibungsloser grenziberschreitender Zusammenarbeit (Ziel) vorgesehen. Die erfor-
derliche Datengrundlage wird aus den Statistiken des Bundesamtes flr Justiz sowie aus
den Justizstatistiken gewonnen.

Die nicht durch die Brissel-lIb-Verordnung veranlassten Regelungsvorhaben — Beteili-
gungsmoglichkeit des § 38 Absatz 4 IntFamRVG-E sowie Eréffnung der Mdglichkeit der
Zustellung im Parteibetrieb durch Anderung der §§ 1108 und 1111 ZPO — bedlrfen einer
Evaluierung nicht. Sie sind nicht als wesentlich zu beurteilen: Sie bleiben weit unter der
Schwelle von 1 Million Euro jahrlichem Erfiillungsaufwand, und weder kommt ihnen eine
besondere politische Bedeutung zu, noch bestehen bei ihnen grole Unsicherheiten Uber
ihre Wirkungen und ihren Verwaltungsvollzug.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes)
Artikel 1 enthalt die Anderungen des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes.
Zu Nummer 1 (Inhaltsiibersicht)

Die Anderungen dienen der Anpassung der Inhaltsiibersicht.

Zu Nummer 2 (§ 1 IntFamRVG)

§ 1 IntFamRVG fuhrt die internationalen Rechtsinstrumente auf, deren Aus- und Durchfih-
rung das Gesetz dient.

Zwar gilt die Brussel-lIb-Verordnung nach ihrem Artikel 100 Absatz 1 nur fir am oder nach
dem 1. August 2022 eingeleitete gerichtliche Verfahren, férmlich errichtete oder eingetra-
gene offentliche Urkunden und eingetragene Verpflichtungen. Fir Entscheidungen in vor
dem Stichtag 1. August 2022 eingeleiteten gerichtlichen Verfahren, fur vorher formlich er-
richtete oder eingetragene o6ffentliche Urkunden und vollstreckbar gewordene Vereinbarun-
gen bleibt gemal Artikel 104 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 100 Absatz 2 der Brissel-
lIb-Verordnung die Brissel-lla-Verordnung anwendbar. Dies hat zur Folge, dass die Brus-
sel-lla-Verordnung und die Brissel-lIb-Verordnung auf langere Sicht nebeneinander an-
wendbar sein werden. Um die Lesbarkeit und Verstandlichkeit des IntFamRVG zu erhalten,
soll die ab dem 1. August 2022 geltende Fassung des Gesetzes jedoch ausschlief3lich die
Durchfuhrungsbestimmungen fur die Brussel-lIb-Verordnung enthalten, nicht auch diejeni-
gen fur die Brissel-lla-Verordnung.

Entsprechend wird in § 1 Nummer 1 IntFamRVG die Brussel-lla-Verordnung durch die neue
Brussel-lIb-Verordnung ersetzt.

Soweit die Brussel-lla-Verordnung auf Altfalle weiter Anwendung findet, bleiben nach der
Ubergangsvorschrift des § 55 IntFamRVG-E die Durchfiihrungsbestimmungen des IntFam-
RVG in ihrer am 31. Juli 2022 geltenden Fassung anwendbar. Der Rechtsanwender wird
insoweit auf die Altfassung des IntFamRVG zurlckgreifen missen.
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Zu Nummer 3 (§ 2 IntFamRVG)

§ 2 IntFamRVG definiert zur gesetzestechnischen Vereinfachung den Begriff , Titel“. Da die
neue Brissel-IIb-Verordnung eine solche der Europaischen Union ist, nicht der Europai-
schen Gemeinschaften wie die Brussel-lla-Verordnung, ist die Bezeichnung ,EG-Verord-
nung“in § 2 IntFamRVG in ,EU-Verordnung® zu andern.

Zu Nummer 4 (§ 3 IntFamRVG)

§ 3 IntFamRVG weist die Aufgaben der Zentralen Behdrden nach den unter das IntFam-
RVG fallenden internationalen Rechtsinstrumenten dem Bundesamt fir Justiz zu. Die Neu-
regelung Ubertragt dem Bundesamt fir Justiz auch die Aufgaben der Zentralen Behdrde
nach Artikel 76 Brussel-IIb-Verordnung.

Zu Nummer 5 (§ 4 IntFamRVG)

Die derzeitige Fassung des § 4 Absatz 1 IntFamRVG gibt die Rechtslage bei Schaffung des
IntFamRVG wieder: Fur Mitteilungen an das Bundesamt fur Justiz als Zentrale Behorde hat
die Bundesrepublik Deutschland von der Moglichkeit des Vorbehalts nach Artikel 6 Ab-
satz 3 des Europaischen Sorgerechtsiibereinkommens Gebrauch gemacht und lasst aus-
schlieBlich Mitteilungen in deutscher Sprache oder mit begleitender Ubersetzung in die
deutsche Sprache zu. Urspringlich hatte die Bundesrepublik Deutschland auch fur Mittei-
lungen an das Bundesamt flir Justiz als Zentrale Behorde nach der Brissel-lla-Verordnung
nur die deutsche Sprache akzeptiert. Entsprechend erstreckte sich die Befugnis des Bun-
desamtes flr Justiz als Zentrale Behorde in § 4 Absatz 1 IntFamRVG, ein Tatigwerden ab-
zulehnen, auch auf die Falle, in denen Mitteilungen nach der Brissel-lla-Verordnung nicht
in deutscher Sprache abgefasst oder von einer Ubersetzung in diese Sprache begleitet
wurden.

Im Laufe der Zeit lie3 die Bundesrepublik Deutschland dann aber fir Mitteilungen nach der
Brussel-lla-Verordnung durch Mitteilung an die Kommission nach Artikel 67 Satz 1 Buch-
stabe b auch die englische Sprache zu, ohne dass die Ablehnungsbefugnis nach § 4 Ab-
satz 1 IntFamRVG entsprechend angepasst worden ware. Dies wird nun nachgeholt, da
beabsichtigt ist, der Kommission nach Artikel 91 Absatz 3 Brussel-lIb-Verordnung mitzutei-
len, dass weiterhin neben der deutschen auch die englische Sprache fir Mitteilungen an
das Bundesamt fur Justiz als deutsche Zentrale Behorde zugelassen wird.

Zu Nummer 6 (§ 10 IntFamRVG)

§ 10 IntFamRVG regelt bisher die 6rtliche Zustandigkeit fir die Verfahren der Anerkennung
und Vollstreckung nach der Brissel lla-Verordnung, dem Haager Kinderschutzubereinkom-
men und dem Europaischen Sorgerechtsibereinkommen. Mit der Neufassung wird die Vor-
schrift zum einen um die Verfahren der Brissel-lla-Verordnung bereinigt und um die Ver-
fahren der Brussel-lIb-Verordnung erganzt, fir die sie klinftig gelten soll. Zum anderen wird
§ 10 IntFamRVG redaktionell Uberarbeitet.

Nach dem Entwurf richtet sich die értlich ausschlie3liche Zustandigkeit zunachst einmal fr
die Verfahren der Brussel-IIb-Verordnung nach den Regeln des § 10 IntFamRVG, die sich
als Nachfolger der bisher dort aufgefiihrten Verfahren der Brissel-lla-Verordnung darstel-
len. Dies betrifft einerseits die Verfahren auf Feststellung des Nichtvorliegens eines Aner-
kennungsversagungsgrundes nach Artikel 30 Absatz 3 sowie auf Versagung der Anerken-
nung nach Artikel 40 Absatz 1 Brissel-lIb-Verordnung, deren Vorlaufer das Verfahren nach
Artikel 21 Absatz 3 Brissel-lla-Verordnung ist. Andererseits trifft dies auf die Regelungsbe-
fugnis zur Bestimmung der praktischen Modalitdten zur Ausibung des Umgangsrechts
nach Artikel 54 Absatz 1 Brussel-lIb-Verordnung zu, die das Pendant zu Artikel 48 Absatz 1
Brussel-lla-Verordnung ist.
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Darlber hinaus richtet sich die o6rtlich ausschlieRliche Zustandigkeit auch fur die folgenden
neuen Verfahren nach den Regeln des § 10 IntFamRVG, die keinen Vorlaufer in der Brus-
sel-lla-Verordnung haben: das Verfahren auf Aussetzung der Vollstreckung nach Artikel 56
Absatz 1, 2 und 4 Brussel-1Ib-Verordnung und das Verfahren auf Versagung der Vollstre-
ckung nach Artikel 59 Brissel-lIb-Verordnung.

SchlieBlich gilt auch fir die Zwangsvollstreckung von Titeln Uber die Herausgabe oder
Rickgabe von Personen und die Regelung des Umgangs die 6értlich ausschlie3liche Zu-
standigkeitsregel des § 10 IntFamRVG. Dadurch wird gewahrleistet, dass die Zwangsvoll-
streckung dieser Titel — wie schon im Anwendungsbereich der Brissel-lla-Verordnung — bei
dem Familiengericht konzentriert wird, in dessen Bezirk das Oberlandesgericht seinen Sitz
hat (§ 12 IntFamRVG):

Im Anwendungsbereich der Brissel-lla-Verordnung ist das sogenannte konzentrierte Fa-
miliengericht sowohl fur die Zwangsvollstreckung der ohne vorherige Vollstreckbarerkla-
rung vollstreckbaren privilegierten Entscheidungen nach den Artikeln 41 und 42 Brussel-
lla-Verordnung zustandig, als auch fur die Zwangsvollstreckung aller der vorherigen Voll-
streckbarkeit bedurfenden Titel, soweit es sich um die Vollstreckung der Herausgabe von
Personen und die Regelung des Umgangs handelt. Ersteres ergibt sich aus § 10 1. Spie-
gelstrich, § 12 IntFamRVG, letzteres aus Artikel 29 Absatz 2 Brissel-lla-Verordnung in Ver-
bindung mit §§ 12, 13 Absatz 1 Satz 1 IntFamRVG. Artikel 29 Absatz 2 Brissel-lla-Verord-
nung bestimmt die drtliche Zustandigkeit fir das Verfahren auf Vollstreckbarerklarung nach
Artikel 28 ff. Brussel-lla-Verordnung. § 12 IntFamRVG konzentriert die Zustandigkeit bei
dem Familiengericht, in dessen Bezirk das OLG seinen Sitz hat. § 13 Absatz 1 Satz 1 Int-
FamRVG sorgt dafir, dass dieses Familiengericht auch fir Verfligungen nach § 44 IntFam-
RVG und den §§ 89 bis 94 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) zustandig ist. Das sind diejeni-
gen Verfigungen, die fir die Vollstreckung von Entscheidungen Uber die Herausgabe von
Personen und die Regelung des Umgangs erforderlich sind.

Da Titel uber die Herausgabe von Personen und die Regelung des Umgangs im Anwen-
dungsbereich der Brissel-1Ib-Verordnung der vorherigen Vollstreckbarerklarung nicht be-
durfen, wird die Geltung der Zustandigkeitsregel des § 10 IntFamRVG flr die Zwangsvoll-
streckung dieser Titel sichergestellt, indem die Zwangsvollstreckung dieser Titel in § 10 Int-
FamRVG aufgefiihrt wird.

Anders als unter der Brussel-lla-Verordnung kdnnen nach der Brussel-11b-Verordnung nicht
nur auslandische Titel Gber die Herausgabe von Personen und die Regelung des Umgangs
in der Bundesrepublik Deutschland zu vollstrecken sein, sondern auch ausléndische Titel
uber die Rickgabe von Personen nach dem Haager Kindesentfiihrungstibereinkommen.
Denn nach Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe a Brissel-IIb-Verordnung ist auch
eine in einem Mitgliedstaat ergangene Entscheidung nach dem Haager Kindesentfihrungs-
Ubereinkommen, in der die Riickgabe eines Kindes in einen anderen Mitgliedstaat ange-
ordnet wird, die aber in einem dritten Mitgliedstaat zu vollstrecken ist (sogenannter Weiter-
entflhrungsfall), ein Titel, der nach Kapitel IV anzuerkennen und zu vollstrecken ist. Aus
diesem Grund erfasst die Zustandigkeitsregel auch die Zwangsvollstreckung von Titeln
nach der Brussel-lIb-Verordnung Uber die Rickgabe von Personen.

Kunftig wird fur die Bestimmung der drtlichen Zustandigkeit nach § 10 IntFamRVG nicht
mehr auf den Zeitpunkt der Antragstellung, sondern den der Einleitung des Verfahrens ab-
gestellt. Denn nicht alle in § 10 aufgezahlten Verfahren erfordern einen Antrag. Die Ausset-
zung der Vollstreckung nach Artikel 56 Absatz 1 Brissel-lIb-Verordnung kann von Amts
wegen erfolgen; die Vollstreckung eines Titels auf Herausgabe oder Rickgabe ist nach
§ 44 Absatz 3 IntFamRVG von Amts wegen durchzufuhren. Ferner wird die Zustandigkeits-
anknipfung des § 10 Nummer 2 IntFamRVG an den Ort, an dem ,das Bedlrfnis der Fir-
sorge besteht® an die Wortwahl des FamFG in § 152 Absatz 3 angeglichen, in dem auf den
Ort, an dem ,das Bedirfnis der Fursorge bekannt wird“ abgestellt wird.
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Zu Nummer 7 (§ 11 IntFamRVG)

Die Zustandigkeitsanknipfung des § 11 Nummer 2 IntFamRVG an den Ort, an dem ,das
Bedurfnis der Fursorge besteht®, wird an die Wortwahl des § 152 Absatz 3 FamFG ange-
glichen, in dem auf den Ort, an dem ,das Bedurfnis der Flrsorge bekannt wird“ abgestellt
wird.

Zu Nummer 8 (§ 12 IntFamRVG)

§ 12 IntFamRVG normiert eine gerichtliche Zustandigkeitskonzentration fur die in §§ 10
und 11 bezeichneten Sachen sowie fur Verfahren tber die Vollstreckbarerklarung nach Ar-
tikel 28 der Brussel-lla-Verordnung. Da die ab dem 1. August 2022 geltende Fassung des
IntFamRVG ausschlie3lich die Durchfiihrungsbestimmungen fir die Brussel-llb-Verord-
nung enthalten soll und das Erfordernis der Vollstreckbarerklarung fur alle in den Anwen-
dungsbereich der Briissel-lIb-Verordnung fallenden Titel entfallt, wird die Bezugnahme auf
die Verfahren Uber die Vollstreckbarerklarung nach der Brissel-lla-Verordnung ersatzlos
gestrichen.

Mit Gesetz Uber die Modernisierung und Bereinigung von Justizgesetzen im Land Berlin
vom 22. Januar 2021 (GVBI. Nr. 8 v. 4. Februar 2021, S. 75) hat das Land Berlin das Amts-
gericht Pankow/Weilkensee in Amtsgericht Pankow umbenannt. Das Gesetz tritt am 1. Au-
gust 2021 in Kraft. Dieser Anderung im Landesrecht ist durch entsprechende Anpassung
der Bezeichnung des Amtsgerichts in den Bundesgesetzen Rechnung zu tragen.

Zu Nummer 9 (§ 13a IntFamRVG)

§ 13a Absatz 4 bis 6 IntFamRVG regelt das Verfahren bei Abgabe von Verfahren nach der
Brussel-lla-Verordnung an Gerichte eines anderen Mitgliedstaates.

In Absatz 4 Satz 1 Nummern 1 bis 3 sowie in Absatz 5 und 6 werden die Bezugnahmen auf
die Normen der Brissel-lla-Verordnung durch die einschldgigen Normen der Brissel-11b-
Verordnung ersetzt.

Die Anderung in Absatz 4 Satz 1 Nummer 5 stellt sicher, dass auch der Beschluss, mit dem
das international zustandige deutsche Familiengericht nach Artikel 13 Absatz 2 Satz 1
Brussel-lIb-Verordnung seine Zustandigkeit auf Ersuchen eines international unzustandi-
gen auslandischen Gerichts auf dieses uUbertragt, mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar
ist. Denn mit diesem Beschluss wird ebenso wie mit den anderen in Absatz 4 Satz 1 an-
fechtbar ausgestalteten Beschlissen von der regelmafligen Zustandigkeitsordnung abge-
wichen, die dem Wohl des Kindes regelmaflig am besten entspricht. Fur die Anfechtbarkeit
der mafdgeblichen Beschlusse des international zustandigen deutschen Familiengerichts in
den Fallen, in denen die Initiative firr die Ubertragung der Zustéandigkeit nicht von dem un-
zustandigen auslandischen Gericht, sondern von den Parteien (Artikel 12 Absatz 1 Buch-
stabe a Brussel-lIb-Verordnung) beziehungsweise dem deutschen Gericht selbst (Arti-
kel 12 Absatz 1 Buchstabe b Brissel-lIb-Verordnung) ausgeht, ist in Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 2 beziehungsweise Nummer 1 Sorge getragen.

Artikel 13 Absatz 2 Brussel-1Ib-Verordnung sieht eine Frist von 6 Wochen nach Eingang
des Ersuchens des auslandischen Gerichts fiir die Zustimmung des ersuchten Gerichts zur
Ubertragung der Zustandigkeit vor und bestimmt, dass das ersuchende Gericht nicht zu-
standig ist, wenn dem Ersuchen nicht innerhalb der Frist stattgegeben wurde. In der Regel
wird der Beschluss Uber die Abgabe nach § 13a Absatz 4 Satz 1 Nummer 5 IntFamRVG-E
bei Ablauf dieser Frist noch nicht wirksam sein. Denn nach Satz 3 wird der Beschluss erst
mit Rechtskraft wirksam; nach Satz 4 ist darauf im Beschluss hinzuweisen. Fir die Einhal-
tung der 6 Wochen-Frist genlgt es indes, dass das Familiengericht dem Ersuchen durch
Beschluss Uber die Abgabe an das auslandische Gericht stattgegeben hat. Das Familien-
gericht hat das ersuchende auslandische Gericht nach Artikel 13 Absatz 2 Satz 2 Briissel-
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llb-Verordnung unverziiglich von seiner noch nicht rechtskréaftigen Zustimmung zur Uber-
tragung der Zustandigkeit in Kenntnis zu setzen. Der gesetzliche Eintritt der Unzustandig-
keit des ersuchenden Gerichts nach Artikel 13 Absatz 2 Satz 3 Briissel-IIb-Verordnung wird
damit gehindert, solange das Beschwerdegericht nicht auf die sofortige Beschwerde hin
den Beschluss des Familiengerichts aufgehoben und das Ersuchen des auslandischen Ge-
richts auf Abgabe abgelehnt hat.

Zu Nummer 10 (§ 14 IntFamRVG)

§ 14 Nummer 2 regelt, welche verfahrensrechtlichen Vorschriften auf die in den §§ 10, 11,
12 und 47 bezeichneten Angelegenheiten, die keine Ehesache sind, Anwendung finden,
soweit im IntFamRVG nicht anders bestimmt. Die jetzige Formulierung stammt noch aus
der Zeit der Geltung des Gesetzes Uber die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit. Sie wird, wie in § 14 Nummer 1 fir die in den §§ 10 und 12 bezeichneten Ehesachen
bereits geschehen, durch einen Verweis auf die maRgeblichen Vorschriften des FamFG
ersetzt. Wahrend § 14 Nummer 1 auf die fur Ehesachen geltenden Vorschriften des FamFG
verweist, verweist § 14 Nummer 2 nunmehr auf die fir Kindschaftssachen geltenden Vor-
schriften des FamFG. Dies sind neben den speziellen Vorschriften flr das Verfahren in
Kindschaftssachen (§§ 151 bis 168a FamFG) die Vorschriften des Allgemeinen Teils
(8§ 1 bis 110 FamFG) und die allgemeinen Vorschriften flir das Verfahren in Familiensa-
chen (§§ 111 bis 120 FamFG), soweit in den speziellen Vorschriften fur das Verfahren in
Kindschaftssachen keine beziehungsweise keine abweichenden Regelungen enthalten
sind. Durch den Verweis in § 14 Nummer 2 auf die fur Kindschaftssachen geltenden Vor-
schriften des FamFG wird zugleich klargestellt, dass auch Verfahren nach dem Haager
Kindesentfuhrungsiubereinkommen als Kindschaftssachen zu behandeln sind.

Zu Nummer 11 (Abschnitt 5 IntFamRVG)

Abschnitt 5 des IntFamRVG in seiner jetzigen Fassung regelt das Verfahren auf Zulassung
der Zwangsvollstreckung aus auslandischen Titeln, auf Feststellung der Anerkennung aus-
landischer Entscheidungen sowie auf Wiederherstellung des Sorgeverhaltnisses. Er gilt fur
alle Rechtsinstrumente der Anerkennung und Vollstreckung, deren Durch- und Ausfuhrung
das IntFamRVG dient, also sowohl fur die Brussel-lla-Verordnung als auch fur die Anerken-
nungs- und Vollstreckungstibereinkommen, das heilt das Haager Kinderschutziberein-
kommen und das Europaische Sorgerechtstibereinkommen.

Durch die Anderung der Uberschrift des Abschnitts 5 wird sein Anwendungsbereich nun-
mehr auf Titel dieser beiden Ubereinkommen beschrankt und damit sichergestellt, dass
Abschnitt 5 auf Titel der Brussel-lIb-Verordnung keine Anwendung findet. Dem liegen fol-
gende Erwagungen zugrunde:

Unter der Geltung der Brussel-lla-Verordnung mussen Parteien, die ihren in einem EU-
Mitgliedstaat erwirkten Titel in einem anderen Mitgliedstaat der Verordnung vollstrecken
lassen wollen, diesen dort grundsatzlich zunachst fir vollstreckbar erklaren lassen, bevor
sie zur eigentlichen Zwangsvollstreckung ubergehen konnen. Lediglich bei der Vollstre-
ckung der sogenannten privilegierten Entscheidungen ist der Zwischenschritt der Voll-
streckbarerklarung bereits nach der Brissel-lla-Verordnung entbehrlich. Die Brissel-lIb-
Verordnung schafft das sogenannte Vollstreckbarerklarungsverfahren (Exequaturverfah-
ren) bei der grenzuberschreitenden Vollstreckung nunmehr fir alle in ihren Anwendungs-
bereich fallenden Titel ab. Dies ergibt sich fur Entscheidungen in Verfahren betreffend die
elterliche Verantwortung aus Artikel 34 Absatz 1 und Artikel 45 Absatz 1, fir offentliche Ur-
kunden und Vereinbarungen in Sachen der elterlichen Verantwortung aus Artikel 65 Ab-
satz 2 Satz 1 und fur Kostenentscheidungen in Verfahren betreffend die elterliche Verant-
wortung und die Ehescheidung, die Trennung ohne Aufldsung des Ehebandes und die Un-
gultigerklarung einer Ehe aus Artikel 73 der Brissel-lIb-Verordnung. Entsprechend sind die
Durchfiihrungsvorschriften in den Unterabschnitten 1 bis 3 des Abschnitts 5 des IntFam-
RVG zur Zulassung der Zwangsvollstreckung, zur Beschwerde und zur Rechtsbeschwerde
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fur in den Anwendungsbereich der Brissel-lIb-Verordnung fallende Titel nicht erforderlich.
Sie werden nur noch fir die beiden voélkerrechtlichen Anerkennungs- und Vollstreckungs-
Ubereinkommen bendtigt, deren Ausfliihrung das IntFamRVG dient — das Haager Kinder-
schutzibereinkommen in § 1 Nummer 2 IntFamRVG und das Europaische Sorgerechts-
Ubereinkommen in § 1 Nummer 4 IntFamRVG.

Was die Unterabschnitte 4 bis 7 betrifft, bedarf zwar auch die Brissel-lIb-Verordnung ent-
sprechender Durchfuhrungsvorschriften fur die Anerkennungsfeststellung (§ 32 IntFam-
RVG), die Anordnung auf Herausgabe des Kindes (§ 33 Absatz 1 IntFamRVG), ein geson-
dertes Verfahren auf Aufhebung oder Anderung der Entscheidung, mit der die Anerkennung
eines Titels festgestellt wird (§ 34 Absatz 1 Satz 2 IntFamRVG), den Schadensersatz we-
gen ungerechtfertigter Vollstreckung (§ 35 IntFamRVG) sowie die Vollstreckungsabwehr-
klage (§ 36 IntFamRVG). Doch liegt all diesen Vorschriften in ihrer jetzigen Fassung das
Leitbild eines Rechtsinstruments der Anerkennung und Vollstreckung zugrunde, das als
Zwischenschritt auf dem Weg zur Vollstreckung die vorherige Vollstreckbarerklarung des
zu vollstreckenden Titels erfordert. Diesem Leitbild kehrt die Brissel-lIb-Verordnung jedoch
den Ricken, indem Titel aus anderen Mitgliedstaaten der Verordnung unmittelbar wie in-
l&andische Titel zu vollstrecken sind. Diesem Paradigmenwechsel soll auch bei der Ausge-
staltung der zur Durchfihrung der Brissel-llb-Verordnung erforderlichen Vorschriften
Rechnung getragen werden, indem sie nicht, ankntpfend an und aufbauend auf die Ver-
fahrensvorschriften der Vollstreckbarerklarung, in Abschnitt 5 des IntFamRVG verortet wer-
den, sondern systematisch zutreffend in Abschnitt 7 zur Vollstreckung (siehe dort § 44a
Absatz 3 IntFamRVG-E fir die Anordnung auf Herausgabe des Kindes, § 44h IntFamRVG-
E flr den Schadensersatz wegen ungerechtfertigter Vollstreckung, § 44i IntFamRVG-E fir
die Vollstreckungsabwehrklage sowie § 44j IntFamRVG-E fiur das Verfahren auf Feststel-
lung des Nichtvorliegens von Anerkennungsversagungsgrinden und auf Versagung der
Anerkennung und fir die Aufhebung oder Anderung der Entscheidung, dass kein Anerken-
nungsversagungsgrund gegeben ist).

Zu Nummer 12 (§ 16 IntFamRVG)

Nach § 16 Absatz 1 IntFamRVG werden — mit Ausnahme der sogenannten privilegierten
Entscheidungen nach den Artikeln 41 und 42 der Brussel-lla-Verordnung — unter die Brus-
sel-lla-Verordnung und die Anerkennungs- und Vollstreckungsiibereinkommen fallende Ti-
tel dadurch zur Zwangsvollstreckung zugelassen, dass sie auf Antrag mit der Vollstre-
ckungsklausel versehen werden.

In § 16 Absatz 1 IntFamRVG wird einerseits die Bezugnahme auf die Titel nach den Artikeln
41 und 42 der Brussel-lla-Verordnung gestrichen, andererseits werden durch Voranstellung
des Passus ,Im Anwendungsbereich des Haager Kinderschutzibereinkommens und des
Européischen Sorgerechtsiibereinkommens® Titel nach der Brissel-lIb-Verordnung aus
dem Anwendungsbereich der Vorschriften des IntFamRVG zur Zulassung der Zwangsvoll-
streckung in den Unterabschnitten 1 bis 3 ausgenommen. Ersteres ist erforderlich, da die
ab dem 1. August 2022 geltende Fassung des Gesetzes nicht mehr die Durchfiihrungsbe-
stimmungen fur die Brussel-lla-Verordnung enthalten soll. Letzteres ist in Anbetracht der
geanderten Uberschrift des Abschnitts 5 des IntFamRVG nicht unbedingt notwendig, er-
scheint aber zur Klarstellung sinnvoll.

Zu Nummer 13 (§ 17 IntFamRVG)

Im Vollstreckbarerklarungsverfahren hat die antragstellende Person im Antrag einen Zu-
stellungsbevollmachtigten im Sinne des § 184 Absatz 1 Satz 1 ZPO im Inland zu bestellen.
Tut die antragstellende Person dies nicht, kdnnen nach § 17 Absatz 1 IntFamRVG bis zur
nachtraglichen Benennung alle Zustellungen an sie durch Aufgabe zur Post bewirkt werden.
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Mit Urteil vom 19. Dezember 2012 hat der EuGH (Rs. C-325/11) entschieden, dass Artikel
1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 dahin auszulegen ist, dass er Rechtsvor-
schriften eines Mitgliedstaates entgegensteht, nach denen die fir eine Partei mit Wohnsitz
oder gewohnlichem Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat bestimmten gerichtlichen
Schriftstlicke in der Gerichtsakte belassen werden und damit als zugestellt gelten, wenn
diese Partei keinen Zustellungsbevollmachtigten benannt hat, der in dem erstgenannten
Staat ansassig ist, in dem das Gerichtsverfahren stattfindet.

Daraufhin hat der deutsche Gesetzgeber in § 184 Absatz 1 Satz 1 ZPO die Moglichkeit der
Anordnung der Bestellung eines Zustellungsbevollmachtigten und die Zustellung durch Auf-
gabe zur Post ausgeschlossen, wenn flur die grenziberschreitende Zustellung unmittelbar
anwendbare Regelungen der Europaischen Union im Sinne von § 183 Absatz 1 Satz 1
ZPO, insbesondere die Verordnung (EG) Nr. 1393/2007, mal3geblich sind.

Die Anderung in § 17 Absatz 2 IntFamRVG dient der Klarstellung, dass die Zustellung durch
Aufgabe zur Post auch dann ausgeschlossen ist, wenn die antragstellende Person in ihrem
Antrag auf Vollstreckbarerklarung keinen Zustellungsbevollmachtigten benannt hat und fir
die Zustellung unmittelbar anwendbare Regelungen der Europaischen Union wie die Ver-
ordnung (EG) Nr. 1393/2007 mafgeblich sind.

Zu Nummer 14 (§ 18 IntFamRVG)

§ 18 IntFamRVG enthalt erganzende Vorschiften zum Verfahren auf Zulassung der
Zwangsvollstreckung fur Titel nach der Brissel-lla-Verordnung und nach dem Haager Kin-
derschutzibereinkommen.

Die Bezugnahme auf die Brissel-lla-Verordnung in Absatz 1 ist ersatzlos zu streichen, da
Titel nach der Brussel-lIb-Verordnung der Vollstreckbarerklarung nicht mehr bedirfen.

§ 18 Absatz 2 IntFamRVG regelt, dass flr die Vollstreckbarerklarung von Kostenentschei-
dungen in Ehesachen, fur die grundsatzlich Anwaltszwang herrschen wurde, im ersten
Rechtszug eine anwaltliche Vertretung nicht erforderlich ist. Dieser Vorschrift bedarf es in
der ab dem 1. August 2022 geltenden Fassung des IntFamRVG nicht mehr. Denn die Bris-
sel-lla-Verordnung ist das einzige Rechtsinstrument, dessen Durch- beziehungsweise Aus-
fuhrung das IntFamRVG in seiner jetzigen Fassung dient, das Ehesachen zum Gegenstand
hat. Die ab dem 1. August 2022 geltende Fassung des IntFamRVG aber wird nicht mehr
der Durchfuihrung der Brissel-lla-Verordnung dienen, sondern der Durchflihrung der Bris-
sel-lIb-Verordnung. Diese hat zwar auch Ehesachen zum Gegenstand; doch beduirfen die
in den Anwendungsbereich der Brussel-IIb-Verordnung fallenden Kostenentscheidungen in
Ehesachen nicht mehr der Vollstreckbarerklarung.

Durch die Anderung der Uberschrift des § 18 IntFamRVG wird auf den ersten Blick erkenn-
bar, dass er nur noch auf Titel nach dem Haager Kinderschutziibereinkommen anwendbar
ist.

Zu Nummer 15 (§ 20 IntFamRVG)

§ 20 IntFamRVG enthalt erganzende Vorschriften zur Entscheidung Uber den Antrag auf
Zulassung der Zwangsvollstreckung. Die Bezugnahme auf die Brissel-lla-Verordnung in
Absatz 1 Satz 3 ist ersatzlos zu streichen, da Titel nach der Brissel-lIb-Verordnung der
Vollstreckbarerklarung nicht mehr bedurfen. § 20 Absatz 2 Halbsatz 2 und Absatz 3 Satz 2
Halbsatz 2 IntFamRVG enthalt Kostenregelungen fir das Verfahren auf Zulassung der
Zwangsvollstreckung von Titeln in Ehesachen (Kostenentscheidungen). Dieser Regelun-
gen bedarf es aus den zu Nummer 12 dargelegten Grinden in der ab dem 1. August 2022
geltenden Fassung des IntFamRVG nicht mehr.
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Zu Nummer 16 (§ 21 IntFamRVG)

§ 21 Absatz 3 IntFamRVG stellt sicher, dass die materiell Beteiligten, deren Rechtsstellung
von dem Verfahren auf Vollstreckbarerklarung betroffen wird, von dessen Ausgang Kennt-
nis erhalten und gegebenenfalls Rechtsmittel einlegen kénnen. Aus Anlass der ohnehin
erforderlichen Anderung des IntFamRVG werden die Voraussetzungen fir die Bekannt-
gabe an das Kind sowie die Bedingungen dieser Bekanntgabe an die Regelung des § 164
FamFG angepasst. Nach § 164 Satz 1 FamFG hat die Bekanntgabe der Entscheidung an
das Kind, das das 14. Lebensjahr vollendet hat, nur zu erfolgen, wenn es nicht geschafts-
unfahig ist. Zudem soll eine Begriindung dem Kind nach § 164 Satz 2 FamFG nicht mitge-
teilt werden, wenn Nachteile fur dessen Entwicklung, Erziehung oder Gesundheit zu be-
furchten sind.

Zu Nummer 17 (§ 22 IntFamRVG)

§ 22 Absatz 2 IntFamRVG enthalt Sonderregelungen flr das Wirksamwerden des Be-
schlusses, mit dem eine Entscheidung Uber die freiheitsentziehende Unterbringung eines
Kindes nach Artikel 56 Brussel-lla-Verordnung fur vollstreckbar erklart wird. § 22 Absatz 2
IntFamRVG ist ersatzlos zu streichen, da Titel nach der Brissel-llb-Verordnung der Voll-
streckbarerklarung nicht mehr bedurfen.

Zu Nummer 18 (§ 24 IntFamRVG)

§ 24 Absatz 6 IntFamRVG enthalt die Befugnis des Beschwerdegerichts, im Fall des § 22
Absatz 2 IntFamRVG die Vollstreckung des angefochtenen Beschlusses einstweilen einzu-
stellen. Da § 22 Absatz 2 IntFamRVG ersatzlos zu streichen ist, bedarf es auch der daran
anknupfenden Regelung des § 24 Absatz 6 IntFamRVG nicht mehr.

Zu Nummer 19 (§ 26 IntFamRVG)

§ 26 IntFamRVG enthalt Vorschriften fir das Verfahren und die Entscheidung Uber die Be-
schwerde gegen die Entscheidung nach § 20 IntFamRVG Uber den Antrag auf Zulassung
der Zwangsvollstreckung. Absatz 2 Satz 2, der eine besondere Vorschrift zur Ladung fur
den Fall beinhaltet, dass in einer Ehesache die mindliche Verhandlung angeordnet wird,
bedarf es aus den zu Nummer 12 dargelegten Grinden in der ab dem 1. August 2022 gel-
tenden Fassung des IntFamRVG nicht mehr.

Zu Nummer 20 (§ 29 IntFamRVG)

Mit der hier beabsichtigten redaktionellen Anpassung wird lediglich die zwischenzeitlich er-
folgte Anderung der Bezeichnung des Gerichtshofs von ,Gerichtshof der Europaischen Ge-
meinschaften® in ,Gerichtshof der Europaischen Union* nachvollzogen.

Zu Nummer 21 (§ 30 IntFamRVG)

§ 30 IntFamRVG enthalt Regelungen zum Verfahren und zur Entscheidung Uber die
Rechtsbeschwerde gegen die Beschwerdeentscheidung nach § 26 Absatz 1 IntFamRVG.

In Absatz 1 Satz 1 wird die Formulierung ,Rechts der Europaischen Gemeinschaften® ak-
tualisiert in ,Rechts der Europaischen Union®.

Absatz 2 Satz 2 bestimmt, welche Vorschriften der Zivilprozessordnung (ZPQO) zur Rechts-
beschwerde entsprechend auf die Rechtsbeschwerde nach § 28 IntFamRVG Anwendung
finden. Dabei werden in Halbsatz 1 zunachst unterschiedslos flir Familiensachen im Ver-
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit und fur Ehesachen die Vorschriften genannt, die ent-
sprechend anwendbar sind. In Halbsatz 2 werden dann bestimmte dieser Vorschriften fiir
Familiensachen im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit von der entsprechenden An-
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wendbarkeit wieder ausgenommen. Die Brissel-lla-Verordnung ist das einzige Rechtsin-
strument, dessen Aus- beziehungsweise Durchfilhrung das IntFamRVG dient und das Ehe-
sachen zum Gegenstand hat, die der Vollstreckbarerklarung bedurfen. Da die Brissel-lla-
Verordnung jedoch durch den Entwurf aus dem Anwendungsbereich des Abschnitts 5 aus-
genommen wird, sind dort alle sich ausschlielich auf die Vollstreckbarerklarung von Titeln
in Ehesachen beziehenden Vorschriften entbehrlich. Daher wird die Vorschrift derart gean-
dert, dass sie von vornherein nur noch die Vorschriften der ZPO fiur entsprechend anwend-
bar erklart, die sich auf Familiensachen im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit bezie-
hen.

Zu Nummer 22 (§ 32 IntFamRVG)

Die Brussel-lla-Verordnung, das Haager Kinderschutziibereinkommen und das Europai-
sche Sorgerechtslibereinkommen sehen die Anerkennung auslandischer Titel kraft Geset-
zes und damit ohne ein vorgeschaltetes Anerkennungsversagungsverfahren vor. Zur Kla-
rung der Rechtslage steht den Beteiligten jedoch ein gerichtliches Verfahren auf isolierte
Feststellung der Anerkennung oder Nichtanerkennung offen. Artikel 21 Absatz 3 Brissel-
Ila-Verordnung bestimmt, dass dies gemafy dem Verfahren der Brissel-lla-Verordnung fir
die Vollstreckbarerklarung zu erfolgen hat. Entsprechend verweist auch die innerstaatliche
Verfahrensvorschrift des § 32 IntFamRVG weitgehend auf die Vorschriften fur das Verfah-
ren der Zulassung eines Titels zur Zwangsvollstreckung und ist in demselben Abschnitt an-
gesiedelt wie diese.

Die Brussel-lIb-Verordnung halt an der Moéglichkeit, durch ein gerichtliches Verfahren die
Anerkennung oder Nichtanerkennung feststellen zu lassen, fest: So kann nach Artikel 30
Absatz 3 jede interessierte Partei eine Entscheidung beantragen, in der festgestellt wird,
dass kein Anerkennungsversagungsgrund gegeben ist, oder nach Artikel 40 Absatz 1 einen
Antrag auf Versagung der Anerkennung stellen. Da sie das Verfahren auf Vollstreckbarer-
klarung als Zwischenschritt auf dem Weg zur Vollstreckung abschafft, verweist die Brissel-
IIb-Verordnung fir die Ausgestaltung der Verfahren nach Artikel 30 Absatz 3 und Artikel 40
Absatz 1 nunmehr auf das im Stadium der Vollstreckung angesiedelte neu geschaffene
Verfahren zur Beantragung der Versagung der Vollstreckung in den Artikeln 59 ff. Entspre-
chend werden auch die Durchfihrungsvorschriften flr das Verfahren auf Feststellung des
Nichtvorliegens von Anerkennungsversagungsgriinden und auf Versagung der Anerken-
nung ausgehend von den Durchfihrungsvorschriften fir das Verfahren auf Versagung der
Vollstreckung in Abschnitt 7 des IntFamRVG zur Vollstreckung angesiedelt. Siehe dazu
§ 44j Absatz 1 und 2 IntFamRVG-E. Folgerichtig wird in § 32 Satz 1 IntFamRVG die Be-
zugnahme auf die Brissel-lla-Verordnung ersatzlos gestrichen.

Bei den Anderungen in § 32 Satz 2 und 3 IntFamRVG handelt es sich um durch die Aufhe-
bung von § 18 Absatz 2 IntFamRVG veranlasste Folgednderungen.

Zu Nummer 23 (§ 33 IntFamRVG)

Auslandische Sorgerechtsentscheidungen haben — anders als deutsche — zum Teil nicht
nur rechtsgestaltende Wirkungen, sondern kénnen auch vollstreckbare Titel auf Heraus-
gabe des Kindes sein, ohne dass dies in der Entscheidung notwendigerweise mit derselben
Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht wird wie nach deutschem Recht. § 33 Absatz 1 Int-
FamRVG erleichtert der Praxis den Umgang mit derartigen Titeln im Anwendungsbereich
der Brussel-lla-Verordnung, des Haager Kinderschutziibereinkommens und des Europai-
schen Sorgerechtsibereinkommens. Das Familiengericht kann die Herausgabeanordnung
in diesem Fall klarstellend entweder in die Vollstreckbarerklarung aufnehmen oder — insbe-
sondere wenn ein Titel nach der Brussel-lla-Verordnung unmittelbar vollstreckbar ist — in
die Anordnung von Vollstreckungsmal3nahmen.
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Auch fur auslandische Titel im Anwendungsbereich der Brissel-lIb-Verordnung kann die-
ses Bedurfnis nach Klarstellung bestehen. Da ausléndische Titel nach der Brissel-lIb-Ver-
ordnung jedoch stets ohne vorherige Vollstreckbarerklarung im Inland vollstreckbar sind,
scheidet die erste Moglichkeit der Klarstellung, die Herausgabeanordnung in der Vollstre-
ckungsklausel aufzunehmen, aus und verbleibt lediglich die zweite Mdglichkeit, die Heraus-
gabeanordnung in die Anordnung von Vollstreckungsmaflinahmen aufzunehmen. Vor die-
sem Hintergrund erscheint es vorzugswiurdig, die entsprechende Klarstellungsbefugnis fur
Titel im Anwendungsbereich der Brissel-lIb-Verordnung in Abschnitt 7 des IntFamRVG zur
Vollstreckung zu verorten. Siehe dazu § 44a Absatz 3 IntFamRVG-E. Folgerichtig wird in
§ 33 Absatz 1 IntFamRVG die Bezugnahme auf die Brissel-lla-Verordnung ersatzlos ge-
strichen.

Zu Nummer 24 (§ 34 IntFamRVG)

§ 34 IntFamRVG regelt ein vereinfachtes Verfahren auf Aufhebung oder Anderung des Be-
schlusses auf Vollstreckbarerklarung (Absatz 1 Satz 1) oder Anerkennung (Absatz 1
Satz 2) eines auslandischen Titels. Hintergrund der Regelung ist folgender: Ist der Titel im
Ursprungsmitgliedstaat nicht mehr vollstreckbar, nachdem aus ihm im Inland die Zwangs-
vollstreckung zugelassen wurde, so kann die inlandische Zulassung der Zwangsvollstre-
ckung keinen Bestand mehr haben. Die Vollstreckbarerklarung, die nunmehr der Grundlage
entbehrt, muss dann in einem besonderen Verfahren wieder beseitigt werden kénnen. Ent-
sprechendes gilt fiir den Fall der Aufhebung oder Anderung von Entscheidungen, deren
Anerkennung festgestellt ist. § 34 IntFamRVG gilt derzeit fur Titel nach der Brussel-lla-Ver-
ordnung und nach den Anerkennungs- und Vollstreckungsuibereinkommen, deren Ausfih-
rung das IntFamRVG dient.

Im Anwendungsbereich der Brissel-lIb-Verordnung, die das Vollstreckbarerklarungsver-
fahren abschafft, besteht kein Bediirfnis mehr fir die Aufhebung oder Anderung des Be-
schlusses auf Vollstreckbarerklarung eines auslandischen Titels. Ein Bedurfnis fur ein ge-
sondertes Verfahren auf Aufhebung oder Anderung des Beschlusses auf Anerkennung ei-
nes auslandischen Titels hingegen besteht, wenn der Titel im Ursprungsmitgliedstaat auf-
gehoben oder abgeandert wird, nachdem im Verfahren nach Artikel 30 Absatz 3 Brissel-
lIb-Verordnung rechtskraftig festgestellt worden ist, dass kein Anerkennungsversagungs-
grund vorliegt. Doch erscheint es systematisch folgerichtig, die dafur erforderlichen Verfah-
rensvorschriften im Zusammenhang mit den Durchfihrungsvorschriften fir das Verfahren
auf Feststellung des Nichtvorliegens von Anerkennungsversagungsgrunden und auf Ver-
sagung der Anerkennung im neuen § 44j IntFamRVG-E zu regeln.

Dass der in Abschnitt 5 angesiedelte § 34 IntFamRVG kunftig nicht fir Titel nach der Brus-
sel-lIb-Verordnung gilt, ergibt sich bereits durch die beabsichtigte Beschrankung der Uber-
schrift des Abschnitts 5 auf Titel im Anwendungsbereich des Haager Kinderschutziberein-
kommens und des Europaischen Sorgerechtsibereinkommens. Zur Klarstellung erscheint
es sinnvoll, diese Beschrankung auch noch einmal in § 34 Absatz 1 Satz 2 IntFamRVG
aufzunehmen.

Die Ersetzung des Wortes ,errichtet® durch ,geschaffen” in § 34 Absatz 1 Satz 1 IntFam-
RVG geschieht im Sinne eines einheitlichen Sprachgebrauchs im IntFamRVG.

Zu Nummer 25 und 24 (§ 35 IntFamRVG und § 36 IntFamRVG)

Hier werden zum einen rein redaktionelle Anpassungen vorgenommen, um einen einheitli-
chen Sprachgebrauch in den §§ 35 und 36 IntFamRVG und in den §§ 44h und 44i IntFam-
RVG-E zu gewahrleisten.

Durch die Anfigung des Satzes 2 in § 35 Absatz 2 IntFamRVG wird zudem klargestellt,
dass auf Verfahren Uiber Schadensersatzanspriiche die fur Familienstreitsachen geltenden
verfahrensrechtlichen Vorschriften Anwendung finden.
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Einer Klarstellung, dass auf Vollstreckungsabwehrklagen bei Titeln tGber die Erstattung von
Verfahrenskosten die Verfahrensvorschriften der ZPO entsprechende Anwendung finden,
bedarf es nicht. Dies ergibt sich hinreichend sowohl aus der Verweisung in § 36 IntFamRVG
auf § 767 ZPO als auch aus § 95 Absatz 1 Nummer 1 FamFG, der fir die Vollstreckung
wegen einer Geldforderung die Vorschriften der ZPO Uber die Zwangsvollstreckung fur ent-
sprechend anwendbar erklart. Diese Verweisung erfasst nicht nur die Art der Vollstreckung,
sondern auch die Vollstreckungsrechtsbehelfe, soweit in §§ 86 und 87 FamFG keine spe-
ziellen Regelungen getroffen sind.

Zu Nummer 27 (§ 38 IntFamRVG)

§ 38 IntFamRVG enthalt Vorschriften zur Beschleunigung des Verfahrens auf Ruckgabe
eines Kindes nach dem Haager Kindesentfuhrungsibereinkommen.

Absatz 1 Satz 1 bestimmt, dass das Gericht das Verfahren auf Riickgabe eines Kindes in
allen Rechtszliigen vorrangig zu behandeln hat. Kunftig soll anstatt des Begriffes ,vorrangig*
die aus dem Vorrang- und Beschleunigungsgebot des § 155 Absatz 1 FamFG bekannte
Wendung ,vorrangig und beschleunigt verwendet werden. Dies erscheint folgerichtig, da
Artikel 24 Absatz 1 der Brissel-lIb-Verordnung (insoweit unverandert zu Artikel 11 Absatz 3
Unterabsatz 1 der Brussel-lla-Verordnung) vorsieht, dass sich das zustandige Gericht mit
gebotener Eile mit einem Rickgabeantrag zu befassen hat und sich dabei des zlgigsten
im nationalen Recht vorgesehenen Verfahrens zu bedienen hat.

In Absatz 1 Satz 3 wird fir Verfahren, die die Rickgabe von einem Mitgliedstaat der Ver-
ordnung in den anderen betreffen, auf die Frist des Artikels 11 Absatz 3 Brissel-1la-Verord-
nung Bezug genommen. Diese Bezugnahme wird ersetzt durch die auf Artikel 24 Absatz 2
und 3 Brussel-lIb-Verordnung. Nach der Brissel-lla-Verordnung hat das Gericht spatestens
sechs Wochen nach seiner Befassung Uber die Riickgabe zu entscheiden, wobei nicht klar
ist, ob die sechswdchige Frist fur alle Instanzen gemeinsam oder fir jede einzelne gelten
soll. Artikel 24 Brussel-lIb-Verordnung differenziert nunmehr zwischen der Frist fur die erst-
instanzliche Entscheidung in Absatz 2 (sechs Wochen nach Anrufung des Gerichts) und
der Frist fr eine Entscheidung hdherer Instanz in Absatz 3 (sechs Wochen, nachdem alle
erforderlichen Verfahrensschritte durchgeflihrt wurden und das Gericht in der Lage ist, den
Rechtsbehelf zu prifen).

Die Erganzung des § 38 IntFamRVG um einen vierten Absatz erfolgt bei Gelegenheit der
ohnehin erforderlichen Gesetzesanderung. Bislang erfahrt das Bundesamt fur Justiz als
Zentrale Behorde in Fallen, in denen es gerichtliche Verfahren nach dem Haager Kindes-
entfUhrungsibereinkommen nicht selbst nach § 6 Absatz 2 Satz 1 und 2 IntFamRVG ein-
leitet, gar nicht oder erst spat davon. Manche Gerichte sehen sich mangels ausdrtcklicher
gesetzlicher Ermachtigung daran gehindert, das Bundesamt fir Justiz als Zentrale Behdrde
am Verfahren zu beteiligen oder um Unterstitzung im Verfahren zu bitten. § 38 Absatz 4
IntFamRVG-E ermdglicht dem Bundesamt fur Justiz als Zentrale Behdrde nun auch in den
Verfahren nach dem Haager Kindesentfihrungstbereinkommen, die nicht nach § 6 Ab-
satz 2 Satz 1 und 2 IntFamRVG durch das Bundesamt fur Justiz als Zentrale Behdrde ein-
geleitet wurden, die Beteiligung am Verfahren. Zu diesem Zweck ist das Bundesamt fir
Justiz als Zentrale Behérde von dem Gericht von der Einleitung des Verfahrens zu benach-
richtigen und auf seinen Antrag am Verfahren zu beteiligen. So wird gewahrleistet, dass die
Expertise des Bundesamts fur Justiz als Zentrale Behdrde besser nutzbar gemacht und
weiter ausgebaut werden kann. Dies entspricht auch einer Forderung des Arbeitskreises 23
(Internationale Sorgerechtskonflikte) des 20. Deutschen Familiengerichtstages vom 18. —
21. September 2013.

Die Anderung der Uberschrift des § 38 IntFamRVG tragt der Ergénzung in Absatz 4 Rech-
nung.
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Zu Nummer 28 (§ 39 IntFamRVG)
§ 39 IntFamRVG wird neu gefasst.

Artikel 29 Absatz 2 Brussel-IIb-Verordnung sieht fur die Falle, in denen das Gericht seine
Entscheidung, die Rickgabe des Kindes abzulehnen, nur auf Artikel 13 Absatz 1 Buch-
stabe b oder Artikel 13 Absatz 2 Haager Kindesentflihrungsiibereinkommen stltzt, vor,
dass dieses Gericht von Amts wegen eine Bescheinigung nach Anhang | der Brissel-Ilb-
Verordnung auszustellen hat. § 39 Absatz 1 IntFamRVG-E regelt die funktionale Zustan-
digkeit fur die Ausstellung. Die Ausstellung dieser Bescheinigung durch den Richter ist in
Anbetracht der Komplexitat der Bescheinigung sowie des flir das Ausfillen erforderlichen
Verstandnisses der Entscheidung sachgerecht.

In § 39 Absatz 2 IntFamRVG-E wird der bisherige Inhalt des § 39 IntFamRVG an die Brus-
sel-1lb-Verordnung angepasst.

Zu Nummer 29 (§ 41 IntFamRVG)

§ 41 IntFamRVG wird neu gefasst. Zum einen wird in Absatz 1 die gerichtliche Zustandig-
keit fir die Ausstellung der Widerrechtlichkeitsbescheinigungen bei den Familiengerichten
konzentriert, in deren Bezirk ein Oberlandesgericht seinen Sitz hat. Zum anderen werden
in den Absatzen 2 bis 4 Regeln fur das Verfahren der Ausstellung der Widerrechtlichkeits-
bescheinigung vorgesehen.

Zu Absatz 1

Der bisherige § 41 Satz 1 IntFamRVG regelt die Zustandigkeit fir die Bescheinigung nach
Artikel 15 Satz 1 des Haager Kindesentfuhrungsubereinkommens Gber die Widerrechtlich-
keit im Falle von Kindesentfihrungen ins Ausland. Der Gesetzgeber hat sich dabei von der
Annahme leiten lassen, dass einer Entfihrung oft eine Sorgerechtsentscheidung oder ein
anhangiges Sorgerechtsverfahren vorangeht, sowie vom Gesichtspunkt der Sachnahe. Aus
diesem Grund hat er die dezentralen allgemeinen Familiengerichte mit der Ausstellung der
Bescheinigungen betraut, und nicht die konzentrierten Familiengerichte im Sinne von § 12
IntFamRVG.

In der Praxis hat sich diese Zustandigkeitsbestimmung nicht bewahrt: Die allgemeinen Fa-
miliengerichte sind mit dem Haager Kindesentfihrungsubereinkommen nicht hinreichend
vertraut, da derartige Verfahren nach §§ 11 und 12 IntFamRVG den konzentrierten Famili-
engerichten vorbehalten sind. Daher kommt es bei der Ausstellung der Bescheinigungen
zu Verzdgerungen, was nicht im Sinne der erforderlichen Beschleunigung der besonders
eilbedurftigen Ruckgabeverfahren ist.

Aus diesem Grund soll die Zustandigkeit fur die Ausstellung der Bescheinigung kunftig bei
den konzentrierten Familiengerichten liegen. Zwar mussen dann die konzentrierten Famili-
engerichte vor Ausstellung der Bescheinigung bei dem fur den gewdhnlichen Aufenthalt
des Kindes zustandigen Familiengericht nach anhangigen oder friheren Sorgerechtsver-
fahren fragen. RegelméaRig wird Akteneinsicht entbehrlich und die Ubersendung der rechts-
kraftigen Entscheidung ausreichend sein. In der Mehrzahl der Falle, in denen das Sorge-
recht nicht auf einer gerichtlichen Entscheidung beruht, sondern unmittelbar aus dem Ge-
setz folgt, ergeben sich durch den Zustandigkeitswechsel hin zum konzentrierten Familien-
gericht ausschliellich Vorteile.

Diese Anderung entspricht auch einer Forderung des Arbeitskreises 23 (Internationale Sor-
gerechtskonflikte) des 20. Deutschen Familiengerichtstages vom 18. — 21. September
2013.

§ 41 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 IntFamRVG-E wird wie § 10 Satz 2 IntFamRVG-E und § 11
IntFamRVG-E an die Wortwahl des § 152 Absatz 3 FamFG angeglichen.
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Zu Absatz 2 bis 4

Die Absatze 2 bis 4 gestalten das Verfahren der Ausstellung der Widerrechtlichkeitsbe-
scheinigung naher aus.

Absatz 2 bestimmt, dass der Antragsteller seinen Antrag zu begrinden und die fur die Wi-
derrechtlichkeit geltend gemachten Griinde glaubhaft zu machen hat. Dies erleichtert die
gerichtliche Entscheidung und tragt dazu bei, unrichtige Bescheinigungen in dem eilbedirf-
tigen Verfahren zu vermeiden.

In Absatz 3 wird geregelt, dass die Entscheidung im schriftlichen Verfahren und ohne An-
hoérung der Beteiligten ergehen kann. Im Hinblick auf die Eilbedurftigkeit des Verfahrens
sowie die Schwierigkeiten und die erforderliche Dauer fur die Durchfuhrung auch einer
schriftlichen Anhérung des Antragsgegners im Ausland ist die Anhérung nur als ,Kann®-
Bestimmung ausgestaltet. Die Pflicht zur Entscheidungsbegriindung war schon in dem bis-
herigen Satz 2 des § 41 IntFamRVG geregelt und ist erforderlich, damit das auslandische
Gericht die Grundlage fir die vorgelegte Widerrechtlichkeitsbescheinigung nachvollziehen
kann.

Absatz 4 trifft Bestimmungen zur Rechtsmittelmdglichkeit. Nach einer Entscheidung des
Bundegerichtshofs vom 18.07.2001 (BGH, FamRZ 2001, S. 1706), handelt es bei einer
Widerrechtlichkeitsbescheinigung um eine Zwischenentscheidung, gegen die ein Rechts-
mittel nicht mdglich ist. Nunmehr wird in Absatz 4 Satz 1 die sofortige Beschwerde nach
MalRgabe der ZPO erdéffnet. Durch die dort vorgesehene Beschwerdefrist von 2 Wochen
sowie die originare Zustandigkeit des Einzelrichters wird gewahrleistet, dass ein solches
Verfahren das Verfahren im Ausland tber die Ruckfliihrung des Kindes nicht erheblich be-
eintrachtigt oder unnétig verlangert. Im Interesse der gebotenen Verfahrensbeschleunigung
findet eine Rechtsbeschwerde gegen die Entscheidung des Beschwerdegerichts nicht statt.

Zu Nummer 30 (Abschnitt 7 Unterabschnitt 1 IntFamRVG)

Abschnitt 7 des IntFamRVG wird durch die Untergliederung in zwei Unterabschnitte neu
strukturiert. Unterabschnitt 1 enthalt kinftig die besonderen Vorschriften zur Vollstreckung
von Titeln Uber die Herausgabe und Rickgabe von Personen und die Regelung des Um-
gangs — unabhangig davon, um Titel welchen Rechtsinstruments des IntFamRVG es sich
handelt. Unterabschnitt 2 enthalt die besonderen Vorschriften zur Vollstreckung von Titeln
nach Kapitel IV der Brussel-lIb-Verordnung. Bei der Vollstreckung von Titeln nach Kapi-
tel IV der Briussel-lIb-Verordnung, die die Herausgabe oder Riickgabe von Personen oder
die Regelung des Umgangs zum Gegenstand haben, sind die Vorschriften sowohl des Un-
terabschnitts 1 als auch des Unterabschnitts 2 zu beachten.

Zu Nummer 31 (§ 44 IntFamRVG)

§ 44 IntFamRVG enthalt besondere Regeln fur die Vollstreckung von Umgangs- und Her-
ausgabetiteln im Anwendungsbereich des IntFamRVG.

In § 44 Absatz 1 Satz 1 IntFamRVG-E wird die Bezugnahme auf Kapitel Ill Brissel-1la-Ver-
ordnung durch die Bezugnahme auf Kapitel IV Brussel-lIb-Verordnung ersetzt. Titel nach
Kapitel IV Brussel-lIb-Verordnung schliefien tUber die Entscheidungen in Verfahren der el-
terlichen Verantwortung hinaus auch die in Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 und 3 genann-
ten Entscheidungen ein.

Durch die Ergdnzung um auf Ruckgabe von Personen gerichtete Titel in § 44 Absatz 1
Satz 1 IntFamRVG wird ausdriicklich klargestellt, dass die besondere Vollstreckungsvor-
schrift des § 44 gleichermal3en fur Titel gilt, die auf Herausgabe einer Person gerichtet sind,
wie flr Titel, die auf Rickgabe einer Person gerichtet sind. Der Begriff ,Rlckgabe“ ist hier
— wie auch im gesamten IntFamRVG im Sinne des Haager Kindesentfiihrungstbereinkom-
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mens zu verstehen, in dessen nicht amtlicher deutscher Ubersetzung der Bundesgesetz-
geber diesen Begriff verwendet hat, um die aus Artikel 12 des Haager Kindesentfihrungs-
ubereinkommens in Verbindung mit der Praambel flieRende Pflicht zu umschreiben, das
Kind unverzuglich in den Staat seines bisherigen gewdhnlichen Aufenthalts zurlickzufih-
ren. Es handelt sich somit um die Rickgabe in einen Staat, nicht an eine Person. Diese
Klarstellung wird erforderlich, nachdem deutsche Gerichte nach Auslegung des § 44 in
mehreren Fallen entschieden hatten, dass bei Rickgabeentscheidungen nach dem Haager
Kindesentfuhrungsiibereinkommen die Vollstreckung der Pflicht des betreuenden Eltern-
teils zur Rickfiuhrung des Kindes in den Ursprungsstaat nicht auf § 44 IntFamRVG gestitzt
werden kdénne.

Diese Klarstellung bietet sich aber auch deshalb an, weil nach Artikel 2 Absatz 1 Unterab-
satz 2 Buchstabe a Brussel-1Ib-Verordnung auch eine in einem Mitgliedstaat ergangene
Entscheidung nach dem Haager Kindesentfihrungsiibereinkommen, in der die Rickgabe
eines Kindes in einen anderen Mitgliedstaat angeordnet wird, die aber in einem dritten Mit-
gliedstaat zu vollstrecken ist (sogenannter Weiterentfiihrungsfall), nach Kapitel IV anzuer-
kennen und zu vollstrecken ist.

Soweit in § 44 IntFamRVG nichts anderes bestimmt ist, sind die Vorschriften des FamFG,
insbesondere die §§ 86 bis 88, § 89 Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 bis 4, die §§ 90 bis 94, an-
zuwenden (siehe so auch schon Bundestagsdrucksache 16/9733 S. 303).

Die Anderung des § 44 Absatz 2 IntFamRVG dient der Klarstellung, dass Titel nach Kapitel
IV der Brissel-lIb-Verordnung nicht in den Anwendungsbereich der Norm fallen. Zwar ware
dies auch bei unveranderter Beibehaltung der Norm der Fall. Denn auslandische Titel, die
ohne vorherige Vollstreckbarerklarung unmittelbar im Inland vollstreckt werden kénnen,
werden nicht vom Wortlaut erfasst (vergleiche fur privilegierte Entscheidungen nach Kapi-
tel lll Brissel-lla-Verordnung die Gesetzesbegriindung in der Bundestagsdrucksache
15/3981, S. 29 f.). Durch die ausdrickliche Beschrankung von § 44 Absatz 2 IntFamRVG-
E auf Titel nach dem Haager Kinderschutzibereinkommen, dem Haager Kindesentfuh-
rungsitbereinkommen und dem Europaischen Sorgerechtsiibereinkommen wird dieser ein-
geschrankte Anwendungsbereich ausdriicklich im Gesetz benannt. Dadurch wird die An-
wendung der Norm erleichtert.

Der Begriff des Titels nach dem Haager Kindesentflihrungsiibereinkommen in § 44 Ab-
satz 2 IntFamRVG-E erfasst jeden inlandischen Titel nach dem Haager Kindesentfliihrungs-
Ubereinkommen — unabhangig davon, ob das Kind aus einem anderen Mitgliedstaat der
Verordnung entflihrt wurde und deshalb die ergdnzenden Regelungen des Kapitels Il der
Brussel-lIb-Verordnung gelten, oder ob das Kind aus einem Drittstaat entfihrt wurde. Le-
diglich ein in einem anderen Mitgliedstaat der Verordnung ergangener Titel nach dem Haa-
ger Kindesentfliihrungsibereinkommen, der im Fall der zwischenzeitlichen Weiterentflih-
rung ausnahmsweise als Titel nach Kapitel IV der Brissel-1Ib-Verordnung in der Bundesre-
publik Deutschland zu vollstrecken ist, fallt nicht unter § 44 Absatz 2. Denn weder ist er hier
fur vollstreckbar zu erklaren, noch wurde er hier erlassen oder bestatigt.

Zu Nummer 32

Zu Unterabschnitt 2 (Besondere Vorschriften zur Vollstreckung von Titeln nach
Kapitel IV der Verordnung (EU) 2019/1111)

Unterabschnitt 2 enthalt in seinen §§ 44a bis 44 IntFamRVG-E die besonderen Vorschrif-
ten zur Vollstreckung von Titeln nach Kapitel IV der Brussel-lIb-Verordnung.

Zwar richtet sich auch das Verfahren zur Vollstreckung eines unter Kapitel IV der Brussel-
IIb-Verordnung fallenden auslandischen Titels grundsatzlich nach dem Recht des Vollstre-
ckungsmitgliedstaates und sind auslandische Titel unter den gleichen Bedingungen zu voll-
strecken wie ein im Vollstreckungsmitgliedstaat erwirkter Titel. Damit sind auslandische Ti-
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tel nach Kapitel IV der Briissel-lIb-Verordnung in der Bundesrepublik Deutschland grund-
satzlich nach den fiir entsprechende deutsche Titel geltenden Vollstreckungsvorschriften
zu vollstrecken. Allerdings sind daneben einige den Besonderheiten der Briussel-lIb-Ver-
ordnung Rechnung tragende Vollstreckungsvorschriften erforderlich.

§ 44a Absatz 1, 2 und 3 IntFamRVG-E enthalt einige allgemeine Verfahrensvorschriften
speziell fr die Vollstreckung von Titeln nach der Brussel-lIb-Verordnung. § 44a Absatz 4
und 5, §§ 44b bis 44e IntFamRVG-E gestalten das in den Artikeln 59 bis 63 Brissel-llb-
Verordnung neu eingefuihrte Verfahren auf Versagung der Vollstreckung naher aus. § 44f
IntFamRVG-E begriindet einen Anspruch auf Schadensersatz wegen ungerechtfertigter
Vollstreckung aus einem Kostentitel nach Kapitel IV der Brussel-lIb-Verordnung. § 44g Int-
FamRVG-E widmet sich der Vollstreckungsabwehrklage bei Titeln nach Kapitel 1V der Bris-
sel-lIb-Verordnung Uber Verfahrenskosten. In §§ 44h und 44i IntFamRVG-E sind die fir die
Aussetzung der Vollstreckung nach Artikel 56 Absatz 1, 2 und 4 Brussel-lIb-Verordnung
erforderlichen ergdnzenden Durchfihrungsvorschriften angesiedelt. In § 44j IntFamRVG-E
finden sich zum einen erganzende nationale Verfahrensvorschriften fir die Verfahren auf
Feststellung des Nichtvorliegens von Anerkennungsversagungsgrinden nach Artikel 30
Absatz 3 Brussel-lIb-Verordnung und auf Versagung der Anerkennung nach Artikel 40 Ab-
satz 1 Brussel-lIb-Verordnung. Zum anderen ist dort das besondere Verfahren zur Aufhe-
bung oder Anderung der Entscheidung, dass kein Anerkennungsversagungsgrund gege-
ben ist, geregelt.

Zu § 44a (Allgemeine Verfahrensvorschriften)

§ 44a IntFamRVG-E enthalt einige allgemeine Verfahrensvorschriften speziell fir die Voll-
streckung von Titeln nach der Brussel-11b-Verordnung.

Zu Absatz 1

Auslandische Titel nach Kapitel IV der Brussel-lIb-Verordnung sind in der Bundesrepublik
Deutschland grundsatzlich nach den fir entsprechende inlandische Titel geltenden natio-
nalen Vollstreckungsvorschriften zu vollstrecken. Dies sind fur Titel betreffend die elterliche
Verantwortung und in Ehesachen die Vollstreckungsvorschriften der §§ 86 bis 95 FamFG.
Nach § 86 Absatz 3 FamFG bedurfen Vollstreckungstitel der Vollstreckungsklausel, wenn
die Vollstreckung nicht durch das Gericht erfolgt, das den Titel erlassen hat. Dies wird bei
im Inland zu vollstreckenden auslandischen Titeln nach Kapitel IV der Brissel-llb-Verord-
nung stets der Fall sein. Gleichzeitig schafft die Brussel-lIb-Verordnung das Erfordernis der
Vollstreckbarerklarung fur alle in ihren Anwendungsbereich fallenden Titel ab. Da die Voll-
streckbarerklarung fir einen auslandischen Titel in der Bundesrepublik Deutschland in
Form einer Vollstreckungsklausel erteilt wird (fir den Anwendungsbereich des IntFamRVG
siehe dessen § 16 Absatz 1), ist es konsequent, mit der Abschaffung der Vollstreckbarer-
klarung zugleich auf die innerstaatliche Anforderung einer Vollstreckungsklausel nach § 86
Absatz 3 FamFG zu verzichten. Dies tut § 44a Absatz 1 IntFamRVG-E.

Der Entwurf setzt damit den Weg fort, den der Gesetzgeber bereits bei der Durchfihrung
vorangegangener europaischer Rechtsakte eingeschlagen hat, die das Vollstreckbarerkla-
rungsverfahren ganz oder teilweise abgeschafft haben. So § 1112 ZPO fir Titel nach der
Verordnung (EU) Nr. 1215/2012, § 30 Absatz 1 AUG fur Titel nach der Verordnung (EG)
Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 Uber die Zustandigkeit, das anwendbare
Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die Zusammenarbeit
in Unterhaltssachen (im Folgenden: Verordnung (EG) Nr. 4/2009), § 1107 ZPO fir Titel
nach der Verordnung (EG) Nr. 861/2007 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
11. Juli 2007 zur Einfuhrung eines europaischen Verfahrens fur geringfligige Forderungen
(ABI. L 199, S. 1; im Folgenden: Verordnung (EG) Nr. 861/2007), § 1093 ZPO fur Titel nach
der Verordnung (EG) Nr. 1896/2006 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
12. Dezember 2006 zur Einfihrung eines Europaischen Mahnverfahrens (ABI. L 399, S. 1;
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im Folgenden: Verordnung (EG) Nr. 1896/2006), § 1082 ZPO fiir Titel nach der Verordnung
(EG) Nr. 805/2004.

Zu Absatz 2

Nach der Brussel-lIb-Verordnung hat die die Vollstreckung betreibende Partei der fur die
Vollstreckung zustandigen Behorde des Vollstreckungsmitgliedstaates eine Ausfertigung
des Titels sowie die von der zustéandigen Stelle des Ursprungsmitgliedstaates auszustel-
lende Bescheinigung mit den fir die Vollstreckung relevanten Angaben vorzulegen. Dies
ergibt sich fur nicht privilegierte Entscheidungen aus Artikel 35, fur privilegierte Entschei-
dungen aus Artikel 46 sowie flr vollstreckbare 6ffentliche Urkunden und Vereinbarungen in
Sachen der elterlichen Verantwortung aus Artikel 65 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit den
Artikeln 35, 66 Absatz 1 Buchstabe b Brussel-lIb-Verordnung. Aus Artikel 55 und dem Er-
wagungsgrund 64 Brissel-lIb-Verordnung ergibt sich, dass die zu vollstreckende Entschei-
dung samt der entsprechenden Bescheinigung der Person, gegen die die Vollstreckung
erwirkt werden soll, innerhalb einer angemessenen Frist vor der ersten Vollstreckungsmalf}-
nahme zugestellt worden sein muss. Dies gilt nach Artikel 65 Absatz 2 Satz 2 Brissel-llb-
Verordnung entsprechend fir vollstreckbare 6ffentliche Urkunden und Vereinbarungen in
Sachen der elterlichen Verantwortung. Dazu, ob die Zustellung durch den Ursprungsmit-
gliedstaat oder den Vollstreckungsmitgliedstaat vorzusehen ist, macht die Brussel-lIb-Ver-
ordnung keine verbindlichen Vorgaben.

Diesem Entwurf liegt das Verstandnis zugrunde, dass die Zustellung von Entscheidung und
Bescheinigung grundséatzlich im Recht des Ursprungsmitgliedstaates vorzusehen ist. Denn
dort wird die Entscheidung erlassen und die Bescheinigung ausgestellt; dort setzt die Zu-
stellung der Entscheidung gegebenenfalls Rechtsmittelfristen in Gang, dort kbnnen Berich-
tigung und Widerruf der Bescheinigung beantragt werden. Entsprechend sieht § 48 Ab-
satz 3 IntFamRVG-E Regelungen zur Zustellung von in der Bundesrepublik Deutschland
fur inlandische Entscheidungen ausgestellten Bescheinigungen vor.

§44a Absatz 2 IntFamRVG-E stellt eine Auffangregelung fur den Fall dar, dass eine in ei-
nem anderen Mitgliedstaat ergangene Entscheidung in der Bundesrepublik Deutschland
vollstreckt werden soll, die Entscheidung und/oder die Bescheinigung aber der Person, ge-
gen die die Vollstreckung erwirkt werden soll, entweder Uberhaupt noch nicht zugestellt
worden ist oder aber die zur Vollstreckung berechtigte Person nicht nachweisen kann, wann
die Zustellung bewirkt wurde. Um in diesen Fallen dennoch eine zeitnahe Vollstreckung zu
gewahrleisten, erfolgt die Zustellung dann durch die fir die Vollstreckung zustandige Stelle.
Sie verfligt Uber die Bescheinigung und eine Ausfertigung der Entscheidung, da ihr diese
von der die Vollstreckung betreibenden Partei vorzulegen sind. Da die fur die Vollstreckung
zustandige Stelle zur Ausstellung von weiteren Ausfertigungen der Entscheidung und von
Ausfertigungen der Bescheinigung nicht berechtigt ist, kann sie lediglich Abschriften der ihr
vorgelegten Bescheinigung und der ihr vorgelegten Ausfertigung der Entscheidung zustel-
len. Fur die Zwecke des Artikels 55 Brussel-lIb-Verordnung ist dies ausreichend. Zweck der
Zustellung ist nicht, den Lauf einer etwaigen Frist zur Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen
die zu vollstreckende Entscheidung im Ursprungsmitgliedstaat zu gewahrleisten. Der
Zweck des Artikels 55 Brussel-IIb-Verordnung besteht nach Erwagungsgrund 64 lediglich
darin, sicherzustellen, dass die Person, gegen die die Vollstreckung erwirkt werden soll,
angemessene Zeit vor der ersten VollstreckungsmafRnahme Kenntnis von Entscheidung
und Bescheinigung nehmen und daraufhin gegebenenfalls einen Rechtsbehelf einlegen
kann, mit dem die Vollstreckbarkeit der Entscheidung angefochten werden kann.

Zu Absatz 3
Auslandische Sorgerechtsentscheidungen haben — anders als deutsche — zum Teil nicht

nur rechtsgestaltende Wirkungen, sondern kdnnen auch vollstreckbare Titel auf Heraus-
gabe des Kindes sein, ohne dass dies in der Entscheidung notwendigerweise mit derselben
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Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht wird wie nach deutschem Recht. § 33 Absatz 1 Int-
FamRVG erleichtert der Praxis den Umgang mit derartigen Titeln im Anwendungsbereich
der Brussel-lla-Verordnung, des Haager Kinderschutziibereinkommens und des Europai-
schen Sorgerechtstbereinkommens. Das Familiengericht kann die Herausgabeanordnung
in diesem Fall klarstellend entweder in die Vollstreckbarerklarung aufnehmen oder — insbe-
sondere wenn ein Titel nach der Brussel-lla-Verordnung unmittelbar vollstreckbar ist — in
die Anordnung von Vollstreckungsmal3nahmen.

Auch fur auslandische Titel nach Kapitel IV der Brissel-lIb-Verordnung kann dieses Bedurf-
nis nach Klarstellung bestehen. Da auslandische Titel nach der Brissel-1Ib-Verordnung je-
doch stets ohne vorherige Vollstreckbarerklarung im Inland vollstreckbar sind, verbleibt le-
diglich die Moglichkeit, die Herausgabeanordnung in die Anordnung von Vollstreckungs-
mafinahmen aufzunehmen. Vor diesem Hintergrund wird die entsprechende Klarstellungs-
befugnis fur Titel im Anwendungsbereich der Brussel-IIb-Verordnung in § 44a Absatz 3 Int-
FamRVG-E verortet.

Zu § 44b (Verfahren auf Versagung der Vollstreckung nach Artikel 59 der
Verordnung (EU) 2019/1111)

Die Abschaffung des Exequaturverfahrens in der Brissel-lIb-Verordnung wird durch die
EinfUhrung neuer unionsrechtlicher Rechtsschutzmdglichkeiten flankiert: So sieht die Bris-
sel-Ilb-Verordnung in ihren Artikeln 59 bis 63 ein Verfahren zur Beantragung der Versagung
der Vollstreckung vor. Soweit dieses Verfahren nicht in der Brissel-lIb-Verordnung selbst
geregelt ist, obliegt seine Ausgestaltung nach Artikel 59 Absatz 1 Brissel-lIb-Verordnung
dem Recht des Vollstreckungsmitgliedstaates. Diese Ausgestaltung geschieht in §§ 44b bis
44e IntFamRVG-E.

Zu Absatz 1

Die Brussel-lIb-Verordnung sieht — in Anlehnung an die derzeitigen Grinde fir die Nichtan-
erkennung in der Briussel-lla-Verordnung — eine bestimmte Anzahl harmonisierter Griinde
fur die Versagung der Vollstreckung vor. Diese finden sich flir nicht privilegierte Entschei-
dungen in Artikel 41, der auf die Anerkennungsversagungsgriinde des Artikel 39 verweist,
fur privilegierte Entscheidungen in Artikel 50, fur 6ffentliche Urkunden und Vereinbarungen
in Artikel 68 Absatz 2 und 3. Darlber hinaus gilt fir alle Arten von Titeln in Sachen der
elterlichen Verantwortung der Vollstreckungsversagungsgrund des Artikel 56 Absatz 6. Ne-
ben den durch die Brissel-1Ib-Verordnung harmonisierten Vollstreckungsversagungsgrin-
den gelten geman Artikel 57 die im Recht des Vollstreckungsmitgliedstaates vorgesehenen
Grinde fur die Versagung der Vollstreckung, sofern sie nicht mit der Anwendung der Arti-
kel 41, 50 und 56 unvereinbar sind. In ihrem Erwagungsgrund 63 spricht die Brussel-llb-
Verordnung die Empfehlung aus, dass — soweit mdglich und im Einklang mit dem nationalen
Recht des Vollstreckungsmitgliedstaates — neben den unionsrechtlich harmonisierten Voll-
streckungsversagungsgriinden auch die damit nicht unvereinbaren nationalen Vollstre-
ckungsversagungsgrinde in dem unionsrechtlich vorgesehenen Verfahren zur Beantra-
gung der Versagung der Vollstreckung geltend gemacht werden kénnen sollen.

Dieser Empfehlung folgt der Entwurf nicht, da dies eine Neukonzeption der betreffenden
nationalen Vollstreckungs- und Vollstreckungsrechtsbehelfsverfahren aus der Perspektive
des Unionsrechts erfordern wiirde. Umstande, die nach deutschem Vollstreckungsrecht der
Vollstreckung entgegenstehen kdnnten, ohne mit der Anwendung der Artikel 41, 50 und 56
unvereinbar zu sein, sind daher weiterhin in den jeweils dafir vorgesehenen Vollstre-
ckungs- und Vollstreckungsrechtsbehelfsverfahren geltend zu machen.

§ 44b Absatz 1 IntFamRVG-E stellt klar, dass im Verfahren auf Versagung der Vollstre-
ckung nach Artikel 59 Briissel-lIb-Verordnung nur die unionsrechtlich harmonisierten Voll-
streckungsversagungsgrinde geltend gemacht werden kénnen.
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Zu Absatz 2
§ 44b Absatz 2 IntFamRVG-E enthalt ergdnzende Verfahrensbestimmungen.

Um der aus dem Titel verpflichteten Person eine effektive Verteidigung gegen die Vollstre-
ckung zu ermoglichen, sieht Satz 1 vor, dass der Antrag auf Versagung der Vollstreckung
bei dem zustandigen Gericht sowohl schriftlich eingereicht als auch mindlich zu Protokoll
der Geschéftsstelle erklart werden kann. Welches Gericht fir einen Antrag auf Versagung
der Vollstreckung zustandig ist, ergibt sich aus § 10 IntFamRVG-E.

Nach Erwagungsgrund 62 der Brissel-llb-Verordnung ist im innerstaatlichen Recht festzu-
legen, ob die in der Verordnung vorgesehenen Griinde fir eine Versagung der Vollstre-
ckung von Amts wegen oder auf Antrag gepruft werden missen. Mit Satz 2 wird eine Ent-
scheidung fir die zweite Moglichkeit getroffen, indem bestimmt wird, dass die antragstel-
lende Person in ihrem Antrag die Vollstreckungsversagungsgriinde, die sie geltend macht,
bezeichnen und die zur Begriindung der Vollstreckungsversagungsgrinde dienenden Tat-
sachen und Beweismittel angeben soll. Damit wird der von der Brussel-lIb-Verordnung mit
der Abschaffung des Vollstreckbarerklarungsverfahrens eingeschlagene Weg zu einer ef-
fektiveren und schnelleren grenziiberschreitenden Vollstreckung vom deutschen Recht bei
der Ausgestaltung des Vollstreckungsversagungsverfahrens konsequent weiterverfolgt.

Satz 3 regelt, dass fir Verfahren auf Versagung der Vollstreckung einer Kostenentschei-
dung in Ehesachen, fir die grundsatzlich Anwaltszwang herrschen wirde, im ersten
Rechtszug die Vertretung durch einen Rechtsanwalt nicht erforderlich ist.

Zu Absatz 3 und 4
Zur Ausgestaltung des Vollstreckungsversagungsverfahrens im Allgemeinen

Wenn die aus dem Titel verpflichtete Person gegen die Vollstreckung sowohl Umstande
geltend macht, die nach deutschem Vollstreckungsrecht der Vollstreckung entgegenstehen
konnten, als auch unionsrechtliche Vollstreckungsversagungsgrinde, wird dies ein Neben-
einander von nationalem Vollstreckungsverfahren und gegebenenfalls Vollstreckungs-
rechtsbehelfsverfahren einerseits und unionsrechtlichem Vollstreckungsversagungsverfah-
ren andererseits zur Folge haben. Dies birgt die Gefahr, dass eine rechtmaRige Vollstre-
ckung von der verpflichteten Person durch taktisches Hintereinanderschalten nationaler
Vollstreckungsrechtsbehelfe und des unionsrechtlichen Vollstreckungsversagungsverfah-
rens verzogert werden koénnte.

Bei Titeln Uber die Herausgabe oder Ruckgabe von Kindern oder die Regelung des Um-
gangs ist eine zugige Vollstreckung von ganz besonderer Bedeutung — dem blof3en Zeitab-
lauf durch Verzégerung der Herausgabe beziehungsweise durch Vorenthaltung des Um-
gangs kommt eine enorme Kraft des Faktischen zu. Um diesem Risiko zu begegnen, sieht
der Entwurf vor, dass das unionsrechtliche Vollstreckungsversagungsverfahren moglichst
ressourcen- und zeitsparend mit dem Vollstreckungsverfahren koordiniert wird. Diesem Ziel
dienen die Regelungen der § 10 IntFamRVG-E in Verbindung mit § 13 Absatz 1 IntFam-
RVG zur konzentrierten ausschlieBlichen ortlichen Zustandigkeit, die Regelungen der § 44b
Absatz 3 und 4 IntFamRVG-E zur Mdéglichkeit des Gerichts, der antragstellenden Person
eine Frist fir die Bezeichnung der geltend gemachten Vollstreckungsversagungsgriinde zu
setzen, und zur Praklusion verspatet vorgebrachter Vollstreckungsversagungsgrunde so-
wie die Regelungen der §§ 44d und 44e IntFamRVG-E zur Beschwerde und Rechtsbe-
schwerde im Vollstreckungsversagungsverfahren.

Die Zustandigkeitsregelung des § 10 IntFamRVG-E gewahrleistet im Zusammenspiel mit
der Regelung des § 13 Absatz 1 IntFamRVG zur Zustandigkeitskonzentration, dass das-
selbe Familiengericht sowohl fir die Entscheidung tber die Anordnung von Ordnungsmit-
teln beziehungsweise unmittelbarem Zwang zur Zwangsvollstreckung eines Titels Uber die
Herausgabe oder Riickgabe eines Kindes oder die Regelung des Umgangs als auch fir die
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Entscheidung Uber den Antrag auf Versagung der Vollstreckung dieses Titels nach Arti-
kel 59 Brussel-lIb-Verordnung zustandig ist.

§ 44b Absatz 3 und 4 IntFamRVG-E gewahrleisten durch die Mdglichkeit der Fristsetzung
fur das Vorbringen der geltend zu machenden Vollstreckungsversagungsgrunde und einer
daran anknipfenden Praklusionsregelung, dass das Vollstreckungsversagungsverfahrenin
erster Instanz moéglichst straff geflihrt werden kann.

§§ 44d und 44e IntFamRVG-E stellen sicher, dass der Rechtszug fur das Vollstreckungs-
versagungsverfahren identisch mit dem des Vollstreckungsverfahrens ist: Sowohl die Ent-
scheidung Uber die Anordnung von Ordnungsmitteln beziehungsweise unmittelbarem
Zwang als auch die Entscheidung tber den Antrag auf Versagung der Vollstreckung sind
mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar, flr die dasselbe Beschwerdegericht zustandig
ist; beide Beschwerdeentscheidungen sind, wenn das Beschwerdegericht sie zugelassen
hat, mit der Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof (BGH) angreifbar.

Zu § 44b Absatz 3 und 4 IntFamRVG-E im Besonderen

Durch die Regelungen der § 44b Absatz 3 und 4 IntFamRVG-E kann das Gericht sicher-
stellen, dass die aus dem Titel verpflichtete Person mogliche Vollstreckungsversagungs-
grinde mit Aussicht auf Erfolg grundséatzlich nur zu Beginn des Vollstreckungsversagungs-
verfahrens, und nicht erst nach und nach im Laufe des Verfahrens geltend machen kann.

Absatz 3 Satz 1 gibt dem Gericht nach Eingang eines Vollstreckungsversagungsverfahrens
die Befugnis, der antragstellenden Person eine Frist fur die Bezeichnung der geltend ge-
machten Vollstreckungsversagungsgriinde und die Angabe der zu ihrer Begrindung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel zu setzen. Daran anknipfend enthalt Absatz 4 eine
Praklusionsvorschrift, nach der Vollstreckungsversagungsgriinde und die zu ihrer Begrin-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel, die trotz entsprechender Belehrung (Ab-
satz 3 Satz 2) Uber die Folgen ihrer verspateten Geltendmachung nicht binnen der gesetz-
ten Frist geltend gemacht worden sind, nur zuzulassen sind, wenn ihre Zulassung die Erle-
digung des Verfahrens nicht verzdégern wirde oder die antragstellende Person die Ver-
spatung genigend entschuldigt.

Damit bewirken die beiden Regelungen in Absatz 3 und 4, dass die durch den Titel ver-
pflichtete Person Vollstreckungsversagungsgriinde, zu deren Geltendmachung sie zum
Zeitpunkt der Fristsetzung in der Lage ist, geltend machen muss. Gleichzeitig hindern die
beiden Regelungen sie nicht daran, erst spater entstehende Vollstreckungsversagungs-
grunde (wie zum Beispiel den zwischenzeitlichen Erlass einer mit der zu vollstreckenden
Entscheidung unvereinbaren spateren Entscheidung im Sinne von Artikel 39 Absatz 1
Buchstaben d und e, Artikel 50 Buchstaben a und b Brissel-lIb-Verordnung) noch nach-
traglich geltend zu machen. Damit gewahrleisten die Regelungen die in diesem sensiblen
Bereich in ganz besonderem Malde erforderliche zligige Verfahrensflihrung und wahren zu-
gleich die berechtigten Rechtsschutzinteressen der aus dem Titel verpflichteten Person.

Zu § 44c (Entscheidung uiber die Versagung der Vollstreckung und
Bekanntmachung der Entscheidung)

Absatz 1 bestimmt, dass die Entscheidung Uber den Antrag auf Versagung der Vollstre-
ckung durch zu begriindenden Beschluss ergeht. Die Durchfihrung einer mindlichen Ver-
handlung ist fakultativ. Absatz 2 regelt, nach welchen Vorschriften sich die Kostenentschei-
dung richtet. Absatze 3 bis 5 enthalten die Regelungen zur Zustellung der Entscheidung,
wobei sich Abséatze 4 und 5 an der Regelung zur Zustellung der Entscheidung im Verfahren
auf Vollstreckbarerklarung in § 21 Absatz 3 und 4 IntFamRVG orientieren.
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Zu § 44d (Sofortige Beschwerde)

Nach Artikel 61 Absatz 1 Briissel-lIb-Verordnung haben die Mitgliedstaaten zwingend einen
Rechtsbehelf gegen die erstinstanzliche Entscheidung tber den Antrag auf Versagung der
Vollstreckung vorzusehen.

§ 44d Absatz 1 IntFamRVG-E sieht vor, dass die erstinstanzliche Entscheidung tber den
Antrag auf Versagung der Vollstreckung von der dadurch beschwerten Partei mit der sofor-
tigen Beschwerde in entsprechender Anwendung der §§ 567 bis 572 ZPO angefochten
werden kann. Dadurch ist gewahrleistet, dass der Rechtszug fir das Vollstreckungsversa-
gungsverfahren identisch mit dem des Vollstreckungsverfahrens ist: Denn auch im Vollstre-
ckungsverfahren ergehende Beschllisse wie zum Beispiel die Entscheidung tUber die An-
ordnung von Ordnungsmitteln oder unmittelbarem Zwang sind nach § 87 Absatz 4 FamFG
mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar.

Absatze 2 und 3 des § 44d IntFamRVG-E sehen —in Fortsetzung der besonderen Regelung
des § 44b Absatz 3 und 4 IntFamRVG-E flr das erstinstanzliche Verfahren — besondere
Vorschriften auch fir das Beschwerdeverfahren vor. Nach den allgemeinen Regeln ist die
Beschwerdeinstanz grundsatzlich eine volle zweite Tatsacheninstanz. Nach § 571 Absatz 2
Satz 1 ZPO kann die sofortige Beschwerde auf neue Angriffs- und Verteidigungsmittel ge-
stutzt werden. Beschrankt wird dies lediglich durch § 571 Absatz 3 ZPO. Neue Angriffs- und
Verteidigungsmittel sind damit auch insoweit mdglich, als sie auf neuem tatsachlichen Vor-
bringen beruhen oder sich auf neue Beweismittel stitzen — grundsatzlich auch, soweit ent-
sprechender Vortrag schon in der Vorinstanz moglich gewesen ware. § 44d Absatz 2 Int-
FamRVG-E stellt sicher, dass in Abweichung davon neue Angriffs- und Verteidigungsmittel
in der Beschwerdeinstanz nur zuzulassen sind, wenn sie nicht schon im ersten Rechtszug
hatten geltend gemacht werden kénnen. Der Begriff der Nachlassigkeit in § 44d Absatz 2
Satz 1 ist dabei wie in § 531 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 ZPO zu verstehen. Absatz 3 ge-
wahrleistet, dass im ersten Rechtszug zu Recht als prakludiert zuriickgewiesene Vollstre-
ckungsversagungsgriinde in der Beschwerdeinstanz nicht erneut ins Verfahren eingefiihrt
werden kdénnen.

Zu § 44e (Rechtsbeschwerde)

Ob ein weiterer Rechtsbehelf gegen die zweitinstanzliche Entscheidung eréffnet wird, ob-
liegt nach Artikel 62 Brissel-IIb-Verordnung der Verfahrensautonomie der Mitgliedstaaten.
§ 44e Absatz 1 IntFamRVG-E sieht gegen die zweitinstanzliche Entscheidung auf Zulas-
sung des Beschwerdegerichts die Rechtsbeschwerde in entsprechender Anwendung der
Vorschriften der ZPO vor. Dadurch ist gewahrleistet, dass der Rechtszug fir das Vollstre-
ckungsversagungsverfahren identisch mit dem des Vollstreckungsverfahrens ist: Denn
auch im Vollstreckungsverfahren ist die auf die sofortige Beschwerde hin ergehende Be-
schwerdeentscheidung nach der Rechtsprechung des BGH (BGH FamRZ 2012, 533; Fa-
mRZ 2015, 2147) mit der Rechtsbeschwerde angreifbar, wenn das Beschwerdegericht sie
zugelassen hat.

Abséatze 2 und 3 bestimmen, welche Vorschriften der ZPO Uber die Rechtsbeschwerde ent-
sprechend anwendbar sind, und orientieren sich dabei an der Ausgestaltung der §§ 28 ff.
IntFamRVG zur Rechtsbeschwerde im Verfahren zur Zulassung der Zwangsvollstreckung.

Zu § 44f (Aussetzung der Vollstreckung nach Artikel 56 Absatz 1, 2 und 4 der
Verordnung (EU) 2019/1111)

Das Verfahren zur Vollstreckung der im Ursprungsmitgliedstaat ergangenen Titel richtet
sich unter der Brussel-lIIb-Verordnung grundsatzlich weiterhin nach dem Recht des Voll-
streckungsmitgliedstaates. Allerdings sieht die Brissel-lIb-Verordnung in ihrem Artikel 56
Absatz 1 bis 4 erstmals unionseinheitliche Vorschriften zur Aussetzung der Vollstreckung
im Vollstreckungsmitgliedstaat vor. Neben den unionsrechtlich harmonisierten Ausset-
zungsgrinden in Artikel 56 Absatz 1, 2 und 4 gelten nach Artikel 57 Brissel-IIb-Verordnung
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auch die im Recht des Vollstreckungsmitgliedstaates vorgesehenen Griinde fir die Ausset-
zung der Vollstreckung, sofern sie nicht mit der Anwendung der Artikel 41, 50 und 56 un-
vereinbar sind. Die Ausgestaltung des Verfahrens fur die Aussetzung der Vollstreckung ob-
liegt dem Recht des Vollstreckungsmitgliedstaates, soweit es nicht in der Brussel-lIb-Ver-
ordnung selbst geregelt ist. Diese Durchfliihrungsvorschriften finden sich in § 44f IntFam-
RVG-E.

Antragsberechtigt ist nach Artikel 56 Absatz 1, 2 und 4 Brissel-lIb-Verordnung die Person,
gegen die die Vollstreckung erwirkt werden soll. Daneben sind die Mitgliedstaaten befugt,
im nationalen Recht vorzusehen, dass auch das betroffene Kind und —im Fall des Artikel 56
Absatz 4 — auch eine interessierte Partei, die im Interesse des Kindeswohls handelt, an-
tragsberechtigt sind. Von dieser Befugnis wird in § 44f Absatz 1 IntFamRVG-E zugunsten
des Kindes und — im Fall des Artikel 56 Absatz 4 — auch des Jugendamts Gebrauch ge-
macht.

§ 44f Absatz 2 Satz 1 IntFamRVG-E sieht vor, dass die Befugnis zur Aussetzung der Voll-
streckung auch die Befugnis zur Aufhebung der bisherigen Vollstreckungsmalregeln bein-
haltet. Die Entscheidung darlber ist flr § 44g Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, Satz 3 IntFam-
RVG-E von Bedeutung. § 44f Absatz 2 Satz 2 IntFamRVG-E bestimmt, dass die Entschei-
dung Uber die Aussetzung unanfechtbar ist.

Fur die Entscheidung Uber die Aussetzung der Vollstreckung nach Artikel 56 Absatz 1, 2
und 4 Brussel-lIb-Verordnung ist nach § 10 FamFG das dort bestimmte Familiengericht
ausschlieBlich zustandig. Ist jedoch im Vollstreckungsverfahren eine sofortige Beschwerde
beim Ubergeordneten Oberlandesgericht anhangig, ist dieses nach § 44f Absatz 3 IntFam-
RVG-E auch fiur die Entscheidung uber die Aussetzung der Vollstreckung zustandig.

§ 44f Absatz 4 IntFamRVG-E stellt klar, dass die in § 93 FamFG vorgesehenen Griinde fir
die Einstellung oder Beschrankung der Vollstreckung und Aufhebung der Vollstreckungs-
malfiregeln auf die Vollstreckung auslandischer Titel nach der Brissel-IIb-Verordnung keine
Anwendung finden.

Die Nummern 1 bis 3 des § 93 Absatz 1 Satz 1 FamFG konnen bei der Vollstreckung aus-
landischer Titel in der Bundesrepublik Deutschland ohnehin nicht einschlagig sein. Denn
sie eroffnen dem im Erkenntnisverfahren zustandigen Gericht, das bei einem auslandischen
Titel in den Fallen der Nummern 1 bis 3 kein deutsches sein kann, eine Befugnis zur Ein-
stellung der Zwangsvollstreckung, nicht dem fir die Vollstreckung des auslandischen Titels
zustandigen Gericht.

In den Fallen der Nummern 4 und 5 konnte, wenn sich nach Erlass der zu vollstreckenden
auslandischen Entscheidung die internationale Zustandigkeit geandert hat, fur das Aban-
derungsverfahren beziehungsweise das Vermittlungsverfahren ein deutsches Gericht zu-
standig sein. Diesem kdme dann nach dem Wortlaut des § 93 Absatz 1 Satz 1 FamFG auch
die Befugnis zu, die Vollstreckung aus dem auslandischen Titel einzustellen oder zu be-
schranken. Doch gelten nach Artikel 57 Brussel-lIb-Verordnung im Recht des Vollstre-
ckungsmitgliedstaates vorgesehene Griinde fir die Aussetzung der Vollstreckung nur, so-
fern sie nicht mit der Anwendung der Artikel 41, 50 und 56 unvereinbar sind. Hier bestiinde
eine Unvereinbarkeit mit Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe c Brussel-1Ib-Verordnung. Danach
kann auf Antrag die Vollstreckung unter anderem in dem Fall ausgesetzt werden, dass ein
Antrag auf Versagung der Vollstreckung gestellt wurde, weil die zu vollstreckende Entschei-
dung mit einer spateren Entscheidung unvereinbar ist. (Artikel 41, 39 Absatz 1 Buchsta-
ben d und e, Artikel 50 Brussel-lIb-Verordnung). Bei dieser spateren Entscheidung muss
es sich um eine Entscheidung im Erkenntnisverfahren im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Bris-
sel-lIb-Verordnung handeln, und sei es eine einstweilige im Sinne von Unterabsatz 2 Buch-
stabe b, nicht um eine Entscheidung im Vollstreckungsverfahren.
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Zu § 449 (Einstellung der Zwangsvollstreckung)

Die Regelung des § 44g IntFamRVG-E richtet sich an die jeweils fir die konkreten Zwangs-
vollstreckungsmaflinahmen zustandigen Vollstreckungsorgane. Sie bundelt die Tatbe-
stdnde nach der Brussel-1Ib-Verordnung, bei deren Vorliegen die Zwangsvollstreckungs-
mafinahmen einzustellen beziehungsweise zu beschranken sind und tber den Fortbestand
der bereits getroffenen Vollstreckungsmaflinahmen zu entscheiden ist.

Zu Absatz 1

Nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, Satz 2 ist die Zwangsvollstreckung einzustellen und sind
die bereits getroffenen Vollstreckungsmaliregeln aufzuheben, wenn die Vollstreckung in
einem Verfahren nach Artikel 59 Brussel-IIb-Verordnung rechtskraftig versagt worden ist.
Die Versagung der Vollstreckung im Verfahren nach Artikel 59 Brussel-lIb-Verordnung ist
den in § 775 Nummer 1 ZPO geregelten Fallen vergleichbar — mit der Folge, dass die be-
reits getroffenen Vollstreckungsmaliregeln wie in § 776 Satz 1 ZPO aufzuheben sind.

Nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, Satz 3 ist die Zwangsvollstreckung einzustellen, wenn
die Vollstreckung nach Artikel 56 Absatz 1, 2, oder 4 Brussel-llb-Verordnung ausgesetzt
worden ist. Dieser Tatbestand ist den in § 775 Nummer 2 ZPO geregelten Fallen vergleich-
bar — mit der Folge, dass die bereits getroffenen Vollstreckungsmaliregeln wie in § 776
Satz 2 ZPO einstweilen bestehen bleiben, sofern nicht durch die Aussetzungsentscheidung
auch die Aufhebung der bisherigen Vollstreckungshandlungen angeordnet ist. Die Befugnis
dazu verleiht § 44f Absatz 2 Satz 1 IntFamRVG-E dem fir die Aussetzung zustandigen Fa-
miliengericht.

Zu Absatz 2

In den Fallen des Absatzes 2 ist zunachst zu prifen, mit welcher der Nummern des § 775
ZPO — Nummern 1 oder 2 — die getroffene Entscheidung korrespondiert; sodann ist die
hierflr in § 776 ZPO vorgesehene Rechtsfolge anzuwenden.

Zu Nummer 1

§ 449 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 tragt dem Fall Rechnung, dass die Vollstreckbarkeit einer
nach Artikel 42 Absatz 1 Brussel-lIb-Verordnung privilegierten und gemal Artikel 47 Bris-
sel-IIb-Verordnung bescheinigten auslandischen Entscheidung ausgesetzt oder einge-
schrankt wird. In diesem Fall hat die durch die Entscheidung verpflichtete Person eine Be-
scheinigung nach Artikel 49 Brussel-IIb-Verordnung im Ursprungsmitgliedstaat zu erwirken,
um die Einstellung oder Beschrankung der Zwangsvollstreckung in der Bundesrepublik
Deutschland zu bewirken. Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 ist § 1085 ZPO nachgebildet, der
DurchfUhrungsvorschrift zu Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 805/2004 (verglei-
che dazu die Gesetzesbegrindung in Bundestagsdrucksache 15/5222 S. 15).

Zu Nummer 2

§ 44g Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, Satz 2 und 3 IntFamRVG-E schlieflich ist eine Auf-
fangregelung fur die Falle, in denen ein anderer Titel als eine privilegierte und bescheinigte
Entscheidung nach der Brussel-lIb-Verordnung im Ursprungsmitgliedstaat aufgehoben o-
der seine Vollstreckbarkeit ausgesetzt oder beschrankt wird. Die Regelung ist erforderlich,
weil Voraussetzung fur die Vollstreckung eines Titels des Ursprungsmitgliedstaates in ei-
nem anderen Mitgliedstaat nach Artikel 34 Absatz 1, Artikel 45 Absatz 1 sowie Artikel 65
Absatz 2 Brussel-IIb-Verordnung, die Vollstreckbarkeit des Titels im Ursprungsmitgliedstaat
ist. Damit wirkt sich die Aufhebung des Titels sowie die Aussetzung oder Beschrankung der
Vollstreckbarkeit im Ursprungsmitgliedstaat unmittelbar auf die Vollstreckbarkeit des Titels
im Vollstreckungsmitgliedstaat aus. Artikel 56 Absatz 1 Brussel-lIb-Verordnung regelt inso-
weit nur den Fall, dass die Vollstreckbarkeit des Titels im Ursprungsmitgliedstaat ausge-
setzt worden ist.
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Im Hinblick auf das Ziel der Briissel-llb-Verordnung, Ubersetzungskosten méglichst einzu-
sparen, wird im Fall des § 44g Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 IntFamRVG-E nicht zwingend
eine Ubersetzung der auslandischen Entscheidung verlangt. Die Vorschriften der §§ 775,
776 ZPO richten sich vornehmlich an die Vollstreckungsorgane; ihr Aufwand, die Voraus-
setzungen fur die Einstellung oder Beschrankung der Zwangsvollstreckung zu prifen, sollte
jedoch méglichst geringgehalten werden. In der Regel dirfte daher eine Ubersetzung er-
forderlich sein.

Zu § 44h (Schadensersatz wegen ungerechtfertigter Vollstreckung aus Titeln
uber die Erstattung von Verfahrenskosten)

§ 44h IntFamRVG-E sieht eine Regelung zum Schadensersatz wegen ungerechtfertigter
Vollstreckung aus Titeln tUber die Erstattung von Verfahrenskosten vor.

Nach allgemeinen Rechtsgrundsatzen, die im innerstaatlichen Recht zum Beispiel in § 717
Absatz 2, §§ 945, 1065 Absatz 2 ZPO ihren Niederschlag gefunden haben, muss der Glau-
biger den dem Schuldner aus einer ungerechtfertigten Vollstreckung entstandenen Scha-
den ersetzen. Fur in den Anwendungsbereich des IntFamRVG fallende Titel Gber die Er-
stattung von Verfahrenskosten, die der Vollstreckbarerklarung bedurfen, sieht § 35 IntFam-
RVG eine Regelung Uber den Schadensersatz wegen ungerechtfertigter Vollstreckung vor.
Auf Titel Uber Verfahrenskosten nach der Brissel-lIb-Verordnung ist § 35 IntFamRVG je-
doch nicht anwendbar. Denn diese Titel bedlrfen keiner Vollstreckbarerklarung. Doch auch
dann besteht im Fall einer ungerechtfertigten Vollstreckung ein Bedurfnis fur einen Scha-
densersatzanspruch.

Eine einen Schadensersatzanspruch begriindende ungerechtfertigte Vollstreckung ist im-
mer dann anzunehmen, wenn der Glaubiger die Zwangsvollstreckung aus einer Entschei-
dung betreibt, Uber welche die Parteien im Instanzenzug noch streiten. Das Risiko flr eine
solche ,vorgezogene“ Vollstreckung soll der Glaubiger tragen. Der Glaubiger, der aus ei-
nem noch nicht rechtsbestandigen Titel vollstreckt, unternimmt dies auf seine Gefahr und
muss deshalb die aus dem Vollstreckungszugriff entstandenen Folgen tragen, wenn der
Vollstreckungstitel im Ergebnis keinen Bestand hat. Der Glaubiger hat den Schaden zu er-
setzen, der dem Schuldner daraus entsteht, dass aus der vollstreckbaren, aber noch nicht
rechtskraftigen Entscheidung die Zwangsvollstreckung betrieben worden ist, die sich in-
folge der Aufhebung oder Abanderung der Entscheidung am Ende als ungerechtfertigt her-
ausstellt. Genau diese Logik liegt auch den Schadensersatzanspriichen in § 717 Absatz 2
Satz 1 ZPO und § 69 Absatz 2 Nummer 2 AUG zugrunde.

Entsprechend sieht § 44h Absatz 1 IntFamRVG-E vor, dass die aus einem vorlaufig voll-
streckbaren Titel Uber Verfahrenskosten verpflichtete Person gegen die daraus berechtigte
Person einen Anspruch auf Ersatz des Schadens hat, der ihr durch die Vollstreckung des
Titels oder durch eine zur Abwendung der Vollstreckung gemachte Leistung entstanden ist,
wenn der Titel im Ursprungsmitgliedstaat nachtraglich aufgehoben oder abgeandert wird.
Die Schadensersatzpflicht ist insofern beschrankt, als die auslandische Entscheidung auf-
grund eines ordentlichen Rechtsbehelfs aufgehoben oder abgeandert worden sein muss.
Unter ordentlichen Rechtsbehelfen sind solche zu verstehen, die die Rechtskraft der Ent-
scheidung hemmen. Nach Absatz 2 ist der Anspruch bei dem konzentrierten Familienge-
richt geltend zu machen, das Uber den Antrag auf Versagung der Vollstreckung entschieden
hat oder zu entscheiden hatte.

Kein Schadensersatzanspruch ist hingegen fur den Fall vorzusehen, dass die Zwangsvoll-
streckung nachtraglich auf Antrag des Vollstreckungsschuldners nach Artikel 59 Brussel-
IIb-Verordnung versagt wird. Die damit einhergehende Gefahrtragung durch die aus dem
Titel berechtigte Person liefe der im Vergleich zur Brissel-lla-Verordnung geadnderten Logik
der Brissel-lIb-Verordnung zuwider: Nach der Brussel-lla-Verordnung erfordert die Voll-
streckung eines Titels aus dem Ursprungsmitgliedstaat tber die Erstattung von Verfahrens-
kosten dessen vorherige Vollstreckbarerklarung im Vollstreckungsmitgliedstaat. Betreibt
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eine berechtigte Person die Vollstreckung aus einem noch nicht rechtskraftig fur vollstreck-
bar erklarten Titel, ist es folgerichtig, ihr das Risiko daflr aufzuerlegen, dass die Vollstreck-
barerklarung keinen Bestand hat. Entsprechend sieht § 35 Absatz 1 Satz 2 IntFamRVG ei-
nen Schadensersatzanspruch der aus dem Titel verpflichteten Person gegen die daraus
berechtigte Person vor, wenn nach Beginn der Zwangsvollstreckung die Zulassung des Ti-
tels zur Zwangsvollstreckung auf die Rechtsbeschwerde aufgehoben oder abgeandert wird.
Nach der Brussel-lIb-Verordnung hingegen ist ein im Ursprungsmitgliedstaat vollstreckba-
rer Titel Uber die Erstattung von Verfahrenskosten ohne weiteres im Vollstreckungsmitglied-
staat zu vollstrecken wie ein in diesem Mitgliedstaat erwirkter Titel. Es ist Sache der ver-
pflichteten Person, bei Bedarf einen Antrag auf Versagung der Vollstreckung nach Atrti-
kel 59 Brissel-lIb-Verordnung zu stellen. Die nachteiligen Folgen einer bereits eingeleiteten
Vollstreckung hat im Fall der nachtraglichen Versagung der Vollstreckung konsequenter-
weise die verpflichtete Person zu tragen.

Entsprechend begriinden auch weder die Durchfihrungsvorschriften zur Brissel la-Verord-
nung noch die der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 fir den Fall der nachtraglichen Versagung
der Vollstreckung von Titeln, die keiner Vollstreckbarerklarung bedirfen, einen Schadens-
ersatzanspruch des Vollstreckungsschuldners gegen den Vollstreckungsglaubiger.

Zu § 44i (Vollstreckungsabwehrklage bei Titeln liber die Erstattung von
Verfahrenskosten)

§ 44i IntFamRVG-E sieht eine Regelung zur Vollstreckungsabwehrklage bei Titeln GUber die
Erstattung von Verfahrenskosten vor. Der Regelung liegen folgende Erwagungen zu-
grunde:

Fur in den Anwendungsbereich des IntFamRVG fallende Titel Gber die Erstattung von Ver-
fahrenskosten, die der Vollstreckbarerklarung bedtrfen, sehen §§ 25 beziehungsweise 36
Regelungen zur Geltendmachung materiell-rechtlicher Einwendungen im Verfahren der Be-
schwerde gegen die Zulassung der Zwangsvollstreckung beziehungsweise im Wege der
Vollstreckungsabwehrklage vor. Auf Titel Uber Verfahrenskosten nach der Brussel-IIb-Ver-
ordnung sind die §§ 25 und 36 IntFamRVG jedoch nicht anwendbar. Denn diese Titel be-
durfen keiner Vollstreckbarerklarung. Doch auch dann besteht ein Bedurfnis fir eine Rege-
lung.

§ 44i IntFamRVG-E ermdglicht der verpflichteten Person, gegen einen auslandischen Titel
uber Verfahrenskosten dieselben Einwendungen vorzubringen, die nach deutschem Recht
mit der Vollstreckungsabwehrklage gegen einen deutschen Titel geltend gemacht werden
kénnen. Die Regelung dient dem Schutz der verpflichteten Person, die nicht unter Umstan-
den gezwungen sein soll, nachtragliche Einwendungen gegen den Anspruch selbst im Ur-
sprungsmitgliedstaat des Titels vorzubringen. Es handelt sich dabei nicht um eine unzulas-
sige Uberpriifung der Entscheidung in der Sache: Zum einen lasst die Brissel-lIb-Verord-
nung eine Geltendmachung der im einzelstaatlichen Recht vorgesehenen Einwendungen
neben den in der Verordnung genannten Versagungsgrinden ausdrucklich zu (vergleiche
Erwagungsgrund 63). Zum anderen kdnnen Einwendungen nur innerhalb bestimmter zeit-
licher Grenzen geltend gemacht werden.

Zu § 44j (Verfahren auf Feststellung des Nichtvorliegens von
Anerkennungsversagungsgriinden und auf Versagung der Anerkennung)

Zu Absatz 1 und 2

Fir das Verfahren Uber die gesonderten Antrage auf Feststellung des Nichtvorliegens von
Anerkennungsversagungsgrinden nach Artikel 30 Absatz 3 und auf Versagung der Aner-
kennung nach Artikel 40 Absatz 1 verweist die Brissel-lIb-Verordnung auf die Vorschriften
fur das Verfahren auf Versagung der Vollstreckung. Folgerichtig verweisen auch die ergan-
zenden nationalen Verfahrensvorschriften in § 44j Absatz 1 und 2 IntFamRVG-E auf die
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passenden nationalen Verfahrensvorschriften der §§ 44b bis 44e fir das Vollstreckungs-
versagungsverfahren.

Nach Erwagungsgrund 54 letzter Satz Brissel-lIb-Verordnung sollte im nationalen Recht
des Mitgliedstaates, in dem ein derartiger Antrag gestellt wird, festgelegt werden, wer als
zu einem derartigen Antrag berechtigte interessierte Partei gilt. Dies geschieht in § 44j Ab-
satz 1 Satz 2 IntFamRVG-E. Mit ,wer ein rechtliches Interesse hat® wird die Formulierung
der Antragsberechtigung in § 108 Absatz 2 Satz 1 FamFG lUbernommen, so dass der Be-
griff des rechtlichen Interesses auch entsprechend auszulegen sein wird.

Zu Absatz 3

Titel nach der Brussel-lIb-Verordnung sind aus Griinden der Systematik von dem besonde-
ren Verfahren des § 34 Absatz 1 Satz 2 IntFamRVG auf Aufhebung oder Anderung des
Beschlusses Uber die Anerkennung eines auslandischen Titels ausgenommen. § 44j Ab-
satz 3 IntFamRVG-E gewahrleistet, dass ein vergleichbares Verfahren auch zur Verfugung
steht, wenn nach der rechtskraftigen Feststellung im Verfahren nach Artikel 30 Absatz 3
Brussel-lIb-Verordnung, dass kein Anerkennungsversagungsgrund vorliegt, der Titel im Ur-
sprungsmitgliedstaat aufgehoben oder abgeandert wird.

Zu Nummer 33 (§ 45 IntFamRVG)

§ 45 IntFamRVG regelt die Zustandigkeit fir die Erteilung der Zustimmung zur grenziber-
schreitenden Unterbringung eines Kindes im Inland nach der Brussel-lla-Verordnung und
des Haager Kinderschutziibereinkommens. Hier wird die Bezugnahme auf die Norm der
Brussel-lla-Verordnung durch die Bezugnahme auf die nach der Brissel-lIb-Verordnung
einschlagige Norm ersetzt.

Zu Nummer 34 (§ 47 Absatz 2 IntFamRVG)

§ 47 Absatz 2 IntFamRVG regelt, welches Familiengericht fur die Erteilung der Genehmi-
gung zur grenzuberschreitenden Unterbringung eines Kindes im Inland 6rtlich zustandig ist.
Die neue Fassung des Satzes 2 bringt die gewollte Konzentration der ortlichen Zustandig-
keit bei einem einzigen Familiengericht im Bezirk des Oberlandesgerichts auch fur die
Stadtstaaten eindeutig zum Ausdruck.

Zu Nummer 35 (Abschnitt 9)

Abschnitt 9 enthalt kiinftig die Durchfihrungsvorschriften fir die Ausstellung, die Berichti-
gung und den Widerruf der Bescheinigungen zu inlandischen Entscheidungen nach Kapi-
tel IV der Brussel-lIb-Verordnung.

Nicht erforderlich sind hingegen nationale Zusténdigkeits- und Verfahrensregelungen fur
die Ausstellung von Bescheinigungen uber 6ffentliche Urkunden und Vereinbarungen nach
Artikel 66 Brussel-IIb-Verordnung sowie fur deren Berichtigung und Widerruf nach Arti-
kel 67 Briussel-1Ib-Verordnung. Denn das deutsche Recht sieht de lege lata keine 6ffentli-
chen Urkunden und Vereinbarungen vor, die in anderen Mitgliedstaaten nach Artikel 65
Brussel-lIb-Verordnung anzuerkennen und/ oder zu vollstrecken waren.

Rechtsverbindliche Privatscheidungen qua offentlicher Urkunde oder Vereinbarung im
Sinne von Artikel 65 Absatz 1 Satz 1 Brussel-lIb-Verordnung sind in der Bundesrepublik
Deutschland gemaR Artikel 17 Absatz 3 Einflihrungsgesetz zum Blrgerlichen Gesetzbuche
ausgeschlossen. Offentliche Urkunden und Vereinbarungen in Sachen der elterlichen Ver-
antwortung werden nach Artikel 65 Absatz 2 Brussel-lIIb-Verordnung in anderen Mitglied-
staaten nur anerkannt und vollstreckt, wenn sie rechtsverbindliche Wirkung haben und im
Ursprungsmitgliedstaat vollstreckbar sind. De lege lata gibt es im deutschen Familienrecht
keine offentlichen Urkunden oder Vereinbarungen im Bereich der elterlichen Verantwor-
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tung, die einen vollstreckungsfahigen Inhalt haben. Die Begriindung der gemeinsamen el-
terlichen Sorge gemal § 1626a Absatz 1 Nummer 1 BGB durch 6ffentlich beurkundete Sor-
geerklarungen der Eltern ist zwar rechtsverbindlich, aber nicht vollstreckbar im Sinne von
Artikel 65 Absatz 2 Brissel-lIb-Verordnung. Einvernehmliche Regelungen Uber den Um-
gang oder die Herausgabe des Kindes bedirfen gemal §§ 86 Absatz 1 Nummer 2, 156
Absatz 2 Satz 1 FamFG zu ihrer Vollstreckbarkeit der gerichtlichen Billigung. Bei derartigen
gerichtlich gebilligten Vergleichen handelt es sich unter Zugrundelegung von Satz 2 des
Erwagungsgrundes 14 Brussel-lIb-Verordnung jedoch nicht um &ffentliche Urkunden oder
Vereinbarungen im Sinne der Verordnung, sondern um Entscheidungen. Auch der 6ffent-
lich beurkundeten Erklarung des Vaters, mit der er gemaf § 1747 Absatz 3 Nummer 2 BGB
im Vorfeld einer Adoption darauf verzichtet, die Ubertragung der Sorge zu beantragen,
kommt — abgesehen davon, dass sie als MalRnahme zur Vorbereitung einer Adoption zu
qualifizieren ist, mit der Folge, dass sie gemal Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe b Brissel-lIb-
Verordnung ohnehin von dessen Anwendungsbereich ausgenommen ist — keine Vollstreck-
barkeit im Sinne von Artikel 65 Absatz 2 Briussel-lIb-Verordnung zu.

Zu Nummer 36 (8§ 48 bis 50 IntFamRVG-E)
Zu § 48 (Ausstellung von Bescheinigungen)
Zu Absatz 1

Wahrend die Brussel-lIb-Verordnung die sachliche und ortliche Zustandigkeit fir die Aus-
stellung der Bescheinigung einer privilegierten Entscheidung in Artikel 47 Absatz 1 unions-
autonom regelt (Zustandigkeit des die Entscheidung erlassenden Gerichts), Uberlasst die
Verordnung die Regelung der sachlichen und ortlichen Zustandigkeit fur die Ausstellung
sowohl der Bescheinigung einer nicht privilegierten Entscheidung (Artikel 36 Absatz 1) als
auch der Bescheinigung Uber die Aussetzung oder Einschrankung der Vollstreckbarkeit
(Artikel 49 Absatz 1) dem nationalen Gesetzgeber.

Fur Bescheinigungen nicht privilegierter Entscheidungen nach der Brussel-lla-Verordnung
sieht § 48 Absatz 1 IntFamRVG derzeit noch die Zustandigkeit des Gerichts vor, bei dem
das Verfahren anhangig ist. § 48 Absatz 1 IntFamRVG-E hingegen entscheidet sich fir die
Bescheinigungen nach der Brussel-lIb-Verordnung fur die Zustandigkeit des die Entschei-
dung erlassenden Gerichts beziehungsweise des die Vollstreckbarkeit der Entscheidung
aussetzenden beziehungsweise einschrankenden Gerichts.

Damit liegt die Zustandigkeit fur die Ausstellung aller drei Arten von Bescheinigungen nach
Kapitel IV der Brussel-lIb-Verordnung kinftig einheitlich bei dem Gericht, das die zu be-
scheinigende Entscheidung getroffen hat und damit die gréte Sachnahe aufweist. Fur die
Zustandigkeit des Gerichts, bei dem das Verfahren anhangig ist, sprach bislang vor allem,
dass diesem Gericht im Regelfall auch die Akte vorliegt. Diesem Gesichtspunkt wird nach
EinfUhrung der elektronischen Akte keine mafigebliche Bedeutung mehr zukommen. Bis
dahin wird — jedenfalls bei friihzeitiger Stellung des Antrags auf Ausstellung der Bescheini-
gung — im Regelfall gewahrleistet sein, dass dem die Entscheidung erlassenden Gericht
auch dann noch die Verfahrensakten vorliegen.

Zu Absatz 2

Wahrend nach der bisherigen Fassung des IntFamRVG der Urkundsbeamte der Geschafts-
stelle fur die Ausstellung der Bescheinigungen fur nicht privilegierte Entscheidungen, der
Richter fur die Ausstellung der Bescheinigungen fir privilegierte Entscheidungen zustandig
war, wird nach § 48 Absatz 2 Satz 1 IntFamRVG-E nunmehr der Richter fur die Ausstellung
aller Bescheinigungen zustandig sein: der Familienrichter im erstinstanzlichen Verfahren,
der Vorsitzende des Senats im Verfahren vor dem Oberlandesgericht oder dem Bundesge-
richtshof. Diese Anderung ist der zunehmenden Komplexitat der Formblatter unter der Briis-
sel-llb-Verordnung geschuldet, die flr ihr korrektes Ausflllen ein ndheres inhaltliches Ver-
standnis der Entscheidungen erfordern. Zudem wird so gewahrleistet, dass das nunmehr
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fur alle Bescheinigungen vorzusehende Berichtigungsverfahren im Sinne besserer Syste-
matik einheitlich ausgestaltet werden kann. Die funktionale Zustandigkeit des Richters hin-
dert diesen nicht, sich bei der Vorbereitung der Bescheinigungen der Hilfe der Geschafts-
stellenkrafte zu bedienen, so dass sich der damit verbundene Aufwand fir den Richter in
Grenzen halten Iasst.

§ 48 Absatz 2 Satz 2 IntFamRVG-E stellt klar, dass die beantragte Bescheinigung ohne
Anhdérung des Antragsgegners ausgestellt wird.

Zu Absatz 3

Aus Artikel 55 und dem Erwagungsgrund 64 Brussel-lIb-Verordnung ergibt sich, dass die
zu vollstreckende Entscheidung samt der entsprechenden Bescheinigung der Person, ge-
gen die die Vollstreckung erwirkt werden soll, innerhalb einer angemessenen Frist vor der
ersten Vollstreckungsmalinahme zugestellt worden sein muss. Wie in der Begriindung zu
§ 44a Absatz 2 IntFamRVG-E ausgeflhrt, liegt diesem Entwurf das Verstandnis zugrunde,
dass diese Zustellung grundsatzlich im Recht des Ursprungsmitgliedstaates vorzusehen
ist. Denn dort wird die Entscheidung erlassen und die Bescheinigung ausgestellt; dort setzt
die Zustellung der Entscheidung gegebenenfalls Rechtsmittelfristen in Gang, dort kdnnen
Berichtigung und Widerruf der Bescheinigung beantragt werden. Entsprechend sieht § 48
Absatz 3 IntFamRVG-E Regelungen zur Zustellung von in Deutschland fir inlandische Ent-
scheidungen ausgestellten Bescheinigungen vor.

Vergleichbare Durchfuhrungsvorschriften fir die nach anderen EU-Verordnungen erforder-
liche Zustellung von Bescheinigungen an den Schuldner sehen — jedenfalls ausdricklich —
nur die Zustellung von Amts wegen vor. Siehe so § 1111 Absatz 1 Satz 3 ZPO fir die Zu-
stellung der Bescheinigungen nach den Artikeln 53 und 60 der Verordnung (EU)
Nr. 1215/2012 sowie § 1080 Absatz 1 Satz 2 ZPO fir die Zustellung der Bestatigungen
nach Artikel 9 Absatz 1, Artikel 24 Absatz 1, Artikel 25 Absatz 1 sowie Artikel 6 Absatz 3
der Verordnung (EG) Nr. 805/2004.

§ 48 Absatz 3 Satz 2 und 3 IntFamRVG-E er6ffnen fur die Zustellung der Bescheinigungen
nach der Brissel-1Ib-Verordnung ausdricklich die Méglichkeit der Zustellung der Beschei-
nigungen im Parteibetrieb. Damit wird eine von Rechtsanwalten erhobene Forderung fur
die Zustellung von Bescheinigungen nach der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 aufgegriffen.
Durch eine Zustellung im Parteibetrieb kann die Zustellung im EU-Ausland im Vergleich zur
Zustellung von Amts wegen mitunter beschleunigt werden. Denn bei Zulassung der Zustel-
lung im Parteibetrieb steht der Partei die Moglichkeit des Artikel 15 der Verordnung (EG)
Nr. 1393/2007 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. November 2007 Uber
die Zustellung gerichtlicher und aufergerichtlicher Schriftstiicke in Zivil- und Handelssa-
chen in den Mitgliedstaaten und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des
Rates (ABI. L 324, S. 79; im Folgenden: Verordnung (EG) Nr. 1393/2007) offen, gerichtliche
Schriftsticke unmittelbar durch Amtspersonen, Beamte oder sonstige zustandige Personen
des Empfangsmitgliedstaates zustellen zu lassen, wenn eine solche unmittelbare Zustel-
lung nach dem Recht dieses Mitgliedstaates zulassig ist. Dies mag im Verhaltnis zu einigen
EU-Mitgliedstaaten schneller beziehungsweise zuverlassiger funktionieren als die Zustel-
lung Uber die Ubermittlungs- und Empfangsstellen der beteiligten Mitgliedstaaten geman
Artikel 4 ff. der Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 beziehungsweise als die Zustellung durch
Postdienste per Einschreiben mit Ruckschein gemal Artikel 14 der Verordnung (EG)
Nr. 1393/2007.

§ 1111 Absatz 1 ZPO sowie § 1080 Absatz 1 ZPO werden durch dieses Gesetz entspre-
chend angepasst.
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Zu Absatz 4

Die Brissel-lIb-Verordnung bestimmt in inrem Artikel 36 Absatz 3, dass gegen die Ausstel-
lung einer Bescheinigung flr nicht privilegierte Entscheidungen keine Rechtsbehelfe mog-
lich sind, und in ihrem Artikel 47 Absatz 6, dass die Ausstellung einer Bescheinigung fur
eine privilegierte Entscheidung nur aus den in Artikel 48 genannten Griinden angefochten
werden kann. Keine Vorgaben enthalt die Brussel-lIb-Verordnung dazu, ob die Entschei-
dung, mit der ein Antrag auf Ausstellung einer Bescheinigung zurlickgewiesen wird, ange-
fochten werden kann.

Da die Vorlage einer Bescheinigung nach der Brissel-lIb-Verordnung sowohl Vorausset-
zung fur die Anerkennung als auch fir die Vollstreckung einer in einem Mitgliedstaat ergan-
genen Entscheidung in einem anderen Mitgliedstaat ist, sollte die gerichtliche Entschei-
dung, den Antrag auf Ausstellung einer Bescheinigung zuriickzuweisen, jedenfalls dann der
Uberprifung zugénglich sein, wenn sie durch den Familienrichter beim Gericht des ersten
Rechtszugs ergeht. Dies gewahrleistet § 48 Absatz 4 IntFamRVG-E, der vorsieht, dass die
Entscheidung des Familienrichters, mit der ein Antrag auf Ausstellung einer Bescheinigung
nach Artikel 36 Absatz 1 oder nach Artikel 47 Absatz 1 der Brissel-lIb-Verordnung zurtick-
gewiesen wird, mit der sofortigen Beschwerde in entsprechender Anwendung der §§ 567
bis 572 ZPO anfechtbar ist.

Zu § 49 (Berichtigung von Bescheinigungen)

§ 49 IntFamRVG gestaltet das von der Brussel-lla-Verordnung vorgesehene Verfahren zur
Berichtigung von Bescheinigungen Uber privilegierte Entscheidungen aus. Hier sind die Be-
zugnahmen auf die Brissel-lla-Verordnung durch die Bezugnahmen auf die einschlagigen
Normen der Brussel-lIb-Verordnung zu ersetzen.

Nach der Brussel-lIIb-Verordnung besteht eine Berichtigungsmdglichkeit nun nicht mehr nur
fur privilegierte Entscheidungen (Artikel 48 Absatz 1 und 3), sondern auch fir nicht privile-
gierte Entscheidungen (Artikel 37). Die Ausgestaltung des Verfahrens fir die Berichtigung
einschliellich eines etwaigen Rechtsbehelfs bleibt dem Recht des Ursprungsmitgliedstaa-
tes vorbehalten. Der Entwurf halt insoweit an der entsprechenden Anwendung des § 319
ZPO fest. Dies bedeutet, dass nach § 319 Absatz 3 ZPO gegen den Beschluss, durch den
der Antrag auf Berichtigung zurtickgewiesen wird, kein Rechtsmittel stattfindet, wahrend
gegen den Beschluss, der eine Berichtigung ausspricht, die sofortige Beschwerde statthaft
ist. Da die sofortige Beschwerde nach § 567 Absatz 1 ZPO nur gegen Entscheidungen der
Amts- und Landgerichte stattfindet, hat dies zur Folge, dass gegen die Berichtigung einer
Bescheinigung durch Oberlandesgericht und BGH kein Rechtsbehelf gegeben ist. Dies ist
unbedenklich, da Artikel 48 Absatz 3 Brussel-llb-Verordnung es dem nationalen Recht
Uberlasst, ob es Giberhaupt einen Rechtsbehelf vorsieht.

Zu § 50 (Widerruf von Bescheinigungen)

Der Rechtsschutz gegen die Vollstreckung privilegierter Entscheidungen wird durch die
Brissel-1Ib-Verordnung insofern verbessert, als die fur die Vollstreckung erforderliche Be-
scheinigung im Ursprungsmitgliedstaat nicht nur wie bereits bisher und auch weiterhin be-
richtigt, sondern wenn sie gemessen an den fir ihre Ausstellung festgelegten Vorausset-
zungen zu Unrecht ausgestellt wurde, nach Artikel 48 Absatz 2 und 3 auch widerrufen wer-
den kann. Die Ausgestaltung des Verfahrens einschlieRlich eines etwaigen Rechtsbehelfs
bleibt dem Recht des Ursprungsmitgliedstaates vorbehalten.

Der Entwurf gestaltet das Widerrufsverfahren in Anlehnung an dasjenige des § 1081 ZPO
aus, der der Durchfihrung des Artikels 10 der Verordnung (EG) Nr. 805/2004 dient. Anders
als in § 1081 Absatz 2 ZPO, der den Widerruf auf Antrag des Schuldners aus Griinden der
Rechtssicherheit des Glaubigers befristet, ist eine Befristung hier nicht notwendig. Denn
der Widerruf nach Artikel 48 Absatz 2 Briussel-lIb-Verordnung ist — anders als der Widerruf
nach Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 805/2004 — nicht nur auf Antrag, sondern
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auch von Amts wegen mdglich. Damit aber kdnnte die aus dem Titel berechtigte Person
auch nach Ablauf einer Widerrufsfrist fir die aus dem Titel verpflichtete Person nicht auf
den Bestand der Bescheinigung vertrauen.

Die entsprechende Anwendbarkeit von § 319 Absatz 3 ZPO auf den Widerruf hat zur Folge,
dass gegen den Beschluss, durch den der Antrag auf Widerruf zurickgewiesen wird, kein
Rechtsmittel stattfindet, wahrend gegen den Beschluss, der den Widerruf ausspricht, die
sofortige Beschwerde statthaft ist. Da die sofortige Beschwerde nach § 567 Absatz 1 ZPO
nur gegen Entscheidungen der Amts- und Landgerichte stattfindet, hat dies zur Folge, dass
gegen den Widerruf einer Bescheinigung durch Oberlandesgericht und BGH kein Rechts-
behelf gegeben ist. Dies ist unbedenklich, da Artikel 48 Absatz 3 Brissel-lIb-Verordnung es
dem nationalen Recht Uberldsst, ob es Uberhaupt einen Rechtsbehelf vorsieht.

Zu Nummer 38 (§ 55 IntFamRVG)

Die Brussel-lIb-Verordnung gilt nach ihrem Artikel 100 Absatz 1 nur fur am oder nach dem
1. August 2022 eingeleitete gerichtliche Verfahren, formlich errichtete oder eingetragene
offentliche Urkunden und eingetragene Vereinbarungen. Nur auf diese Verfahren, o6ffentli-
chen Urkunden und Vereinbarungen sollen auch die neuen Durchfiihrungsvorschriften an-
wendbar sein. Fir Entscheidungen in vor dem Stichtag 1. August 2022 eingeleiteten ge-
richtlichen Verfahren, fur vorher formlich errichtete oder eingetragene 6ffentliche Urkunden
und vollstreckbar gewordene Vereinbarungen bleibt gemaR Artikel 104 Absatz 1 in Verbin-
dung mit Artikel 100 Absatz 2 der Brussel-lIb-Verordnung die Brussel-lla-Verordnung an-
wendbar. Insoweit sollen auch die bislang geltenden Durchfiihrungsvorschriften anwendbar
bleiben. Dies wird durch die Neufassung des § 55 IntFamRVG gewahrleistet, die die Uber-
gangsvorschrift zur Briissel-lla-Verordnung durch die Ubergangsvorschrift zur Brissel-llb-
Verordnung ersetzt.

Zu Nummer 39 (§ 56 IntFamRVG)

§ 56 enthalt Ubergangsvorschriften fiir Verfahren nach dem Haager Kindesentfiihrungs-
Ubereinkommen und dem Europaischen Sorgerechtsiibereinkommen, die vor Inkrafttreten
des IntFamRVG am 1. Marz 2005 eingeleitet wurden. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der
durch diesen Entwurf gednderten Fassung des IntFamRVG am 1. August 2022, also mehr
als 17 Jahre spéter, besteht kein Bedarf mehr fiir diese Ubergangsregelung. Sie wird des-
halb aufgehoben.

Zu Artikel 2 (Anderung des Rechtspflegergesetzes)

Die dem Familiengericht zugewiesenen Kindschaftssachen nach dem IntFamRVG sollen
vollstdndig dem Richter vorbehalten werden. Diese Kindschaftssachen sind daher in die
Aufzahlung des § 14 Absatz 2 RPfIG aufgenommen und Absatz 2 neu gefasst worden.

Zu Artikel 3 (Anderung der Zivilprozessordnung)

Nach der Vorschrift des § 1080 Absatz 1 Satz 2 ZPO zur Durchfihrung der Verordnung
(EG) Nr. 805/2004 sind Ausfertigungen der nach ihren Artikel 9 Absatz 1, Artikel 24 Ab-
satz 1, Artikel 25 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 3 ausgestellten Bestatigungen dem Schuld-
ner von Amts wegen zuzustellen. Entsprechendes sieht § 1111 Absatz 1 Satz 3 ZPO fir
die nach den Artikeln 53 und 60 der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 auszustellenden Be-
scheinigungen vor.

Durch die Anderung der beiden Vorschriften wird fiir den Glaubiger die Méglichkeit erdffnet,
die Zustellung im Parteibetrieb zu bewirken. Damit wird eine von Rechtsanwalten lautge-
wordene Forderung fir die Zustellung von Bescheinigungen nach der Verordnung (EU)
Nr. 1215/2012 aufgegriffen. Durch eine Zustellung im Parteibetrieb kann die Zustellung im
EU-Ausland im Vergleich zur Zustellung von Amts wegen mitunter beschleunigt werden.
Denn bei Zulassung der Zustellung im Parteibetrieb steht der Partei die Mdglichkeit des
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Artikels 15 der Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 offen, gerichtliche Schriftstiicke unmittelbar
durch Amtspersonen, Beamte oder sonstige zustéandige Personen des Empfangsmitglied-
staates zustellen zu lassen, wenn eine solche unmittelbare Zustellung nach dem Recht
dieses Mitgliedstaates zuldssig ist. Dies mag im Verhaltnis zu einigen EU-Mitgliedstaaten
schneller beziehungsweise zuverlassiger funktionieren als die Zustellung tber die Ubermitt-
lungs- und Empfangsstellen der beteiligten Mitgliedstaaten gemal Artikel 4 ff. der Verord-
nung (EG) Nr. 1393/2007 beziehungsweise als die Zustellung durch Postdienste per Ein-
schreiben mit Rickschein geman Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1393/2007.

Zu Artikel 4 (Anderung des Auslandsunterhaltsgesetzes)
Zu Nummer 1

§ 25 AUG bestimmt, unter welchen Voraussetzungen deutsche Gerichte in Unterhaltssa-
chen nach Artikel 3 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 zustandig sind. Nach § 25
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a AUG ist dies der Fall, wenn Unterhalt im Scheidungs-
oder Aufhebungsverbund geltend gemacht wird und die deutschen Gerichte fur die Ehe-
oder Lebenspartnerschaftssache nach Artikel 3 Absatz 1 der Briussel-lla-Verordnung zu-
standig sind. Dieser Verweis auf die Brissel-lla-Verordnung ist durch einen Verweis auf die
inhaltsgleiche Norm des Artikels 3 der Brussel-lIb-Verordnung zu ersetzen.

Zu Nummer 2

Mit Gesetz Uber die Modernisierung und Bereinigung von Justizgesetzen im Land Berlin
vom 22. Januar 2021 (GVBI. Nr. 8 v. 4. Februar 2021, S. 75) hat das Land Berlin das Amts-
gericht Pankow/Weilkensee in Amtsgericht Pankow umbenannt. Das Gesetz tritt am 1. Au-
gust 2021 in Kraft. Dieser Anderung im Landesrecht ist durch entsprechende Anpassung
der Bezeichnung des Amtsgerichts in den Bundesgesetzen Rechnung zu tragen.

Zu Artikel 5 (Anderung des EU-Gewaltschutzverfahrensgesetzes)

Mit Gesetz Uber die Modernisierung und Bereinigung von Justizgesetzen im Land Berlin
vom 22. Januar 2021 (GVBI. Nr. 8 v. 4. Februar 2021, S. 75) hat das Land Berlin das Amts-
gericht Pankow/Weilkensee in Amtsgericht Pankow umbenannt. Das Gesetz tritt am 1. Au-
gust 2021 in Kraft. Dieser Anderung im Landesrecht ist durch entsprechende Anpassung
der Bezeichnung des Amtsgerichts in den Bundesgesetzen Rechnung zu tragen.

Zu Artikel 6 (Anderung des Gesetzes iiber Gerichtskosten in Familiensachen)

Fur Verfahren auf Versagung der Vollstreckung nach den §§ 44b und 44c IntFamRVG-E
wird durch eine Erganzung in Nummer 1710 des Kostenverzeichnisses zum Gesetz Uber
Gerichtskosten in Familiensachen (KV FamGKG) eine Gebuhr in Héhe von 264,00 Euro
vorgeschlagen. Fur Beschwerdeverfahren entstehen die Gebihren nach den Num-
mern 1720 bis 1722 KV FamGKG.

Fir das Verfahren auf Aussetzung der Vollstreckung nach Artikel 56 Absatz 1, 2 und 4 der
Brussel-lIb-Verordnung in Verbindung mit § 44f IntFamRVG-E wird eine Geblhr in Héhe
von 22,00 Euro vorgeschlagen. Bei diesem Verfahren handelt es sich letztlich um eine
einstweilige Einstellung der Vollstreckung aufgrund bestimmter unionsrechtlich harmoni-
sierter Aussetzungsgrunde.

Zu Artikel 7 (Anderung des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes)

Fir Verfahren Gber die vorlaufige Einstellung, Beschrankung oder Aufhebung der Zwangs-
vollstreckung oder die einstweilige Einstellung oder Beschrankung der Vollstreckung und
die Anordnung, dass VollstreckungsmalRnahmen aufzuheben sind, bestimmt Nummer 3328
des Vergutungsverzeichnisses zum Rechtanwaltsvergutungsgesetz (VV RVG) eine beson-
dere Verfahrensgebihr mit einem Geblihrensatz von 0,5.
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Da das Verfahren auf Aussetzung der Vollstreckung nach Artikel 56 Absatz 1, 2 und 4 der
Verordnung (EU) 2019/1111 in Verbindung mit § 44f IntFamRVG-E mit den in Num-
mer 3328 VV RVG genannten Verfahren vergleichbar ist, wird eine Erganzung des Geblh-
rentatbestandes um den Begriff der ,Aussetzung der Zwangsvollstreckung vorgeschlagen.

Gleichzeitig soll Satz 1 der Anmerkung zu Nummer 3328 VV RVG neu gefasst werden. Die
bisherige Regelung ist im Zusammenhang mit § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 RVG zu
sehen, wonach die einstweilige Einstellung oder Beschrankung der Vollstreckung und die
Anordnung, dass Vollstreckungsmaflinahmen aufzuheben sind, zum jeweiligen Rechtszug
gehort, wenn nicht ein besonderer gerichtlicher Termin hiertiber stattfindet. Im Zusammen-
wirken mit der Regelung in Satz 1 der Anmerkung zu Nummer 3328 VV RVG flhrt dies zu
einer Regelungslicke, wenn ein Rechtsanwalt oder eine Rechtsanwaltin ohne sonstiges
Mandat in einem solchen Verfahren ohne abgesonderte mindliche Verhandlung tatig wird
(vergleiche Gerold/Schmidt, RVG, 24. Aufl. RdNr. 10 zu Nummer 3328 VV RVG).

Die Verfahrensgebihr entsteht nach der vorgeschlagenen Neufassung des Satzes 1 der
Anmerkung wie bisher dann nicht, wenn ein Fall des § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 RVG
vorliegt, also wenn ein mit einem weitergehenden Mandat versehener Rechtsanwalt oder
eine Rechtsanwaltin tatig wird und eine abgesonderte mindliche Verhandlung nicht statt-
findet. Der Anwendungsbereich des Geblhrentatbestandes wird lediglich um den eines iso-
lierten Mandats erweitert und zwar auch, wenn keine mindliche Verhandlung stattfindet.

Daruber hinaus soll das Verfahren nach § 44f IntFamRVG-E, wie das Aussetzungsverfah-
ren nach § 31 AUG, in § 18 Absatz 1 Nummer 6 RVG genannt werden und damit als be-
sondere Angelegenheit gelten. Dies hat zur Folge, dass dem Rechtsanwalt oder der
Rechtsanwaltin hierflr immer besondere Gebihren zustehen, also zum Beispiel auch,
wenn fUr die Entscheidung Uber die Aussetzung der Vollstreckung nach § 44f Absatz 3 Int-
FamRVG-E das Oberlandesgericht zustandig ist und der Rechtsanwalt oder die Rechtsan-
waltin auch in diesem Verfahren tatig ist.

Fur die Ausstellung der Bescheinigung nach § 39 Absatz 1 IntFamRVG-E soll wie flr ver-
gleichbare Bescheinigungen in § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 9a Buchstabe b klargestellt
werden, dass anwaltliche Tatigkeiten insoweit zum Rechtszug gehdren.

Zu Artikel 8 (Anderung des Achten Buchs Sozialgesetzbuch)

Die Verweisungen in § 38 SGB VIII auf die Brissel-lla-Verordnung werden durch Verwei-
sungen auf die Brissel-lIb-Verordnung ersetzt.

Zu Artikel 9 (Bekanntmachungserlaubnis)

Das IntFamRVG ist in den letzten Jahren mehrfach geandert worden. Zur Rechtsklarheit
und Rechtssicherheit fur den Rechtsanwender ist eine Neubekanntmachung sinnvoll. Da-
her soll das Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz ermachtigt werden,
eine Neubekanntmachung des IntFamRVG vorzunehmen.

Zu Artikel 10 (Inkrafttreten)

Nach Artikel 10 Satz 1 tritt das Gesetz — vorbehaltlich der in Satz 2 genannten Anderungen,
die bereits am Tag nach der Verkiindung des Gesetzes in Kraft treten — erst am 1. August
2022 in Kraft. So ist gewahrleistet, dass die Vorschriften zur Durchfuhrung der Brussel-IIb-
Verordnung zeitgleich mit der Brussel-lIb-Verordnung vom 1. August 2022 an gelten, wah-
rend die Anderungen, die unabhéngig von den zur Durchfihrung der Briissel-lIb-Verord-
nung erforderlichen Anderungen sind, zum friihestméglichen Zeitpunkt gelten.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2019/1111 iiber die

Zustindigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen

und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und iiber internationale

Kindesentfiihrungen sowie zur Anderung sonstiger Vorschriften (NKR-Nr. 5558)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Regelungsvorhabens gepriift

1. Zusammenfassung

Biirgerinnen und Biirger

keine Auswirkungen

Wirtschaft

keine Auswirkungen

Verwaltung (Bund)

Jahrlicher Erfiillungsaufwand:

rund 512.000 Euro

Umsetzung von EU-Recht

Nicht durch die unmittelbar geltende Briissel-IIb-
Verordnung veranlasst, jedoch in engem Zusam-
menhang damit steht ein neues Beteiligungsrecht
des Bundesamtes fiir Justiz (Bf]) an gerichtlichen
Verfahren, die das Bf] nicht selbst eingeleitet hat.

Evaluierung

Ziel:

Die Kommission wird die Briissel-1Ib-
Verordnung nach dem 2. August 2025 auf der
Grundlage von Berichten der Mitgliedstaaten
evaluieren. Der Bericht der Bundesregierung wird
so erstellt, dass in Bezug auf Deutschland valide
quantitative und qualitative Erkenntnisse vorlie-
gen.

Reibungslose justizielle Zusammenarbeit in Ehe-
und Kindschaftssachen

Kriterien/Indikatoren:

Datengrundlage:

e Anzahl der Antrdge auf Versagung grenz-
tiberschreitender Anerken-
nung/ Vollstreckung von Gerichtsentschei-
dungen,

e Anzahl und Griinde von Versagungen

e Daten des Bundesamtes fiir Justiz

e Justizstatistik

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags
keine Finwdnde gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungs-

entwurf.
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II. Im Einzelnen

Die wechselseitige Anerkennung und Vollstreckung von Gerichtsentscheidungen in Ehe-
und Kindschaftssachen unter den Mitgliedstaaten der Europédischen Union (EU) ist der-
zeit durch die sog. Briissel-Ila-Verordnung geregelt. Mit Wirkung zum 1. August 2022
wird das Unionsrecht novelliert und die Briissel-Ila-Verordnung durch eine Briissel-IIb-

Verordnung ersetzt.

Die Novellierung des EU-Rechts macht Anderungen in nationalen Verfahrens- und Kos-
tengesetzen erforderlich, die das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucher-

schutz (BMJV) mit dem Regelungsvorhaben bewirken will.

II.1.  Erfiilllungsaufwand

Fiir die Biirgerinnen und Biirger sowie fiir die Wirtschaft sind mit den Rechtsdnderun-
gen keine Kostenfolgen verbunden. Beim Bundesamt fiir Justiz (Bf]) wird laufender Er-
fiillungsaufwand hervorgerufen, den das Ressort auf der Grundlage von Organisations-

untersuchungen gut nachvollziehbar ermittelt und dargestellt hat.
Rechtshilfe

Das Unionsrecht verpflichtet jeden Mitgliedstaat zur Einrichtung einer sog. Zentralen
Behorde, die in Kindschaftssachen grenziiberschreitende Zusammenarbeit koordiniert.
Mit der Briissel-IIb-Verordnung wird der Aufgabenkreis der Zentralen Behtrde erweitert,
u.a. bei der koordinierenden Bearbeitung von Informationsanfragen aus dem EU-Ausland

und der grenziiberschreitenden Unterbringung Minderjdhriger.

In Deutschland ist das Bf] als Zentrale Behorde eingesetzt. Die Wahrnehmung der zusétz-

lichen Aufgaben ruft dort Erfiillungsaufwand von jahrlich rund 425.000 Euro hervor.
Verfahrensbeteiligung bei Kindesentfithrung

Deutschland ist Vertragsstaat des Haager Kindesentfithrungstibereinkommens und damit
volkerrechtlich verpflichtet, gerichtliche Riickgabeverfahren zu organisieren. In Erfiil-
lung dieser volkerrechtlichen Verpflichtung hat der deutsche Gesetzgeber das Bf] zur Ein-

leitung und Durchfiihrung des Gerichtsverfahrens bevollmachtigt.

Die unmittelbar geltende Briissel-IIb-Verordnung erméchtigt das Bf] jetzt auch zur Ent-
scheidung tiber z.B. Umgangsrechte oder flankierende Schutzmafinahmen wéhrend der
Dauer des Gerichtsverfahrens. Hierdurch entsteht zusétzlicher Erftillungsaufwand von

jahrlich rund 31.000 Euro.
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II.2. Umsetzung von EU-Recht

Nicht unmittelbar durch die Briissel-IIb-Verordnung veranlasst, jedoch damit in engem

Zusammenhang steht eine neu eingefiihrte Beteiligung des Bf] an gerichtlichen Riickga-

beverfahren, die es nicht selbst eingeleitet hat. Hierdurch wird ebenfalls zusatzlicher Er-
fullungsaufwand ausgelost, den das BMJV mit rund 56.000 Euro p.a. nachvollziehbar er-
mittelt hat.

I1.3. Evaluierung

Die Kommission wird die Briissel-IIb-Verordnung nach dem 2. August 2025 auf der
Grundlage von Berichten der Mitgliedstaaten evaluieren. Der Bericht der Bundesregie-
rung wird so erstellt, dass in Bezug auf Deutschland valide quantitative und qualitative
Erkenntnisse vorliegen. Dabei sind die Anzahl der Antrége auf Versagung grenziiber-
schreitender Anerkennung/ Vollstreckung von Gerichtsentscheidungen sowie Anzahl
und Griinde von Versagungen als Kriterien fiir die Gewihrleistung reibungsloser grenz-
tiberschreitender Zusammenarbeit (Ziel) vorgesehen. Die erforderliche Datengrundlage
wird aus den Statistiken des Bundesamtes fiir Justiz sowie aus den Justizstatistiken ge-

wonnen.

I11. Ergebnis

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags
keine Einwande gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Rege-

lungsentwurf.

Dr. Johannes Ludewig Dr. Rainer Holtschneider

Vorsitzender Berichterstatter
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	„Unterabschnitt 2
	Besondere Vorschriften zur Vollstreckung von Titeln nach Kapitel IV der Verordnung (EU) 2019/1111
	§ 44a
	Allgemeine Verfahrensvorschriften

	§ 44b
	Verfahren auf Versagung der Vollstreckung nach Artikel 59 der Verordnung (EU) 2019/1111

	§ 44c
	Entscheidung über die Versagung der Vollstreckung und Bekanntmachung der Entscheidung

	§ 44d
	Sofortige Beschwerde

	§ 44e
	Rechtsbeschwerde

	§ 44f
	Aussetzung der Vollstreckung nach Artikel 56 Absatz 1, 2 und 4 der Verordnung (EU) 2019/1111

	§ 44g
	Einstellung der Zwangsvollstreckung

	§ 44h
	Schadensersatz wegen ungerechtfertigter Vollstreckung aus Titeln über die Erstattung von Verfahrenskosten

	§ 44i
	Vollstreckungsabwehrklage bei Titeln über die Erstattung von Verfahrenskosten

	§ 44j
	Verfahren auf Feststellung des Nichtvorliegens von Anerkennungsversagungsgründen und auf Versagung der Anerkennung



	33. In § 45 Satz 1 werden die Wörter „Artikel 56 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003“ durch die Wörter „Artikel 82 der Verordnung (EU) 2019/1111“ ersetzt.
	34. § 47 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	35. In der Überschrift des Abschnitts 9 wird die Angabe „der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003“ durch die Angabe „Kapitel IV der Verordnung (EU) 2019/1111“ ersetzt.
	36. Die §§ 48 und 49 werden durch die folgenden §§ 48 bis 50 ersetzt:
	„§ 48
	Ausstellung von Bescheinigungen

	§ 49
	Berichtigung von Bescheinigungen

	§ 50
	Widerruf von Bescheinigungen


	37. Der bisherige § 50 wird § 51.
	38. § 55 wird wie folgt gefasst:
	„§ 55
	Übergangsvorschriften zur Verordnung (EU) 2019/1111


	39. § 56 wird aufgehoben.


	Artikel 2
	Änderung des Rechtspflegergesetzes
	§ 14 Absatz 2 des Rechtspflegergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. April 2013 (BGBl. I S. 778, 2014 I S. 46), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 19. März 2020 (BGBl. I S. 541) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

	Artikel 3
	Änderung der Zivilprozessordnung
	Die Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I S. 1781), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3320) geändert worden ist, wird wie folgt geänd...
	1. Dem § 1080 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
	2. Dem § 1111 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:


	Artikel 4
	Änderung des Auslandsunterhaltsgesetzes
	Das Auslandsunterhaltsgesetz vom 23. Mai 2011 (BGBl. I S. 898), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2019 (BGBl. I S. 1724) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 25 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:
	2. In § 7 Absatz 1 Satz 2, § 21 Absatz 1 Satz 2, § 27 Absatz 1 Satz 3, § 28 Absatz 1 Satz 2 und § 35 Absatz 1 Satz 2 werden jeweils die Wörter „Pankow/Weißensee“ durch die das Wort „Pankow“ ersetzt.


	Artikel 5
	Änderung des EU-Gewaltschutzverfahrensgesetzes
	In § 5 Absatz 2 und § 19 Satz 2 des EU-Gewaltschutzverfahrensgesetzes vom 5. Dezember 2014 (BGBl. I S. 1964) werden jeweils die Wörter „Pankow/Weißensee“ durch das Wort „Pankow“ ersetzt.

	Artikel 6
	Änderung des Gesetzes über Gerichtskosten in Familiensachen
	Die Anlage 1 (Kostenverzeichnis) des Gesetzes über Gerichtskosten in Familiensachen vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2666), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3229) geändert worden ist, wird wie folgt geä...
	1. In Nummer 1710 wird der Gebührentatbestand wie folgt geändert:
	2. In Nummer 1712 werden in dem Gebührentatbestand nach der Angabe „ZPO“ die Wörter „und auf Aussetzung der Vollstreckung nach § 44f IntFamRVG“ eingefügt.


	Artikel 7
	Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes
	Das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 788), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3320) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 18 Absatz 1 Nummer 6 werden nach den Wörtern „§ 1109 der Zivilprozessordnung“ ein Komma und die Wörter „jedes Verfahren über Anträge auf Aussetzung der Vollstreckung nach § 44f des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes“ eingefügt.
	2. In § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 9a Buchstabe b wird die Angabe „§ 48“ durch die Wörter „§ 39 Absatz 1 und § 48“ ersetzt.
	3. Nummer 3328 der Anlage 1 (Vergütungsverzeichnis) wird wie folgt geändert:


	Artikel 8
	Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch
	§ 38 des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch [… Artikel 1 Nummer 28 des Entwurfs eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlic...
	1. Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
	2. Absatz 5 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:


	Artikel 9
	Bekanntmachungserlaubnis
	Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz kann den Wortlaut des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes in der vom 1. August 2022 an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

	Artikel 10
	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 1. August 2022 in Kraft. Am Tag nach der Verkündung treten in Kraft:
	1. Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe c, Nummer 8 Buchstabe b, Nummer 10, 13, 16, 20, 25, 26, 29,
	2. Artikel 3,
	3. Artikel 4 Nummer 2 und
	4. Artikel 5.
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